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Thomé Newsletter 01/2016 vom 06.01.2016 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Kolleginnen und Kollegen,  
 
zunächst möchte ich erstmal noch schöne Neujahresgrüße schicken und allen viel Kraft und 
Gesundheit für die anstehenden Aufgaben wünschen.  
 
Die Themen sammeln sich, daher ist  Zeit für einen Newsletter. Dieser zu folgenden Themen: 
 
 
1. Thomé Newsletterreader 2015 / Zusammenstellung aller sozialpolitischen Infos aus 2015  
=============== 
Von den thematischen Beiträgen meiner Newsletter im letzten Jahr habe ich eine Zusammenstellung 
gemacht.  Darin sind alle Newsletterbeiträge aus dem Jahr 2015. Wer möchte, kann diese hier 
downloaden: http://www.harald-thome.de/media/files/Thom--Newsletter-Jahres-bersicht-
2015.pdf   Hier noch ein Link zum elektronischen Archiv, das geht auch noch was weiter 
zurück:  http://tinyurl.com/jupyuee 
 
 
2. Neue Fachliche Hinweise der BA zum SGB II 
===================================== 
Die BA hat neue Fachliche Hinweise zum SGB II rausgegen, und zwar zu § 26 und § 33 SGB II. Nähere 
Infos hier: http://www.harald-thome.de/sgb-ii---hinweise.html 
 
  
3. SGB  XII – Änderungen zum 1.1.2016 
==================== 
Zum 1.1.2016 sind nun die SGB  XII Änderungen in Kraft getreten, leistungsrechtlich sind dort 
entgegen vorherigen Planungen wenig eingetreten, die relevantesten leistungsrechtlichen 
Änderungen sind in § 44 (Antragstellung) und § 82 (Einkommensanrechnung) SGB XII.  
Eine Synopse mit den Änderungen gibt es hier: http://www.buzer.de/gesetz/3415/v196520-2016-01-
01.htm 
 
 
4. Wuppertal: LSG Urteil zu höheren Unterkunftskosten wird vom Jobcenter ignoriert – Tacheles 
wirft dem JC Wuppertal  Rechtsbruch vor  
=================================================================== 
Das JC Wuppertal wurde vom LSG NRW zur Zahlung höherer und anders 
festzusetzender  Unterkunftskosten verurteilt. Nachdem das Urteil zwei Monate von Amtswegen 
ignoriert wurde, wurde von Tacheles dem JC Rechtsbruch vorgeworfen. Dieser Vorwurf hat dazu 
geführt, dass öffentlich Zugesichert wurde, die Verwaltungspraxis zu ändern. Geändert ist seit der 
Zusicherung aber noch immer nichts! 
Die Tachelespressemitteilung und örtliche mediale Reaktionen sind hier zu finden: http://tacheles-
sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1934/  
 
Mit Schreiben von Anfang Dez. hat das JC Wuppertal alle Leistungsempfänger angeschrieben und 
Hinweise zu gesetzlichen Änderungen im Jahr 2016 gegeben. Das wäre ein idealer Anlass gewesen 
hier auf die kommunal relevante Änderung bei den Unterkunftskosten, anlässlich des Urteils des LSG, 
hinzuweisen. Genau das haben sie nicht gemacht, die von der JC Geschäftsführung versprochene 
Umsetzung „ab Januar“  lässt immer noch auf sich warten: Hier das JC Wuppertal selbst 
veröffentlichte Infoschreiben zu Änderungen 2016: 

http://www.harald-thome.de/media/files/Thom--Newsletter-Jahres-bersicht-2015.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Thom--Newsletter-Jahres-bersicht-2015.pdf
http://tinyurl.com/jupyuee
http://www.harald-thome.de/sgb-ii---hinweise.html
http://www.buzer.de/gesetz/3415/v196520-2016-01-01.htm
http://www.buzer.de/gesetz/3415/v196520-2016-01-01.htm
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1934/
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1934/
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http://www.jobcenter.wuppertal.de/medien/bindata/Infoschreiben-010116.pdf 
 
 
5. Burkhard Tomm-Bub: "Handbuch Widerstand-gegen Hartz IV" / Inge Hannemann: “Die Hartz-IV-
Diktatur” 
============================================== 
Der Kollege Burkhard Tomm-Bub, ehemaliger Jobcenter Arbeitsvermittler, hat das „ Handbuch 
Widerstand-gegen Hartz IV" rausgegeben. Aus der Beschreibung: Dieses Handbuch soll konkrete 
Hinweise und Tipps geben, dies in möglichst prägnanter und verständlicher Form -ohne dabei aber 
unsolide oder unseriös daher zu kommen. 
Dazu nähere Infos mit Bestelllinks hier: http://handbuchwiderstandgegenhartzvier.blogspot.de/ 
Und jetzt der Hinweis auf das lesenswerte Buch von  Inge Hannemann: Die Hartz-IV-Diktatur, auf das 
ich an dieser Stelle mal explizit hinweisen will, näheres hier: 
http://altonabloggt.com/2015/04/25/die-hartz-iv-diktatur/ 
 
 
6. Mahngebühren bei Strom in Höhe von 3,10 EUR können nicht ohne weiteres verlangt werden  
================================================================ 
Das Amtsgericht Hamburg-Harburg hat entschieden, dass ein Stromgrundversorger von einem 
säumigen Kunden keine Mahnkosten in Höhe von 3,10 Euro verlangen kann, wenn er dem Gericht 
nicht die Berechnungsgrundlage dafür darlegt. 
 
Das Urteil könnte auch auf andere Energieversorger anwendbar sein. Eine PM mit Urteilslink der LAG 
Schuldnerberatung Hamburg gibt es hier: http://www.harald-thome.de/media/files/2015.12.11-
Vattenfall-Mahnkosten-LAG-Schuldnerberatung.pdf  
 
 
7. Regelsatzhöhe: DGB und Deutsches Kinderhilfswerk kritisieren Höhe der Regelsätze  
=================================================================== 
Zwar werden die Hartz-IV-Regelsätze zum Jahresbeginn leicht angehoben – trotzdem haben Hartz-IV-
Empfänger heute weniger Geld zum Leben als zum Start des Hartz-Systems im Jahr 2005. Denn die 
Preise sind seit 2005 deutlich stärker gestiegen als die Hartz-Sätze. Das zeigt eine DGB-Analyse.“ – 
mehr: http://tinyurl.com/h5mcr99 
Auch das Deutsche Kinderhilfswerk kritisiert die Erhöhung des Kindergeldes und des Regelsatzes für 
Kinder im Hartz IV-Bezug zum 1. Januar 2016 als völlig unzureichend. „Zwei Euro mehr Kindergeld 
und drei Euro Regelsatzerhöhung für Kinder im Hartz IV-Bezug sind ein Hohn. 
Weiter:  http://tinyurl.com/hwyp2wo 

 

Thomé Newsletter 02/2016 vom 08.01.2016 

Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Kolleginnen und Kollegen,  
 
es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter, der heutige zu folgenden Themen:  
 
1. Tacheles sucht engagierte/n Juristin/Juristen zur Kooperation  
===================================================  
Unser Beratungsalltag zeigt, dass das leistungsrechtliche Handling des Wuppertaler Jobcenters 
immer willkürlicher und rechtswidriger wird. Zudem kommen immer mehr Auswärtige zu uns. Die 
Beratungsanfragen im Tacheles steigen ständig. Das Jobcenter tut seinen Teil dazu, diesen Zustand 

http://www.jobcenter.wuppertal.de/medien/bindata/Infoschreiben-010116.pdf
http://handbuchwiderstandgegenhartzvier.blogspot.de/
http://altonabloggt.com/2015/04/25/die-hartz-iv-diktatur/
http://www.harald-thome.de/media/files/2015.12.11-Vattenfall-Mahnkosten-LAG-Schuldnerberatung.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/2015.12.11-Vattenfall-Mahnkosten-LAG-Schuldnerberatung.pdf
http://tinyurl.com/h5mcr99
http://tinyurl.com/hwyp2wo
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weiter aufrecht zu erhalten. In den nächsten Monaten werden zudem immer mehr Flüchtlinge in den 
SGB II-Bezug kommen und der Beratungsbedarf dadurch deutlich steigen.  
Deshalb müssen und möchten wir das Tacheles stärker aufstellen.  
 
Da unsere örtlichen Kooperationsanwälte bis zur Oberkante voll mit Arbeit sind, suchen wir:  
 
eine/n fitte/n, engagierte/n Anwältin / Anwalt die/der Lust hat, sich an das Tacheles angedockt auf 
selbständiger Basis mit eigener Kanzlei in Wuppertal niederzulassen.  
 
Gerne auch eine Anwältin, einen Anwalt, die bzw. der in der Verwaltung/Rechtsstelle im Jobcenter 
gearbeitet hat oder noch arbeitet und die/der das Gefühl hat auf der falschen Seite zu sitzen und 
nunmehr auf der "anderen Seite" arbeiten möchte.  
 
Definitiv suchen wir keinen „Dependance Modell“, also einen externer Anwalt macht in Wuppertal 
eine Zweigstelle auf, sondern einen eng zusammenarbeitenden „Kooperationsanwalt“.  
 
Wir bieten eine Vielzahl von Fällen, eine praktische und inhaltliche Zusammenarbeit, fachlichen 
Austausch und viel Chaos, aber dafür ein echt engagiertes Team, liebenswerte Menschen, die für 
eine lebenswertere, gerechtere Welt kämpfen.  
 
Wir suchen eine Juristin/ einen Juristen, die/der engagiert, fachlich fundiert arbeitet, mit Freude und 
Biss die Klienten unterstützt, die/der Spaß dran hat Grundsatzfragen zu klären und für die/den ein 
antifaschistischer Grundkonsens eine Selbstverständlichkeit ist.  
 
Wir wünschen uns einen guten, respektvollen Umgang mit den Klienten, ein fachlich fundiertes und 
genaues Arbeiten, die Bereitschaft sich tiefer und grundsätzlicher in Themen rein zu arbeiten und die 
Bereitschaft sich mit den Beratungskollegen auszutauschen und natürlich enge Kooperation.  
 
Wer Interesse hat, möge sich bitte bei info@tacheles-sozialhilfe.de melden.  
 
Alles Weitere kann dann im persönlichen Gespräch besprochen werden  
 
 
2. Tacheles sucht Unterstützung in der Beratung  
========================================  
Aus den gleichen Gründen, weswegen wir einen Anwalt suchen, wollen wir auch unser 
Beratungsteam ausbauen. Wir suchen daher Menschen, die sich in der Sozialberatung dauerhaft 
engagieren wollen. Wir bieten Ehrenamtstätigkeit mit einer Ehrenamtspauschale, ein tolles Team, 
eine fundierte Ausbildung und Schulung in der Sozialberatung, viel Chaos und ganz viele Situationen 
in denen engagiertes Einschreiten notwendig ist. Gerne können die Mitstreiter vom Fach sein, 
ehemalige Verwaltungsmitarbeiter, pensionierte Juristen, Sozialarbeiter und natürlich auch Nicht-
Fach-Menschen, die sich aber vorstellen können diese Arbeit durchzuführen. Super wäre natürlich 
wenn ihr aus Wuppertal kämt, aber aus Nachbarstätten – nicht weiter als 20 km - wäre das auch 
möglich. Wer Interesse hat, möge sich bitte bei info@tacheles-sozialhilfe.de melden  
 
 
3. Aktualitätsprüfung der Daten in der bundesweiten Beratungsstellen und Anwaltsdatenbank 
================================================================== 
Von Tacheles wird eine Datenbank mit bundesweiten Adressen von Rechtsanwälten, 
Beratungsstellen, Erwerbslosen- und Sozialinitiativen, die Beratung und Unterstützung zum 
Arbeitslosen- und Sozialhilferecht mit den Schwerpunkten Arbeitslosengeld II, Sozialhilfe, 
Arbeitslosenrecht nach dem SGB III oder allgemeine Existenzsicherung anbieten, betrieben.  
Dort sind ca. 2500 Adressen enthalten. Ich möchte zum einen auffordern, dass sich Anwälte, 
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Beratungsstellen und Initiativen dort eintragen, zum anderen möchte ich bitten die eigetragenen 
Daten auf Aktualität zu überprüfen.  
 
Dann wäre es schön, wenn sich Beratungsstellen und Anwälte dort eintragen würden. Falls eine 
Zurückhaltung aus der Angst besteht, dass ihr dann mit Beratungsanfragen überschüttet werdet, 
müsst Ihr Euch keine Sorgen machen. Nur es gibt manche Gebiete da ist im Umkreis von 80 km keine 
einzige Stelle verzeichnet, das geht einfach nicht. Leute rafft euch auf, tragt euch da ein, es ist 
wichtig, dass es eine zentrale Anlaufstelle gibt. Hier geht’s nun zur Datenbank: www.my-
sozialberatung.de/adressen/@@suche  
 
4. KdU- und sonstige Richtlinien auf Aktualität prüfen  
==========================================  
Dann werden von uns die bekannten kommunalen Richtlinien (KdU/Erstausstattung/BuT) 
veröffentlicht. Hier möchte ich alle NewsletterleserInnen bitten, zu prüfen, ob ihr ggf. aktuelle 
vorliegen habt oder welche auf den Webseiten eurer Jobcenter veröffentlicht sind, wenn ja mir diese 
bitte zu übersenden . Auch cool wäre, wenn diejenigen die ein bisschen Zeit haben, mal eine 
Internetrecherche für die eigene und Nachbarkommunen durchführen könnten. Die Datenbank ist 
hier: www.harald-thome.de/oertliche-richtlinien.html  
 
 
5. Hinweis auf unseren Seminar- und Veranstaltungsraum in Wuppertal  
===============================================  
Als letztes möchte ich auch noch auf den neuen Seminar- und Veranstaltungsraum in Wuppertal 
hinweisen. Dieser wird am Sitz vom Verein Tacheles e.V. im Loher Bahnhof, in Wuppertal 
Unterbarmen betrieben und kann für Veranstaltungen, Tagungen, Treffen und Seminare gemietet 
werden.  
Vorteil des Raumes: ruhige Atmosphäre, tolles Ambiente, gut gelegen, mit Abluftanlage, viele 
Parkplätze, barrierefrei und keine Staus wegen Döppersbergumbauten bei der Anreise. Ab sofort mit 
einem Belegungskalender: www.seminarraum-loherbahnhof.de/belegungskalender.html  
Weitere Infos und Bilder sind hier zu finden: www.seminarraum-loherbahnhof.de  
Das war es dann wieder mal für heute.  

 

Thomé Newsletter 03/2016 vom 17.01.2016 

Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Kolleginnen und Kollegen,  
 
es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter, der heutige zu folgenden Themen: 
 
1. Tacheles wirft Jobcenter Wuppertal vorsätzlichen Rechtsbruch vor 
========================================================= 
Nachdem von Tacheles, nach zweimonatiger Ignoranz, die Umsetzung des Urteil des LSG NRW zu den 
Hartz IV-Mieten in Wuppertal angemahnt wurde, hat der JC Vize Kastien am 30.12.2015  gegenüber 
der WZ erklärt „das Urteil wird ab Anfang kommenden Jahres umgesetzt“. Siehe: 
http://wuppertal.tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Wuppertal_Kommunales/WZ_30.12.2015.pdf  
Die Realität sieht allerdings anders aus, Mitarbeiter des Amtes erklären SGB II-Leistungsbeziehern, 
der Verein Tacheles würde falsche Auskünfte erteilen, es wird sogar selbst nach Hinweis auf die neue 
Rechtslage unter völliger Ignoranz der Rechtsprechung vorsätzlich rechtswidrig entschieden.  
Dahingehende Fälle hat der Verein erneut zum Anlass genommen die unverzügliche Änderung der 
Verwaltungspraxis zu fordern.  

http://www.my-sozialberatung.de/adressen/@@suche
http://www.my-sozialberatung.de/adressen/@@suche
http://www.harald-thome.de/oertliche-richtlinien.html
http://www.seminarraum-loherbahnhof.de/belegungskalender.html
http://www.seminarraum-loherbahnhof.de/
http://wuppertal.tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Wuppertal_Kommunales/WZ_30.12.2015.pdf
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Die dahingehende Tacheles  Pressemitteilung vom 17.01. und weiteres Material ist hier zu finden:  
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1944/ 
 
 
2. BA begrenzt die Darlehensaufrechnung auf 10 % des Regelsatzes 
======================================================= 
Nach Weisung der BA dürfen Darlehen kulminiert in Höhe von bis zu 30 % des Regelsatzes 
aufgerechnet werden. Diese Weisung ist rechtswidrig und eine Reihe von Gerichten haben dies exakt 
so entschieden.  
Vom Tacheles aus haben wir zu dem Thema immer wieder Druck gemacht, das Thema medial, in 
unseren  Fortbildungen, und auch in der Beratung thematisiert.  
Aktuell haben wir dazu eine Anfrage an die BA gemacht, diese dokumentieren wir hier: 
http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/Aufrechung__Anschreiben_BA_28.12.15.pdf , 
dazu wurde  jetzt geantwortet, dass nunmehr die Darlehensaufrechnung auf 10 % begrenzt sei und 
das dahingehend alsbald die Weisungen geändert werden.  Die Antwort gibt es hier: http://tacheles-
sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/Aufrechnung__Antwort_BA_12.01.2015.pdf 
In der Beratungspraxis kann sich jetzt auf diese Antwort der BA bezogen und diese  auch 
Sachbearbeitern vorgelegt werden. Auch Anfragen an JC,  die oft rechtswidrige Verwaltungspraxis zu 
beenden, können darauf gestützt werden.  
 
 
3. Paritätischer wirft Bundesregierung statistische Willkür vor und fordert 491 Euro Regelsatz 
=============================================================== 
Als viel zu niedrig und „in keiner Weise bedarfsdeckend“ kritisiert der Paritätische 
Wohlfahrtsverband die Erhöhung der Hartz-IV-Regelsätze seit dem 1. Januar 2016 um lediglich 5 Euro 
auf 404 Euro. In einer aktuellen Studie weist der Verband der Bundesregierung manipulative Eingriffe 
in die statistischen Berechnungen nach, die zu einer massiven Unterdeckung der Regelsätze in Hartz 
IV führen. Der Verband fordert eine Korrektur und die Anhebung der Regelsätze um 23% auf 491 
Euro. 
Die vollständige Pressmeldung finden Sie hier: http://www.der-
paritaetische.de/nc/pressebereich/artikel/news/hartz-iv-paritaetischer-wirft-bundesregierung-
statistische-willkuer-vor-und-fordert-491-euro-regels/ 
 
 
4. DV: Handreichung zum rechtlichen Rahmen der Erwerbsintegration von Menschen ohne 
deutsche Staatsangehörigkeit 
================================================================= 
In der Handreichung des DV  wird erläutert, wie die Erwerbsintegration von Ausländerinnen und 
Ausländern sowohl in der Grundsicherung für Arbeitsuchende als auch von Leistungsberechtigten 
nach Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) gefördert werden kann. Die Anspruchsberechtigung von 
Ausländerinnen und Ausländern nach § 7 Abs. 1 Zweites Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) wird unter 
Berücksichtigung von Rechtsprechung und aufenthaltsrechtlichen Regelungen dargestellt. Dabei wird 
zwischen Unionsbürgerinnen bzw. -bürgern und Drittstaatsangehörigen unterschieden. 
Die Handreichung bildet das am 17. November 2015 geltende Recht ab (Stand: „Asylpaket I“). 
Sie kann hier heruntergeladen werden: https://www.deutscher-
verein.de/de/uploads/empfehlungen-stellungnahmen/2015/dv-22-15-erwerbsintegration.pdf 
 
 
5. Nahles und SPD bereiten Kürzungen bei Migranten vor 
================================================= 
Die SPD tritt vehement für Kürzungen von Sozialleistungen für Migranten ein. Entsprechende 
Ankündigungen sind in Arbeit. An dieser Front scheint die SPD die C-Parteien noch deutlich rechts zu 

http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1944/
http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/Aufrechung__Anschreiben_BA_28.12.15.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/Aufrechnung__Antwort_BA_12.01.2015.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/Aufrechnung__Antwort_BA_12.01.2015.pdf
http://www.der-paritaetische.de/nc/pressebereich/artikel/news/hartz-iv-paritaetischer-wirft-bundesregierung-statistische-willkuer-vor-und-fordert-491-euro-regels/
http://www.der-paritaetische.de/nc/pressebereich/artikel/news/hartz-iv-paritaetischer-wirft-bundesregierung-statistische-willkuer-vor-und-fordert-491-euro-regels/
http://www.der-paritaetische.de/nc/pressebereich/artikel/news/hartz-iv-paritaetischer-wirft-bundesregierung-statistische-willkuer-vor-und-fordert-491-euro-regels/
https://www.deutscher-verein.de/de/uploads/empfehlungen-stellungnahmen/2015/dv-22-15-erwerbsintegration.pdf
https://www.deutscher-verein.de/de/uploads/empfehlungen-stellungnahmen/2015/dv-22-15-erwerbsintegration.pdf
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überholen. Weitere Infos hier: http://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/eu-auslaender-mehr-
migranten-beziehen-hartz-iv-merkel-fuer-kuerzungen-1.2809337  
 
 
6. „Dem Freistaat zum Gefallen: über Udo Di Fabios Gutachten zur staatsrechtlichen Beurteilung 
der Flüchtlingskrise“ 
================================================================== 
Ein notwendiges Kontra zu Ex-Verfassungsrichter Udo Di Fabios Gutachten, Fazit: Das Gutachten 
nutzt fragwürdige staatstheoretische Argumente, um den Bund zu europarechtswidrigen 
Alleingängen anzuhalten, die dieser den Ländern angeblich verfassungsrechtlich schulde. Man kann 
dieses Gutachten auch als Zeugnis einer Verhärtung des politischen Klimas sehen, in dem nun 
ehemalige Verfassungsrichter ihre hohe Reputation dazu verwenden, einer demokratischen 
Regierung einen Rechtsbruch zu unterstellen, ohne diesen konkret benennen zu können. Sicherlich 
nicht bringt dieses Gutachten dagegen eine Absicht der Bayerischen Staatsregierung zum Ausdruck, 
gegen den Bund zu klagen. Dass eine Klage damit nicht zu gewinnen ist, wissen auch die 
erfahrungsgemäß hervorragenden Juristen in München. Quelle: http://verfassungsblog.de/dem-
freistaat-zum-gefallen-ueber-udo-di-fabios-gutachten-zur-staatsrechtlichen-beurteilung-der-
fluechtlingskrise/   
Di Fabios Gutachten: http://www.bayern.de/wp-
content/uploads/2016/01/Gutachten_Bay_DiFabio_formatiert.pdf 
 
 
7. Krieg in der Türkei mit Deutschlands Unterstützung – es reicht – die Kriegsunterstützung muss 
aufhören! 
=================================================================== 
Der türkische Staat führt Krieg gegen die Kurden und jeden der  Erdogan’s Politik  kritisiert. Dazu ein 
paar Links: http://www.heise.de/tp/artikel/46/46978/1.html oder hier 
http://www.spiegel.de/politik/ausland/tuerkei-gegen-die-kurden-der-krieg-nebenan-a-1070892.html  
 
Jetzt haben über 1000 Hochschullehrer und  Wissenschaftler  einen Friedensappell rausgegeben. Die 
türkische Polizei hat am Freitag 21 Unterzeichner festgenommen. Wie staatliche Medien berichteten, 
lautete der Vorwurf auf »Terrorpropaganda«. Erdogan hat allen Unterzeichnern angekündigt, dass 
sie dafür bitter bezahlen werden, einige haben schon ihre Jobs verloren. Näheres dazu hier: 
http://www.neues-deutschland.de/artikel/998153.tuerkei-festnahmen-wegen-friedensaufruf.html 
Umfangreiche und aktuelle Infos immer hier: https://twitter.com/ismail_kupeli  
Ich möchte alle Newsletterleserinnen und -leser auffordern, das Schweigen zu durchbrechen und 
aktiv zu werden. Die Kurden, die fortschrittlichen Menschen in der Türkei benötigen unsere 
Unterstützung hier in Deutschland. 

 

Thomé Newsletter 04/2016 vom 29.01.2016 

Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Kolleginnen und Kollegen,  
 
es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter, der heutige zu folgenden Themen: 
 
1. Das Rechtsvereinfachungsgesetz soll auf den Weg gebracht werden 
========================================================== 
Die Regierungspropaganda beginnt zu laufen, dass 9. SGB II-ÄndG wird nun „Entbürokratisierung“ 
des Hartz IV Gesetztes genannt, mal gucken ob es noch den Arbeitstitel „SGB  II - 

http://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/eu-auslaender-mehr-migranten-beziehen-hartz-iv-merkel-fuer-kuerzungen-1.2809337
http://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/eu-auslaender-mehr-migranten-beziehen-hartz-iv-merkel-fuer-kuerzungen-1.2809337
http://verfassungsblog.de/dem-freistaat-zum-gefallen-ueber-udo-di-fabios-gutachten-zur-staatsrechtlichen-beurteilung-der-fluechtlingskrise/
http://verfassungsblog.de/dem-freistaat-zum-gefallen-ueber-udo-di-fabios-gutachten-zur-staatsrechtlichen-beurteilung-der-fluechtlingskrise/
http://verfassungsblog.de/dem-freistaat-zum-gefallen-ueber-udo-di-fabios-gutachten-zur-staatsrechtlichen-beurteilung-der-fluechtlingskrise/
http://www.bayern.de/wp-content/uploads/2016/01/Gutachten_Bay_DiFabio_formatiert.pdf
http://www.bayern.de/wp-content/uploads/2016/01/Gutachten_Bay_DiFabio_formatiert.pdf
http://www.heise.de/tp/artikel/46/46978/1.html
http://www.spiegel.de/politik/ausland/tuerkei-gegen-die-kurden-der-krieg-nebenan-a-1070892.html
http://www.neues-deutschland.de/artikel/998153.tuerkei-festnahmen-wegen-friedensaufruf.html
https://twitter.com/ismail_kupeli


  
Seite 8 

 
  

Entbürokratisierungsgesetz“ erhält. Tatsächlich ist es aber in weiten Teilen ein das SGB II-Recht 
Verschärfungsgesetz. In einer Vielzahl von Stellen soll BSG –Rechtsprechung ausgehebelt  werden, 
vom Bundesverfassungsgericht geforderte Änderungen werden nicht umgesetzt, in einer Reihe von 
Punkten soll durch spezielle Regelungen das allgemeine Sozialrecht für SGB II’er als nicht 
anzuwendendes Recht erklärt werden. 
 
Daher der Hinweis, es handelt sich nicht um ein  Entbürokratisierungsgesetz, sondern um ein Gesetz 
mit dem das Sonder- und Entrechtungsrecht von SGB II’lern weiter verfeinert und ausgebaut werden 
soll.  
 
Daher empfehlen wir nochmal einen Blick auf die Tacheles Fachstellungnahme in der wir das 
weitgehend ausgearbeitet haben, diese gibt es hier: http://tacheles-
sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aus_der_Gesetzgebung/Fachstellungnahme_9._SGB_II-AEndG_V_-
_12.11.2015__End.pdf 
Diese als Ausschussdrucksache mit 19 Seiten: http://tacheles-
sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aus_der_Gesetzgebung/Fachstellungnahme_18_11_484.pdf 
 
SZ zu den geplanten SGB II Änderungen:  http://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/buerokratie-wie-
nahles-die-jobcenter-buerokratie-zerschlagen-will-1.2833387 
 
 
2. Fahrplan zum Rechtsverschärfungsgesetz 
===================================== 
Hier nun der konkrete Fahrplan zu den geplanten SGB II – Änderungen:  
Kabinett   03.02.2016 
Bundesrat, 1. Durchgang 18.03.2016 
Bundestag, 1. Lesung  14.04.2016 
Bundestag, 2. + 3. Lesung 09.06.2016 
Bundesrat, 2. Durchgang 08.07.2016 
Inkrafttreten 01.08.2016 
 
Konkret, soll somit das SGB II – Verschärfungsgesetz zum 01.08. 2016 in Kraft treten.  
  
3. Die geplante Änderungen 
============================ 
Gegenüber dem vorherigen  Referentenentwurf  vom 12.10.2015 gibt es in der nun bekannt 
geworden Version vom 02.12.2015 ein paar Änderungen. Offensichtlich ist schon mal, dass die 
geplanten Regelungen zur temporären Bedarfsgemeinschaft wieder draußen sind.  
Hier hat der bisherige Protest wohl schon Erfolg gezeigt!    
Diese dazustellen, ist mir in der Kürze der Zeit nicht möglich. Ob allerdings die Version vom 
02.12.2015 die ist, die nächste Woche dem Kabinett vorgelegt wird ist uns nicht bekannt. Kann sich 
also noch ändern.   
 
Hier geht es nun zum Referentenentwurf vom 02.12.2015: http://tacheles-
sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/Entwurf_9_SGBIIAEndG_Stand_2.12.15.pdf 
 
und hier zu einem Vergleich alter Referentenentwurf und neuer, so werden die gewollten 
Änderungen am deutlichsten: http://tacheles-
sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/9_SGB_II_Vergleich_GE_RefE.pdf  
 
4. Abschließende Bemerkung 
========================= 
Die kritische Debatte um die geplanten Änderungen haben schon was genutzt, das reicht aber nicht. 

http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aus_der_Gesetzgebung/Fachstellungnahme_9._SGB_II-AEndG_V_-_12.11.2015__End.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aus_der_Gesetzgebung/Fachstellungnahme_9._SGB_II-AEndG_V_-_12.11.2015__End.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aus_der_Gesetzgebung/Fachstellungnahme_9._SGB_II-AEndG_V_-_12.11.2015__End.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aus_der_Gesetzgebung/Fachstellungnahme_18_11_484.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aus_der_Gesetzgebung/Fachstellungnahme_18_11_484.pdf
http://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/buerokratie-wie-nahles-die-jobcenter-buerokratie-zerschlagen-will-1.2833387
http://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/buerokratie-wie-nahles-die-jobcenter-buerokratie-zerschlagen-will-1.2833387
http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/Entwurf_9_SGBIIAEndG_Stand_2.12.15.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/Entwurf_9_SGBIIAEndG_Stand_2.12.15.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/9_SGB_II_Vergleich_GE_RefE.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/9_SGB_II_Vergleich_GE_RefE.pdf
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Die Debatte muss weitergehen und der Druck erhöht werden. Dazu möchte ich auffordern. Ich 
möchte aber auch auffordern,  an dem bundesweiter Aktionstag am 10. März unter dem 
Motto:  Ansprüche verteidigen – Sanktionen abschaffen! Sich zu beteiligen. Mehr dazu hier: 
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1949/ 

 

Thomé Newsletter 05/2016 vom 03.02.2016 

Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Kolleginnen und Kollegen,  
 
mein heutiger Newsletter zu zwei Themen:  
 
1. Wuppertaler Zustände - Seit Jahren gibt es in Wuppertal ein Nazi-Problem und ein Problem des 
Umgangs der Polizei damit! 
================================================================== 
Am 11.04.2015 wurde am Wuppertaler Autonomen Zentrum (AZ) ein Antifaschist von drei HoGeSa-
Nazis bei einer Messerstecherei lebensgefährlich verletzt.  
Wie im Prozess hierzu bekannt wurde, hatte die Polizei bereits Monate vorher einen WhatsApp Chat 
aus Kreisen von Hooligans und Neonazis abgefangen, in dem eben solche Anschläge diskutiert 
wurden. Allerdings gab es von der Polizei keine Warnung an die gefährdeten Objekte.  
Nach dem Attentat auf das AZ hat die Polizei verlauten lassen, es hätte einen Schlagstock- und 
Pfefferspray Einsatz geben müssen, damit sie und die Sanitäter zu dem Verletzten kommen 
konnten.  Das Gegenteil war der Fall, die Sanitäter und die Polizei wurden zum Verletzten geführt 
und unterstützt. Auch dies wurde spätestens im Prozess deutlich.  Ein weiterer Punkt: Trotz 
Beantragung und Zusicherung  gab es für die Zeugen aus dem antifaschistischen Spektrum keinen 
Zeugenschutz, alle persönlichen Daten tauchten in den Ermittlungsakten auf und waren somit für die 
Nazis sichtbar. 
Schließlich wurden die Zeugen bis weit nach dem Prozessbeginn von der Polizei als Mordbeschuldigte 
geführt.  
 
Am heutigen Tage wurden die Urteile gegen die Täter gesprochen. Der Haupttäter wurde zu 8 Jahre, 
die beiden anderen zu 18 Monate ohne Bewährung und 9 Monate mit Bewährung verurteilt. 
 
Das sind nur die Spitzen einer Kette von schweren Fehlern bei der Aufklärung der Messerattacke von 
HoGeSa-Nazis auf einen Gast des Autonomen Zentrums Wuppertal. 
In Zeiten einer aufkommenden rechtsterroristischen Bewegung und nach dem NSU–Skandal sind 
solche Zustände und Summe von Merkwürdigkeiten nicht mehr tragbar! 
 
Ich möchte daher den Vorgang einer  bundesweiten Öffentlichkeit bekannt machen. In der Hoffnung 
auf viele engagierte Menschen und Journalisten die sich mit den »Wuppertaler Zuständen « 
beschäftigen.  
 
Hier erstmal eine ganz gute Zusammenfassung in einer örtlichen Zeitung: http://www.wuppertaler-
rundschau.de/lokales/messerattacke-am-az-kein-zeugenschutz-und-fehlende-fakten-aid-1.5704162 
Eine PM der Wuppertaler Grünen: 
https://www.facebook.com/Bundnis90DieGrunenWuppertal/posts/1284846498199568 
Eine Detailzusammenfassung aus autonomer Sicht: 
https://linksunten.indymedia.org/de/node/167591 
und ein Blog dazu mit komplett allen Papieren: https://wuppertal2015.blackblogs.org/wuppertaler-
zustaende/  

http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1949/
http://www.wuppertaler-rundschau.de/lokales/messerattacke-am-az-kein-zeugenschutz-und-fehlende-fakten-aid-1.5704162
http://www.wuppertaler-rundschau.de/lokales/messerattacke-am-az-kein-zeugenschutz-und-fehlende-fakten-aid-1.5704162
https://www.facebook.com/Bundnis90DieGrunenWuppertal/posts/1284846498199568
https://linksunten.indymedia.org/de/node/167591
https://wuppertal2015.blackblogs.org/wuppertaler-zustaende/
https://wuppertal2015.blackblogs.org/wuppertaler-zustaende/
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2. Nahles hat den Kabinettsentwurf zum SGB II-ÄndG vorgelegt 
==================================================== 
Die Regierungspropaganda beginnt zu laufen, das 9. SGB II-ÄndG wird nun „Entbürokratisierung“ des 
Hartz IV Gesetztes genannt, mal gucken ob es noch den Arbeitstitel „SGB  II - 
Entbürokratisierungsgesetz“ erhält. Tatsächlich ist es aber in weiten Teilen ein das SGB II-Recht 
Verschärfungsgesetz. In einer Vielzahl von Stellen soll BSG –Rechtsprechung ausgehebelt werden, 
vom Bundesverfassungsgericht geforderte Änderungen werden nicht umgesetzt, in einer Reihe von 
Punkten soll durch spezielle Regelungen das allgemeine Sozialrecht für SGB II’er als nicht 
anzuwendendes Recht erklärt werden. 
 
Daher der Hinweis: es handelt sich nicht um ein  Entbürokratisierungsgesetz, sondern um ein Gesetz 
mit dem das Sonder- und Entrechtungsrecht von SGB II’lern weiter verfeinert und ausgebaut werden 
soll.  
 
Daher empfehle ich nochmal einen Blick auf die Tacheles Fachstellungnahme in der wir das 
weitgehend ausgearbeitet haben, diese gibt es hier: http://tacheles-
sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aus_der_Gesetzgebung/Fachstellungnahme_9._SGB_II-AEndG_V_-
_12.11.2015__End.pdf 
 
Hier ist nun der Kabinettsentwurf zum SGB II-ÄndG: http://tacheles-
sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/2016-02-03_Kabinett_BMAS_SGB_II_Rechtsvereinfachung.pdf 

 

Thomé Newsletter 06/2016 vom 07.02.2016 

Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Kolleginnen und Kollegen,  

es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter, der heutige zu folgenden Themen: 

 
1. Protest gegen das Rechtsverschärfungsgesetz 
========================================= 
Das Bündnis „AufRecht bestehen“ ruft  zu einem bundesweiten, dezentralen Aktionstag am 10. März 
2016 auf. Bitte macht mit und beteiligt euch! Mit der geplanten „Rechtsvereinfachung“ bei Hartz IV 
drohen gravierende Verschlechterungen. Die versprochene Entschärfung der Sanktionen steht nicht 
mehr im Gesetzentwurf. Damit darf die Regierung nicht durchkommen, dagegen machen wir mobil. 
Alles weitere dazu hier: http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1949/ 
Dann gibt es von Frieder Claus die Kampagne „Schreiben Sie Ihrem Abgeordneten“, alles weitere 
dazu hier:   
http://tinyurl.com/j2vcwun  . Hier geht es darum, Landtags- und Bundestagsabgeordnete mit einer 
Mustervorlage anzuschreiben und ihnen klar zu machen, dass wir mit den geplanten Änderungen so 
nicht einverstanden sind.   
Von Seiten Tacheles ist derzeit ein »Forderungspapier « im Arbeit, in dem wir unsererseits 
notwendige und überfällige SGB II – Änderungen darstellen und einfordern.  

 
2. The blues goes on beim  Jobcenter Wuppertal  
=========================================== 

http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aus_der_Gesetzgebung/Fachstellungnahme_9._SGB_II-AEndG_V_-_12.11.2015__End.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aus_der_Gesetzgebung/Fachstellungnahme_9._SGB_II-AEndG_V_-_12.11.2015__End.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aus_der_Gesetzgebung/Fachstellungnahme_9._SGB_II-AEndG_V_-_12.11.2015__End.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/2016-02-03_Kabinett_BMAS_SGB_II_Rechtsvereinfachung.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/2016-02-03_Kabinett_BMAS_SGB_II_Rechtsvereinfachung.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1949/
http://tinyurl.com/j2vcwun
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Das Wuppertaler Jobcenter wurde zu anders berechneten und zum Teil höheren Unterkunftskosten 
vom LSG verurteilt. Das JC hat es nun - nach über drei Monaten- geschafft eine neue KdU – Richtlinie 
zu erlassen. Allerdings verstößt diese wiederum an einigen Punkten deutlich gegen geltendes Recht, 
so soll versucht werden durch die KdU-Richtlinie rückwirkende Korrekturen durch Widersprüche oder 
Überprüfungsanträge auszuschließen. Auch soll darin geregelt werden, dass BK-Nachforderungen 
nicht mehr in zunächst tatsächlicher Höhe übernommen werden, sondern nur noch bis zur neuen 
Gesamtangemessenheitsgrenze.  
Wir habe diese und weitere Punkte genommen, diese in einer zweiten Fachaufsichtsbeschwerde 
zusammengefasst und formiert, die dazugehörigen Infos gibt es hier:   http://tacheles-
sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1966/  

 
 
3. Neue Weisungen zum SGB  II 
======================== 
Die BA hat wiederum neue Fachliche Hinweise rausgegeben und zwar zu folgenden §: § 20, 21, 23, 
24, 27 und 52 SGB II. Diese gibt es hier: http://www.harald-thome.de/sgb-ii---hinweise.html  

 
4. Dolmetscher und Übersetzerkosten im Sozialrecht 
============================================ 
Amtssprache Deutsch“, mit diesem Hinweis, wird regelmäßig von den JC das Mitbringen von 
Übersetzern gefordert oder verlangt das kostenpflichtige Übersetzungen beigebracht werden. Diese 
Herangehensweise ist rechtswidrig. § 19 Abs. 2 S. 1 2. TS SGB X regelt, dass die Vorlage von 
Übersetzungen zu verlangen ist „sofern [die Behörde] nicht in der Lage ist, Anträge und Dokumente 
zu verstehen“. Das bedeutet, das generalisierte Verlangen von Übersetzern und Übersetzungen ist 
völlig unzulässig.  
Zunächst hat die Behörde im Rahmen der weiten Auslegung von sozialen Rechten (§ 2 Abs. 2 SGB I) 
zu prüfen, ob in der Behörde nicht die betreffende Sprache sprechendes /lesendes Personal 
vorhanden ist. Ist das nicht der Fall, dann muss weiter überlegt werden. Bei den „gemeinsamen 
Einrichtungen“, sprich den Jobcentern, die nicht von optierenden Kommunen betreiben werden, ist 
der Behördenbegriff ein bundesweiter. Es ist zu fordern, dass jedes JC / jeder Sozialleistungsträger 
Listen zu erstellen hat, welcher Mitarbeiter welche Sprache spricht/lesen kann.“  
Dann besteht nach gemäß Art. 2 der VO (EWG) Nr. 883/2004 für alle Staatsangehörige eines 
Mitgliedsstaates, Staatenlose und Flüchtlinge, die in einem Mitgliedstaat der EU wohnen, ihre 
Familienangehörige und Hinterbliebene ein Anspruch auf Kostenübernahme auf Dolmetscher und 
Übersetzerkosten.  
Dazu noch eine Antwort auf eine kleine Anfrage im Berliner Senat: http://www.elke-
breitenbach.de/uploads/media/ka17-12607.pdf 
Sowie Weisungen der BA dazu/HEGA 05/11 – 08: 
http://ggua.de/fileadmin/downloads/EU/HEGA_05_11-08-3.pdf  
und Ergänzungsweisungen vom  19.11.2015: http://www.harald-
thome.de/media/files/Information_Dolmetscher_Asyl-vom-19.11.2015.pdf  und http://www.harald-
thome.de/media/files/Information_Dolmetscher_Asyl-vom-19.11.2015.pdf   (Geheim)  

 
5. Bürgerwehren in Ost und West -  Wie Neonazis gegen Flüchtlinge hetzen 
======================================================= 
Dazu mal folgenden Artikel aus dem Tagesspiegel: http://tinyurl.com/j3pd64f  

 
6. Der »übergriffige Fremde« - ein Mythos -Amadeu gibt Broschüre gegen Vorurteile heraus 
================================================================= 

http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1966/
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1966/
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1966/
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/1966/
http://www.harald-thome.de/sgb-ii---hinweise.html
http://www.elke-breitenbach.de/uploads/media/ka17-12607.pdf
http://www.elke-breitenbach.de/uploads/media/ka17-12607.pdf
http://ggua.de/fileadmin/downloads/EU/HEGA_05_11-08-3.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Information_Dolmetscher_Asyl-vom-19.11.2015.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Information_Dolmetscher_Asyl-vom-19.11.2015.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Information_Dolmetscher_Asyl-vom-19.11.2015.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Information_Dolmetscher_Asyl-vom-19.11.2015.pdf
http://tinyurl.com/j3pd64f
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Download:  http://www.amadeu-antonio-
stiftung.de/w/files/pdfs/gender_und_rechtsextremismus.pdf  

 
7. Sehenswerter Kommentar in der Tagesschau zum von der AfD geforderten Schusswaffeneinsatz  
=================================================================== 
Ohne weiteren Kommentar: http://www.tagesschau.de/kommentar/afd-schusswaffen-105.html  

 

Thomé Newsletter 07/2016 vom 14.02.2016 

Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Kolleginnen und Kollegen,  
 
es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter, der heutige zu folgenden Themen:  
 
1. Das Forderungspapier von Tacheles zu notwendigen Änderungen im SGB II und angrenzender 
Rechtsbereiche fertig  
=====================================  
Wie im letzten Newsletter schon angekündigt, war bei Tacheles ein Forderungspapier in Arbeit und 
nun ist es wohlgeschliffen und konsensual als Tacheles – Forderungspapier fertig. Wir möchten es 
somit präsentieren, dies gibt es hier: tacheles-
sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/Forderungspapier_13.02.2016.pdf  
Mit dem Papier wollen wir weitere notwendige Änderungen im SGB II und auch längerfristige Ziele 
Formulieren und in die Diskussion bringen. Auch sollte dies Papier genutzt werden für die 
Verhandlungen im Bundesrat bei der Zustimmung im SGB II-Änderungsgesetz.  
 
 
2. Zusammenfassung und Bewertung der geplanten SGB II- Änderungen von Bernd Eckhardt  
=================================================================== 
Der Kollege Bernd Eckhardt hat in seinem neuen SOZIALRECHT JUSTAMENT 1/20126 nochmals eine 
genauere Analyse und Bewertung der geplanten SGB II-Änderungen durchgeführt. Ich möchte auf 
dieses lesenswerte Dokument verweisen. Es gibt es hier: sozialrecht-
justament.de/data/documents/Sozialrecht-justament-1-2016.pdf  
 
Zu den geplanten SGB II-Änderungen noch Auszüge aus einer Stellungnahme mit mir: www.neues-
deutschland.de/artikel/1001641.hartz-holt-auch-noch-das-letzte-raus.html  
 
 
3. Kampagne „Schreiben Sie Ihrem Abgeordneten“  
========================================  
Dann möchte ich nochmals auf die Kampagne „Schreiben Sie Ihrem Abgeordneten“ zurückkommen. 
Das Anschreiben ist von verschiedenen Stellen geändert worden, und es sind Fragen an die 
Abgeordneten formuliert worden, so wird es nunmehr auch von abgeordnetenwatch.de akzeptiert 
werden. Hier also die Neuauflage: tacheles-sozialhilfe.de/startseite/tickerarchiv/d/n/1975/  
 
 
4. Kampagne "Sanktionsfrei" gestartet  
================================  
"Sanktionen sind menschenunwürdig und sinnlos! Und Sanktionen sind oft genug auch rechtswidrig. 
40 Prozent der Widersprüche und Klagen gegen Jobcenter sind bereits heute erfolgreich! Doch nur 5 

http://www.amadeu-antonio-stiftung.de/w/files/pdfs/gender_und_rechtsextremismus.pdf
http://www.amadeu-antonio-stiftung.de/w/files/pdfs/gender_und_rechtsextremismus.pdf
http://www.tagesschau.de/kommentar/afd-schusswaffen-105.html
http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/Forderungspapier_13.02.2016.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/Forderungspapier_13.02.2016.pdf
http://sozialrecht-justament.de/data/documents/Sozialrecht-justament-1-2016.pdf
http://sozialrecht-justament.de/data/documents/Sozialrecht-justament-1-2016.pdf
http://www.neues-deutschland.de/artikel/1001641.hartz-holt-auch-noch-das-letzte-raus.html
http://www.neues-deutschland.de/artikel/1001641.hartz-holt-auch-noch-das-letzte-raus.html
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/tickerarchiv/d/n/1975/
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Prozent der Betroffenen wehren sich. „Wären es doppelt so viele, könnten wir einpacken”, so ein 
Insider.  
Packen wir es an!  
Wir wollen, dass gegen jede Sanktion, die von einem Jobcenter verhängt wird, rechtlich vorgegangen 
wird. Dies tun wir auf drei Wegen: Durch Sanktionsvermeidung, Sanktionsabwehr und durch 
Überbrückungsdarlehen für sanktionierte Personen aus einem Solidarfonds.  
 
Viele Sanktionen entstehen, weil die Betroffenen zu wenig über ihre Rechte informiert werden. Mit 
Sanktionsfrei.de entsteht ein kostenfreies Online-Portal, das den gesamten Briefverkehr mit dem 
Jobcenter - also alle notwendigen Formulare und alle Schreiben an das Jobcenter - online  
über den Browser abbildet. Die Plattform wird gleichzeitig mit kompetenter Rechtsberatung 
verknüpft. So passieren keine Fehler.  
 
Detaillierte Informationen findet ihr hier: www.startnext.com/sanktionsfrei und auf 
www.sanktionsfrei.de  
 
 
5. Rassistische Hetze: Was hinter Bordell-Freikarten für Flüchtlinge steckt  
============================================================  
Soziale Medien sind großartig. Noch nie waren wir so verbunden und noch nie war es so einfach, 
Ideen und Informationen so schnell an so viele Menschen zu bringen. Das Problem: Auch dumme 
Ideen und falsche Informationen verbreiten sich rasant schnell—meistens sogar schneller als die 
Wahrheit. Mehr zu den „Bordell-Freikarten für Flüchtlinge“ gibt es hier: www.vice.com/de/read/was-
hinter-bordell-freikarten-fuer-fluechtlinge-steckt-372  
 
 
6. „Wuppertaler Zustände“ bei der Polizei und im Umgang mit Nazis  
========================================================  
Ich hatte hier immer wieder Wuppertaler Zu- und Missstände berichtet, jetzt kommt raus, dass die 
Zeugen einer rechtsradikalen Mordattacke polizeiintern als Täter geführt wurden …. Auf Nachfrage 
heißt es »Computerfehler« mehr dazu hier: www.wuppertaler-rundschau.de/lokales/falsch-
gespeichert-aid-1.5760611  
Einen größerer Zusammenhang dazu gibt es hier: www.az-wuppertal.de  

Thomé Newsletter 08/2016 vom 29.02.2016 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, 

es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter, der heutige zu folgenden Themen: 

1. Das Tacheles Forderungspapier zu notwendigen SGB II-Änderungen als Bundestagsdrucksache 
========================================= 
Hier eine Übersicht über die Tachelesforderungen: http://tinyurl.com/hfze26d und das 
Forderungspapier hier nun wieder als Bundestagsdrucksache:  http://tacheles-
sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/18_11_534.pdf  

  

2. Förderung von Erwerbslosenberatungsstellen und Arbeitslosenzentren in NRW 
================================================================ 
Hier gibt es zT  in sechs Gebietskörperschaften (Kreise Siegen-Wittgenstein, Olpe, Coesfeld; Städte 

http://www.vice.com/de/read/was-hinter-bordell-freikarten-fuer-fluechtlinge-steckt-372
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Essen Duisburg und Münster) noch freie Kontingente im Bereich der Förderung 
von  Arbeitslosenzentren, also 15.000 EUR im Jahr. Dann gibt es in Kreise Recklinghausen und Unna; 
Städte Wuppertal, Gelsenkirchen und Bochum Kapazitäten zur Einrichtung einer 
Erwerbslosenberatungsstelle. Interessierte Träger müssen bis zum 11.03.2016 ihre 
Interessenbekundung bei der zuständigen Regionalagentur durchführen und können dann ggf. eine 
Förderung erhalten. Weitere Infos zur Förderung der Erwerbslosenberatung sind auf den Seiten des 
MAIS, GIB im Netz zu finden.  

Hier ist jetzt Eile geboten! 

3. DPWV Arbeitshilfe zum Leistungsausschluss im SGB II von Unionsbürger v. 12-2015 
============================================================ 
Das BSG hat am 3. Dez. 15 in drei Entscheidungen klargestellt, dass ein vollständiger Ausschluss von 
existenzsichernden Sozialleistungen für arbeitsuchende oder nicht-erwerbstätige Unionsbürger nicht 
zulässig ist. Wenn keine Leistungen nach dem SGB II vom Jobcenter erbracht werden, müssen 
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB XII erbracht werden. In der DPWV 
Arbeitshilfe werden die konkreten Schritte erklärt, diese gibt es hier: http://www.ggua-
projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Arbeitshilfe-DPWV-EU-B-rger-12-
2015.pdf  

Einzelne (reaktionäre) Sozialgerichte versuchen sich jetzt gegen die BSG Urteile zu positionieren. Der 
Kampf um die Existenzsicherung von Unionsbürgern wird also weitergehen. Am schlimmsten ist aber 
Nahles, die mittelbar nach den Urteilen des BSG in „guter Sozialdemokratischer Tradition“ sofort eine 
Gesetzesänderung zur Aushebelung der BSG Urteile angekündigt hat (s. 
http://www.zeit.de/politik/deutschland/2016-01/hartziv-sozialhilfe-eu-auslaender-anspruch-angela-
merkel-andrea-nahles-unterstuetzung). 

4. EUGH hält Leistungsausschluss für EU-Bürger während der ersten drei Monate für zulässig 
==================================================================Der EUGH 
bekräftigt, dass Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten während der ersten drei Monate ihres 
Aufenthalts bestimmte Sozialleistungen versagt werden dürfen. Eine solche Versagung setzt keine 
individuelle Prüfung voraus. Alle weitere hier: http://tinyurl.com/h8acn5a  

 5. „Jedermann-Konten-Gesetz“ verabschiedet 
 ========================================= 
Der Bundestag hat am 25.02.  das „Jedermann-Konten-Gesetz“ verabschiedet. Künftig darf jeder 
Bürger und jede Bürgerin ein Konto eröffnen. Dieses Recht erhalten auch Asylsuchende und 
Menschen, die mit Duldung bei uns leben. Außerdem wird der Kontowechsel von einer Bank zur 
anderen leichter. Weitere Infos hier: http://www.soziale-schuldnerberatung-
hamburg.de/2016/bundestag-beschliesst-einstimmig-das-konto-fuer-alle-basiskonto/  

und https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2015/10/2015-10-28-recht-auf-ein-konto-
fuer-jedermann.html  

6. JC Personalräte zum Rechtsvereinfachungsgesetz 
========================================== 
Stellungnahmen und offene Briefe der JC-Personalräte zum Rechtsvereinfachungsgesetz. Diese gibt 
es hier: http://www.harald-thome.de/media/files/JC-Personalr-te-zur-Rechtsv.-2-2016.pdf  und eine 
Veröffentlichung v. 15.02.2016 in der FAZ: http://tinyurl.com/hg6j9jv  
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7. "Asylpaket II": CDU/CSU und SPD setzen AfD-Programm um 
==================================================== 
Klare Position zu den Asylgesetzesänderungen:  

Am Mittwoch haben CDU/CSU und SPD im Bundestag zwei Gesetzespakete beschlossen, die ihnen 
die AfD, PEGIDA und andere Menschenfeinde in die Feder diktiert haben. Zusammen mit dem 
Asylpaket I aus dem Herbst 2015 werden sie das Gesicht Deutschlands strukturell verändern: 
Sammellager für einen Großteil der Geflüchteten (und zwar längst nicht mehr beschränkt auf 
Menschen aus den so genannten "sicheren Herkunftsstaaten"!) werden zu einer weitreichenden 
Entsolidarisierung und Entrechtung führen. 

Was lernen wir daraus? In Deutschland braucht es keine rassistischen Volksabstimmungen wie in der 
Schweiz, es braucht auch keine offen rassistische Partei im Bundestag zu sitzen. Denn die 
Parlamentsmehrheit setzt die entsprechende Politik auch so um. "Das Asylpaket II wurde vom selbst 
ernannten „Volk“ per Molotow-Cocktail bestellt," schreibt Ekrem ªenol.  

Die Zivilgesellschaft befindet sich in einer Art Schockstarre. Es wird viele Jahre dauern, den aktuellen 
nationalen Rollback wieder umzukehren, denn spätestens heute ist er für lange Zeit gesetzlich 
zementiert worden. 

Die Ministerialbürokrat*innen und innenpolitischen Hardliner haben ganze Arbeit geleistet - und wir 
haben dem kaum etwas entgegenzusetzen. 

Den vollständigen Newsletter gibt es hier: http://www.harald-thome.de/media/files/Newsletter-von-
Claudius-Voigt-26.02.2016.pdf  

Thomé Newsletter 9/2016 vom 06.03.2016 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 
es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter, der heutige zu folgenden Themen: 
 
1. Rechtsverschärfungsgesetz: BMAS legt  Entwurf einer Neuregelung zur temporären BG im SGB II 
(TBG) vor  
=================================================== 
Das BMAS hat den Entwurf einer Neuregelung zur temporären Bedarfsgemeinschaft im SGB II (TBG) 
vorgelegt und alle am Gesetzgebungsverfahren Beteiligten um Stellungnahme bis zum 31.03. 
aufgefordert. Die Entwurfsfassung gibt es hier: http://www.harald-thome.de/media/files/BMAS-
160229-Entwurf-TBG.pdf  
 
 
2. Rechtsverschärfungsgesetz: konsolidierte Fassung der geplanten Rechtsänderungen  
================================================================== 
Für alle, die mit den Gesetzestexten  fundiert arbeiten wollen, gibt es hier eine konsolidierte Fassung 
des Gesetzestext, in dem die Änderungen gut lesbar eingearbeitet sind. 
Diese gibt es hier: http://www.harald-thome.de/media/files/SGB-II-konsolidierte-Fassung-
3.3.2016.pdf  
 
 
3. Rechtsverschärfungsgesetz: Positionspapier von BA, Landkreis- und Städtetag  
================================================================ 
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Auch die oben gennannten melden Ihre Änderungswünsche an, diese gibt es hier: 
http://www.harald-thome.de/media/files/160229_positionspapier_sgbii.pdf  
Die Forderung zur Änderung von Tacheles  gibt es hier, zunächst als Übersicht: 
http://tinyurl.com/hfze26d  und als Papier:  http://tacheles-
sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/18_11_534.pdf 
 
 
4. SG Hildesheim bejaht Schulbücher im Rahmen des § 21 Abs. 6 SGB II  
========================================================== 
Dann möchte ich auf ein sehr wichtiges und grundsätzliches Urteil des SG Hildesheim hinweisen: das 
SG bejaht einmalige Kosten von mehreren hundert Euro für die Beschaffung von Schulbüchern als 
„Befähigungskosten“ entsprechend der Rechtsprechung des BVerfG. Es macht klar das diese nicht in 
dem 100 EUR Schulbedarfspaket enthalten sind und dass als Anspruchsgrundlage der Mehrbedarf 
nach § 21Abs.6 SGB II besteht. Das bedeutet, dass diese Schulbücher auf Zuschussbasis zu erbringen 
sind.  
Ich halte diese Argumentation für sehr wichtig und grundsätzlich relevant, da dadurch (endlich) eine 
Kostenübernahme weiterer Schulkosten aufgemacht wurde. Es liegt jetzt an der interessierten 
Fachöffentlichkeit auf dieser Argumentation eine Kampagne aufzusetzen und weitere Schulbedarfe 
einzufordern, sei es für Schulbücher, Taschenrechner, Neu- und Widerbeschaffung von Schulranzen, 
Laptops, Kopiergeld ……  
Das Urteil gibt es hier:  http://www.harald-thome.de/media/files/SG-Hildesheim-S-37-AS-117-15-v.-
22.12.2015.pdf 
 
 
5. Neue fachliche Hinweise der BA  
========================== 
Die BA hat - nachträglich im März 2016 - die fachlichen Hinweise zu § 7 SGB I und § 44a SGB II vom 
Januar 2016, bekannt gegeben und wirksam werden lassen. Bei den Hinweisen zu § 7 SGB II handelt 
es sich um die Hinweise zum Umgang mit Unionsbürgern.  
Diese sind hier zu finden:     http://www.harald-thome.de/sgb-ii---hinweise.html  
 
 
6. Weisung der BA zur Bearbeitung von Anträgen  
====================================== 
Die BA hat eine neue Weisung zur Antragsbearbeitung rausgegeben, aus deren Vorwort: Mit dieser 
Weisung werden Erläuterungen und Hinweise gegeben, wie allgemein eine größere Anzahl von 
Anträgen auf Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) schnell und effektiv unter 
Beachtung der rechtlichen Vorgaben bearbeitet werden kann. Soweit erforderlich, wird hierbei auf 
Besonderheiten bei Anträgen von Personen mit anerkannter Asyl-berechtigung (Asylberechtigte), 
Flüchtlingseigenschaft (Flüchtlinge) und subsidiärem Schutz (Schutzbedürftige) eingegangen. 
…  Stand: 08.12.2015 
 
Die Weisung gibt es hier: http://www.harald-thome.de/media/files/BA-Weisung-
Antragsbearbeitung-08.12.2016.pdf  

Thomé Newsletter 10/2016 vom 13.03.2016 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, 

es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter, der heutige zu folgenden Themen: 
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1. Tacheles sucht engagierte/n Juristin/Juristen zur Kooperation 
============================================================= 
Die Praxis des Jobcenter Wuppertal wird immer restriktiver, es wimmelt nur so von rechtswidrigen 
und willkürlichen Entscheidungen. Gleichzeitig nehmen die Beratungsanfragen, die der Verein 
Tacheles bewältigen muss, deutlich zu und wir geraten immer öfter an den Rand unserer 
Kapazitäten. Außerdem wird der Bedarf weiter steigen, weil in den kommenden Monaten viele 
Geflüchtete in den SGB-II-Bezug kommen werden. 

Aus diesem Grund müssen und wollen wir das Tacheles breiter aufstellen und suchen eine engagierte 
Volljuristin /Jurist, die/der Lust hat, sich als zugelassener Anwalt an den Verein Tacheles angedockt in 
Wuppertal im näheren Umfeld des Vereins mit einer eigenen Kanzlei niederzulassen.  

Das kann gerne auch jemand sein, die/der selbst in der Rechtsstelle eines Jobcenters gearbeitet hat 
oder arbeitet und die/der das Gefühl hat auf der falschen Seite zu sitzen. 

Dabei streben wir kein »Kooperationsmodell« an, bei dem ein Rechtsanwalt aus einer anderen Stadt 
eine Niederlassung in Wuppertal eröffnet. 

Wir bieten viele interessante »Fälle«, praktische Zusammenarbeit, fachlichen Austausch und ein 
engagiertes sowie kompetentes Team. 

Wir suchen eine Juristin/ einen Juristen, die/der fachlich fundiert und »mit Biss« seine Klienten 
vertritt und Spaß dran hat, Grundsatzfragen zu klären. Ein antifaschistischer Konsens wird als 
Arbeitsgrundlage vorausgesetzt. Wir erwarten einen respektvollen Umgang mit den Klient/innen und 
die Bereitschaft, sich mit den Kolleg/innen aus der Beratung auszutauschen. 

Wer Interesse hat, möge sich bitte unter info@tacheles-sozialhilfe.de  melden, damit ein 
persönliches Gespräch zum Kennenlernen vereinbart werden kann. 

2. SGB II-Intensivseminar am 25.-29. April in Wuppertal  
 ============================================= 
Ich möchte nochmal an herausgehobener Stelle diese Fortbildung bewerben. Am 25. - 29. April führe 
ich ein fünftätiges SGB II-Intensivseminar zum SGB II durch. In der Fortbildung wird das SGB II recht 
tief durchgegangen, es gibt viel Zeit für die Feinheiten und verfahrensrechtlichen Fragen und wir 
werden intensiv auf die Neuerungen im Rahmen des „9. SGB II-ÄndG“ eingehen. Das Seminar ist für 
alle, die sich fundiert und tief auf das SGB II einlassen wollen und müssen. Genau das Richtige, s für 
Sozialarbeiter, Verbandsmitarbeiter, Juristen, neue Behördenmitarbeiter oder angehende 
Sozialrichter oder einfach nur für  alle die im SGB II sichererer werden wollen.  

Beschreibung, Ausschreibungstext und Anmeldung sowie weitere Details dazu sind hier zu finden: 
www.harald-thome.de/grundlagen_seminare.html 

3. Sozialrecht Justament: Zum Stand der Dinge von Unionsbürgern 
===================================================== 
Bernd Eckardt hat unter der Überschrift: EuGH und BSG haben entschieden – Zum Stand der Dinge 
von Unionsbürgern“ eine neue Bewertung zum Umgang mit Unionsbürgern und eine Bewertung zu 
abweichenden Reaktionen einiger SG von der Rechtsprechung des BSG gemacht. Das neueste 
Sozialrecht Justament gibt es hier: http://www.harald-thome.de/media/files/Sozialrecht-justament-
2-2016.pdf  

Dazu auch noch ein Text von RAin Eva Steffen, Köln, den gibt es hier: http://www.harald-
thome.de/media/files/Grundsatzurteil-des-BSG,-Eva-Steffens-2-2016.pdf  
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4. CV: Position Herausforderungen der Flüchtlingsfrage für die Sozialpolitik in Deutschland 
===================================================================Dann eine 
lesenswertes Positionspapier des CV zu den Herausforderungen der Flüchtlingsfrage für die 
Sozialpolitik in Deutschland. Die gibt es hier: http://www.harald-
thome.de/media/files/DCV_Position_Herausforderungen_Fl-chtlingsfrage_Sozialpolitik_2016-2-
29.pdf 

5. Fragebogen des IWU zur Angemessenheit von Unterkunftskosten und Heizkosten  
===================================================================Das IWU, eines der 
Institute, die für SGB II-Leistungsträger sog. „Schlüssige Konzepte“ erstellen, hat die zuständigen 
Dezernenten angeschrieben, um eine umfassende Erhebung über Unterkunftskosten im SGB II/SGB 
XII durchzuführen. Deren 49 Punkte umfassenden Fragebogen möchte ich veröffentlichen Die Frage 
ist, auf welcher rechtlichen Grundlage erhebt und speichert das IWU diese Daten, auf welcher 
Grundlage antworten die Dezernenten, ist eine solche Antwort rechtlich überhaupt zulässig, und was 
passiert mit den erhobenen Daten. Ich hoffe, diese werden von Parteien und Sozialverbänden 
gestellt. Das IWU Institut erstellt sog. schlüssige Konzepte welche von Kommunen zur Ermittlung von 
KdU Werten eingekauft werden, siehe hier: http://www.iwu.de/forschung/wohnen/laufend/kdu-aus-
qualifizierten-mietspiegeln/ Den Fragebogen gibt es hier: http://www.harald-
thome.de/media/files/IWU_Fragebogen.pdf  

6. Armutszementierungsurteil vom BSG / 30 % Aufrechnung bei Rückforderung und Kostenersatz 
sind zulässig 
=============================================================== 
Das BSG hat am 9. März 2016 unter dem Aktenzeichen B 14 AS 20/15 R entschieden, dass eine 
Aufrechnung von Rückforderungen und von Kostenersatzansprüchen in Höhe von 30% des 
Regelbedarfs über bis zu drei Jahre mit der Verfassung vereinbar ist (s. 
http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-
bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=ps&Datum=2016&nr=14181&pos=0&anz=7). 
Hier möchte ich anmerken, das betrifft dann auch die deutliche Ausweitung der 
Kostenersatzansprüche mit Blick auf die mit dem „Rechtsverschärfungsgesetz“ geplanten 
Änderungen in § 34 SGB II –E.  Das BSG hält eine dreijährige massive Kürzung des 
verfassungsrechtlich geschützten Existenzminimums für unbedenklich, denn u.a. gebe eine 
„…mögliche Bewilligung ergänzender Leistungen während der Aufrechnung bei besonderen 
Bedarfslagen hinreichende Kompensationsmöglichkeiten, um verfassungsrechtlich nicht 
hinnehmbaren Härten im Einzelfall zu begegnen.“ Wohl ein zynischer Verweis auf Darlehen, die die 
jahrelange Unterdeckung mit noch weiteren Schulden und Rückzahlungspflichten verschärfen. 

Das BSG Urteil ist in die Reihe der Urteile, die Herrschaft absichern und Armut zementieren sollen 
einzuordnen. Nach dem Urteil wird es wichtig sein, die Feinheiten der Ermessensentscheidung, ob 
eine Aufrechnung nach § 43 SGB II überhaupt erfolgt und die Dauer der Aufrechnung weiter in die 
Rechtsprechung zu bringen und ggf. auch vom BVerfG prüfen zu lassen. Denn der durch BVerfG 
Rechtsprechung  geschützten Anspruch auf ein menschenwürdiges Existenzminimum wird damit 
dauerhaft unterschritten. Diese Auseinandersetzung ist grade vor den geplanten Änderungen im § 34 
SGB II umso wichtiger. 

7. Neuer Foliensatz im Netz 
========================= 
Dann wollte ich drauf aufmerksam machen, dass ich mit Datum vom 01.03.2016 wieder mal nen 
neuen Foliensatz im Netz habe, den gibt es hier: http://www.harald-thome.de/media/files/SGB-II---
Folien-01.03.2016.pdf  
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Thomé Newsletter 11/2016 vom 20.03.2016 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 
es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter, der heutige zu folgenden Themen: 
 
1. Es brennt in Deutschland, Europa- und weltweit und wir müssen jetzt handeln!  
============================================================== 
Wo Mensch auch nur hinguckt, es brennt. Zum einen die von Machterhalts-, Finanz- und 
europapolitischen Interessen geleitete Politik der Bundesregierung und die Europapolitik in Reaktion 
auf die sogenannte "Flüchtlingskrise" hat die Rassisten in Deutschland erst richtig hoffähig gemacht. 
Die AFD ist jetzt in mehrere Landtage eingezogen. Die deutsche Asylrechtsverschärfung à la AFD 
(siehe Punkt 5, Claudius Voigt), die von de Maizier und Seehofer der Bevölkerung als unumgänglich 
eingetrichtert wurde, hat die Bevölkerung in großen Teilen verunsichert und einen 
Stimmungswechsel erst vorangetrieben. Gleichzeitig eine beispielslose rechtsterroristische Welle 
quer durch die Republik. Dann werden die europäischen Grenzen geschlossen, das Recht auf Asyl 
wird zur Face.   
Und dann der schmutzige EU-Deal mit der Türkei, der Erdogan den Freibrief für seinen 
Vernichtungsfeldzug und Krieg gegen die Kurden und alle fortschrittlichen Menschen in der Türkei 
gibt. Die faktische Abschaffung der Pressefreiheit in der Türkei. Die Kriminalisierung und Inhaftierung 
der Unterzeichner des Akademikeraufrufes  oder  Jugendliche, die Erdogan beleidigt haben sollen. 
Etwa die Hälfte der türkischen Streitkräfte, d. h. ca. 300.000 Soldaten und Polizisten sollen aktuell in 
Südostanatolien/ Nordkurdistan im Einsatz sein. Gestern kam über die sozialen Medien rüber, dass 
von der Türkei Giftgas in türkisch-Kurdistan mit über 40 Toten eingesetzt worden sein soll.  
(http://www.jungewelt.de/2016/03-08/043.php) Teile von türkisch-Kurdistan sind so zerbombt wie 
Syrien: http://tinyurl.com/jdjzkso  
Oder auch die zum Teil drastischen geplanten Hartz IV-Verschärfungen durch das sog. 
„Rechtsvereinfachungsgesetz“.   
Nur um mal ein paar Konfliktlinien aufzuzeigen. Wir befinden uns im schlimmsten Rollback sozialer 
und demokratischer Rechte in der Geschichte Europas seit dem 2. Weltkrieg.  
Die Menschen hier im Land müssen aus der Schockstarre erwachen und jetzt aktiv werden. 
Sei es  gegen Sozialrechtsverschärfungen, für offene Grenzen, gegen den Krieg in Kurdistan und der 
Türkei und gegen schmutzige Deals der Bundesregierung  mit dem Erdogan -Regime.  
Es ist Zeit aktiv zu werden! 
 
 
2. Rechtsverschärfungsgesetz in erster Lesung im Bundesrat/Nachbesserungen gefordert  
========================================================= 
Das „Rechtsvereinfachungsgesetz“  war am 18.03. im Bundesrat, der hat einige Änderungen 
gefordert Norbert Hermann von Bochum Prekär hat dazu eine hervorragende Zusammenfassung 
geschrieben, die gibt es hier: http://www.harald-thome.de/media/files/Bochum-Prek-r-NH-zu-
Bundesratforderungen-bei-Rechtsvereinfachung-19.3.2016.pdf , die Bundesratsdokumente 
hier:  http://www.bundesrat.de/SharedDocs/beratungsvorgaenge/2016/0001-0100/0066-16.html  
Zweite BAG W – Stellungnahme zu den geplanten SGB  II-Änderungen v. 14.03.: xxx  
Deutscher Verein v. 17.03. dazu: https://www.deutscher-verein.de/de/uploads/empfehlungen-
stellungnahmen/2016/dv-35-15-rechtsvereinfachung.pdf  
 
 
3. Claudius Voigt zerpflückt die neuen Weisungen zu § 7 SGB II 
================================================= 
Der Kollege Claudius Voigt zerpflückt die neuen Weisungen zu § 7 SGB II. Auf über 80 Seiten hat die 

http://www.jungewelt.de/2016/03-08/043.php
http://tinyurl.com/jdjzkso
http://www.harald-thome.de/media/files/Bochum-Prek-r-NH-zu-Bundesratforderungen-bei-Rechtsvereinfachung-19.3.2016.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Bochum-Prek-r-NH-zu-Bundesratforderungen-bei-Rechtsvereinfachung-19.3.2016.pdf
http://www.bundesrat.de/SharedDocs/beratungsvorgaenge/2016/0001-0100/0066-16.html
https://www.deutscher-verein.de/de/uploads/empfehlungen-stellungnahmen/2016/dv-35-15-rechtsvereinfachung.pdf
https://www.deutscher-verein.de/de/uploads/empfehlungen-stellungnahmen/2016/dv-35-15-rechtsvereinfachung.pdf
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BA darin insbesondere die Anspruchsvoraussetzungen für Leistungen des SGB II für Ausländer*innen 
zum Teil sehr detailliert dargestellt, sowohl für Drittstaatsangehörige als auch für 
Unionsbürger*innen. An vielen Stellen hat die Bundesagentur für Arbeit ihre bisherige 
Rechtsauffassung verschärft, an einigen anderen Stellen aufgrund der Rechtsprechung verändert, 
ergänzt oder klar gestellt. Die Sozialgerichte sind an die Fachlichen Hinweise nicht gebunden. In 
vielen Fällen der Sozialen Beratung können die Hinweise Argumente liefern, um Leistungsansprüche 
für Klient*innen durchsetzen zu können. Im Folgenden sollen Teile der neuen Hinweise vorgestellt 
und bewertet werden. Diese Übersicht gibt es hier: http://www.harald-
thome.de/media/files/Claudius-Voigt-fasst-FH-zu---7-SGB-II-zusammen.pdf  
 
 
4. AsylbLG: 10 Euro Kürzung ab 17. März 2016 
===================================== 
Norbert Hermann und Claudius Voigt zu Kürzungen beim AsylbLG ab 17. März, alles weitere hier: 
http://www.harald-thome.de/media/files/Bochum-Prek-r---NH-16.03.2016.pdf  
 
 
5. CDU/CSU und SPD setzen AfD-Programm um/Eine Bewertung von Claudius Voigt, GGUA 
Flüchtlingshilfe 
================================================================== 
Dann möchte ich noch dringend auf eine Bewertung von Claudius Voigt zu den im Feb. im Bundestag 
beschlossenen Änderungen zum Flüchtlingsrecht eingehen. Ich halte die Wertung von Claudius für 
absolut zutreffend.  
Am 24.02. haben CDU/CSU und SPD im Bundestag zwei Gesetzespakete beschlossen, die ihnen die 
AfD, PEGIDA und andere Menschenfeinde in die Feder diktiert haben. Zusammen mit dem Asylpaket I 
aus dem Herbst 2015 werden sie das Gesicht Deutschlands strukturell verändern: Sammellager für 
einen Großteil der Geflüchteten (und zwar längst nicht mehr beschränkt auf Menschen aus den so 
genannten "sicheren Herkunftsstaaten"!) werden zu einer weitreichenden Entsolidarisierung und 
Entrechtung führen. In zwei "Pilotprojekten" in Bayern lässt sich die Strategie der Isolation und 
Zermürbung schon betrachten. … . Es wird viele Jahre dauern, den aktuellen nationalen Rollback 
wieder umzukehren, denn spätestens heute ist er für lange Zeit gesetzlich zementiert worden. 
Die Einschätzung gibt es hier: http://www.harald-thome.de/media/files/Clauius-Voigt-Asylpaket-II-
26.02.2016.pdf  
Dazu auch Beck Online: Asylpaket II und Verschärfung des Ausweisungsrechts treten in Kraft 
http://rsw.beck.de/aktuell/meldung/asylpaket-ii-und-verschaerfung-des-ausweisungsrechts-treten-
in-kraft 
 
6. quer Ausgabe 15/März 2016 steht zum Download bereit 
============================================== 
Die neue Erwerbslosenzeitung Quer steht zum Download zur Verfügung: http://www.also-
zentrum.de/downloadbereich.html  
 
 
7. Anhörung zur Änderung des UVG – Forderung: Unterhaltsvorschuss ausbauen 
============================================================== 
Der Unterhaltsvorschuss soll geändert werden, dazu gibt es jetzt eine  Anhörung des 
Familienausschusses. Hier haben sich die geladenen Sachverständigen am Montag übereinstimmend 
für eine Reform des Unterhaltsvorschussgesetzes ausgesprochen, um die Situation von 
Alleinerziehenden zu verbessern. Konkret forderten sie, die Befristung des Unterhaltsvorschusses 
von 72 Monaten pro Kind zu streichen, die Bezugsgrenze vom zwölften auf das 18. Lebensjahr des 
Kindes zu heben und das Kindergeld zukünftig nur noch zu 50 Prozent auf den Unterhaltsvorschuss 
anzurechnen. 

http://www.harald-thome.de/media/files/Claudius-Voigt-fasst-FH-zu---7-SGB-II-zusammen.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Claudius-Voigt-fasst-FH-zu---7-SGB-II-zusammen.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Bochum-Prek-r---NH-16.03.2016.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Clauius-Voigt-Asylpaket-II-26.02.2016.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Clauius-Voigt-Asylpaket-II-26.02.2016.pdf
http://rsw.beck.de/aktuell/meldung/asylpaket-ii-und-verschaerfung-des-ausweisungsrechts-treten-in-kraft
http://rsw.beck.de/aktuell/meldung/asylpaket-ii-und-verschaerfung-des-ausweisungsrechts-treten-in-kraft
http://www.also-zentrum.de/downloadbereich.html
http://www.also-zentrum.de/downloadbereich.html


  Seite 
21 

 
  

Alles weitere hier: http://www.soziale-schuldnerberatung-hamburg.de/2016/experten-
unterhaltsvorschuss-ausbauen/ 

Thomé Newsletter 12/2016 vom 06.04.2016 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 
es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter, der heutige zu folgenden Themen: 
 
1. Massenproteste gegen Arbeitsmarktreformen in Frankreich 
=================================================== 
Die Französische Regierung will verschiedene „Arbeitsmarktreformen“ in Frankreich durchsetzen. 
Dazu gibt es seit Tagen massive Massenproteste, Hunderttausende gehen auf die Straße, besetzen 
Plätze und werden immer wieder von der Polizei angegriffen. 
In Frankreich herrscht aufgrund der IS-Anschläge Dauerausnahmezustand und eigentlich sind Demos 
verboten. Fast nichts wird dazu in den deutschen und anderen europäischen Medien bekannt, die 
einzigen Quellen sind die „üblich Verdächtigen“  wie Neues Deutschland, Junge Welt und das ein 
oder andere ist in den sozialen Medien zu finden.  
In Deutschland steht das Rechtsverschärfungsgesetz auf der Tagesordnung, hier sollen die 
Lebensbedingungen von über 6 Mio. SGB II-Leistungsbeziehern zum Teil massiv verschärft, das 
Sonderrecht gegenüber den allgemeinen Sozialrecht perfektioniert werden und es kommt grade mal 
in ein paar Städten zur minimalen Protesten im Rahmen der Kampagne „AufRecht bestehen“. 
Ansonsten ist Ruhe, Friedhofsruhe in diesem Land. Das muss sich ändern! 
Infos zu den Protesten in Frankreich: http://www.heise.de/tp/artikel/47/47717/1.html, 
oder  http://www.spiegel.de/unispiegel/studium/frankreich-studenten-demonstrieren-gegen-
arbeitsgesetz-a-1084830.html und https://linksunten.indymedia.org/de/node/174145  
 
In dem Zusammenhang möchte ich auf eine hervorragende Veröffentlichung hinweisen  unter dem 
Motto: „Die Hartz-Reform -Eine Erfolgsgeschichte? Wessen Geschichte und Erfolg für wen?“ von 
Maskenfall, diese gibt es hier: http://www.maskenfall.de/?p=10660 
 
 
2. BA führt nun offiziell die Begrenzung der Darlehensaufrechnung auf 10 % des Regelbedarfes ein 
================================================================== 
Über fast vier Jahre hat die BA in ihren Fachlichen Hinweisen angewiesen, dass die Jobcenter 3 x 10 % 
des Regelbedarfes aufrechnen dürfen. Nach massiven Druck und diversen Urteilen und auch nach der 
Antwort auf die Tachelesanfrage, geben sie diese Position nun auf und begrenzen die Aufrechnung 
per Weisung auf insgesamt 10 % des RB. Die neue Weisung gibt es hier: http://www.harald-
thome.de/media/files/sgb-ii-hinweise/FH-42a---21.03.2016.pdf  
Die Antwort auf die Tachelesanfrage hier: http://tacheles-
sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/Aufrechnung__Antwort_BA_12.01.2015.pdf  
Das bedeutet, jeder von überhöher Aufrechnung Betroffene oder Berater der eine überhöhte 
Aufrechnung feststellt, sollte mit Verweis auf die Rechts- und Weisungslage die unverzügliche 
Korrektur verlangen.-  
 
 
3. Diverses zum Rechtsverschärfungsgesetz/„9.SGB II-ÄndG“  
===================================== 
Hier jetzt diverse Stellungnahmen, so zB der VAMPV „Stellungnahme zur Neuregelung zur 
temporären Bedarfsgemeinschaft“  unter http://www.harald-
thome.de/media/files/VAMV_Stellungnahme_TBG_BMAS_2016.pdf,  BAG W zum ÄnderungsG: 
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http://www.harald-thome.de/media/files/2016-03-14-Stellungnahme-Rechtsvereinfachung.pdf, die 
NAK: http://www.harald-thome.de/media/files/Stellungnahme-der-nak-zum-Regierungsentwurf-
Rechtsvereinfachung-01.pdf und der deutsche Juristinnenbund e.V. fordert (berechtigt) einen 
Umgangsmehrbedarf: http://www.djb.de/static/common/download.php/savepm/3545/st16-
06_Bedarfsgemeinschaft.pdf  
 
 
4. Tacheles sucht weiterhin engagierte/n Juristin/Juristen zur Kooperation 
====================================================== 
Die Suche gestaltet sich gar nicht so einfach, daher suchen wir immer noch einen engagierte/n 
Juristin/Juristen zur Kooperation. 
Die Praxis des Jobcenter Wuppertal wird immer restriktiver, es wimmelt nur so von rechtswidrigen 
und willkürlichen Entscheidungen. Gleichzeitig nehmen die Beratungsanfragen, die der Verein 
Tacheles bewältigen muss, deutlich zu und wir geraten oft an den Rand unserer Kapazitäten. 
Außerdem wird der Bedarf weiter steigen, weil in den kommenden Monaten viele Geflüchtete in den 
SGB-II-Bezug kommen werden. 
Aus diesem Grund müssen und wollen wir das Tacheles breiter aufstellen und suchen eine engagierte 
Anwältin/ einen engagierten Anwalt, die/der Lust hat, sich an den Verein Tacheles angedockt in 
Wuppertal im näheren Umfeld des Vereins mit einer eigenen Kanzlei niederzulassen.  
Das kann gerne auch jemand sein, die/der selbst in der Rechtsstelle eines Jobcenters gearbeitet hat 
oder arbeitet und die/der das Gefühl hat auf der falschen Seite zu sitzen. 
Wir bieten viele interessante »Fälle«, praktische Zusammenarbeit, fachlichen Austausch und ein 
engagiertes sowie kompetentes Team. 
Wir suchen eine Juristin/ einen Juristen, die/der fachlich fundiert und »mit Biss« seine Klienten 
vertritt und Spaß dran hat, Grundsatzfragen zu klären. Ein antifaschistischer Konsens wird als 
Arbeitsgrundlage vorausgesetzt. Wir erwarten einen respektvollen Umgang mit den Klient/innen und 
die Bereitschaft, sich mit den Kolleg/innen aus der Beratung auszutauschen. 
Wer Interesse hat, möge sich bitte unter info@tacheles-sozialhilfe.de  melden, damit ein 
persönliches Gespräch zum Kennenlernen vereinbart werden kann.  
 
 
5. Türkische Faschisten demonstrieren am 10.4. bundesweit 
========================================================= 
Für Sonntag, den 10.4. rufen türkische Nationalisten und Faschisten bundesweit zu Demonstrationen 
in mindestens zwölf deutschen Großstädten auf. Zu den Aufmärschen am Sonntag mobilisieren der 
Regierung in Ankara nahestehende Verbände wie die AKP-Lobbyorganisation UETD, der mit dem 
staatlichen Religionsamt verbundene Moscheendachverband DITIB, aber auch offen faschistische 
Gruppen wie die Grauen Wölfe.  
»Das AKP-Regime scheint entschlossen zu sein, seinen schmutzigen Krieg nach Deutschland zu 
übertragen«,  warnt daher ein Bündnis aus 15 türkischen und kurdischen Migrantenvereinigungen.  
Die Demonstrationen am nächsten Sonntag werden zeitgleich mit landesweiten Demonstrationen in 
der Türkei stattfinden. Kurden befürchten, dass es dabei zu pogromartigen Übergriffen gegen die 
Bevölkerung kommen könnte. Doch auch in Deutschland endeten die Manifestationen der «Grauen 
Wölfe» und der neuerdings ebenso nationalistisch auftretenden AKP-Anhängern bereits mehrfach 
gewalttätig – zuletzt in Duisburg und Aschaffenburg, wo nach einer Demo türkischer Nationalisten 
versucht wurde, ein kurdisches Zentrum zu stürmen. 
Hier geht es zum Gegenaufruf: https://isku.blackblogs.org/2060/kein-fussbreit-den-tuerkischen-
faschisten/ Kein Fußbreit den türkischen Faschisten! Ich möchte zur aktiven Teilnahme an den 
Protesten gegen die türkischen Faschisten aufrufen1 Hintergrund in der JW: 
https://www.jungewelt.de/2016/04-05/015.php  

Thomé Newsletter 13/2016 vom 18.04.2016 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 
es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter, der heutige zu folgenden Themen: 
 
1. BMAS/Nahles ignoriert Änderungsforderungen vom Bundesrat / SGB II-ÄndG 
================================================================== 
Der Bundesrat hält den Gesetzentwurf zum SGB II-ÄndG für verbesserungsbedürftig. Dies geht aus 
seiner Stellungnahme vom 18.03.2016 hervor (BR-Drs. 66/16 (B)). So seien die 
Eingliederungsleistungen weiterzuentwickeln, die Sanktionen in der Grundsicherung für 
Arbeitssuchende anzugleichen sowie die Leistungen und Finanzierung von Bedarfen für Bildung und 
Teilhabe fortzuentwickeln und weitere generelle Rechtsvereinfachungen vorzunehmen. Forderungen 
Bundesrat: http://www.bundesrat.de/SharedDocs/beratungsvorgaenge/2016/0001-0100/0066-
16.html  
BMAS/Nahles ignoriert  Änderungsforderungen fast komplett und legt  nun den  nachfolgenden 
Gesetzesentwurf vor, der gegenüber dem vorherigen so gut wie keine Änderung beinhalt. Der 
aktuelle Gesetzesentwurf v. 6.4.2016 ist hier: 
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/080/1808041.pdf  
 
Gegenantrag der Linken:  Die Gewährleistung des Existenz- und Teilhabeminimums verbessern – 
Keine Rechtsvereinfachung auf Kosten der Betroffenen, den gibt es hier: 
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/080/1808076.pdf  und von den Grünen: Grundsicherung 
einfacher und gerechter gestalten – Jobcenter entlasten, den gibt es hier: 
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/080/1808077.pdf  
 
Dazu auch Vorschläge von Dr. Dorothea Wolff zu  KdU-Angemessenheitsermittlung, den gibt es hier: 
http://www.harald-thome.de/media/files/Dorothea-Wolff,-Forderungen-zu-9.--ndG.pdf 
 
 
2. Integrationsgesetz: Kopie von Hartz IV/ Integration durch:  Sanktionen und Androhungen und 
billige Arbeitskraft 
===================================== 
Am 14. April hat die Bundesregierung der Öffentlichkeit ein Eckpunktepapier für das geplante 
Integrationsgesetz vorgestellt. Am 22. April 2016 soll es auf der Ministerpräsidenten Konferenz 
beraten und am 24. Mai 2016 im Kabinett beschlossen werden.  
Der Koalitionsausschuss hat dazu am 13. April 2016 ein Eckpunktepapier  Integrationsgesetz 
vorgelegt, das gibt es hier: http://www.harald-
thome.de/media/files/Eckpunkte_Integrationsgesetz.pdf . Wenn man sich die anguckt, gibt es ganz 
viele Ähnlichkeiten mit dem Sanktionsregime Hartz IV und dem dortigen Grundsatz „Fordern statt 
Fördern“.  Dazu eine Stellungnahme von PRO ASYL, die gibt es hier: http://www.harald-
thome.de/media/files/PRO-ASYL-zu-Eckpunkte-des-Integrationsgesetzes-14.4.2016.pdf  Zum 
Integrationsgesetz eine recht klare Position von DIDF Bundesvorstand: „Es ist ein Armutszeugnis, 
nach knapp 60 Jahren Migrationsgeschichte, so einen Integrationsgesetzesvorschlag zu erarbeiten 
und diesen auch noch als „einen historischen Schritt“ zu verkaufen. Bisher hat die herrschende Politik 
eine wirkliche Integrationspolitik ausgeklammert. Ein 15 Punktepapier diesen Ausmaßes enthält 
mehr repressive Maßnahmen wie Kürzungen der Leistungen, Freiheitsbeschränkungen, Sanktionen 
und die Möglichkeit sich als billige Arbeitskräfte zur Verfügung zu stellen“. Mehr dazu hier: 
http://www.didf.de/blog/2016/04/15/die-eckpunkte-fuer-ein-integrationsgesetz-noch-eine-chance-
vertan/  
Ich weise explizit auf die skandalösen Positionen des Bayrischen Integrationsgesetzes unter Ziff. 6 
dieses Newsletters hin. 
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http://www.harald-thome.de/media/files/Eckpunkte_Integrationsgesetz.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/PRO-ASYL-zu-Eckpunkte-des-Integrationsgesetzes-14.4.2016.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/PRO-ASYL-zu-Eckpunkte-des-Integrationsgesetzes-14.4.2016.pdf
http://www.didf.de/blog/2016/04/15/die-eckpunkte-fuer-ein-integrationsgesetz-noch-eine-chance-vertan/
http://www.didf.de/blog/2016/04/15/die-eckpunkte-fuer-ein-integrationsgesetz-noch-eine-chance-vertan/
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3. SG Frankfurt: Gleitsichtbrille aus Vermittlungsbudget 
=============================================== 
Das SG Frankfurt hat mit Urteil vom 19. März 2016-S 19 AS 141/13 das Jobcenter Frankfurt zur 
Übernahme der Kosten für eine Gleitsichtbrille verurteilt. Anspruchsgrundlage: Förderung aus dem 
Vermittlungsbudget. Jede ALG-II-Person muss für den gesamten Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen 
und „eine ausreichende Sehfähigkeit auch für die Ferne [ist] erforderlich, um unnötige Gefährdung 
für sich und andere nach Möglichkeit auszuschließen“. Um dem Arbeitsmarkt vollwertig zur 
Verfügung zu stehen ist die Brille zwingend notwendig. Im vorliegenden Fall ist das Ermessen auf null 
reduziert.  
Das Urteil gibt es hier: http://www.harald-thome.de/media/files/SG-Ffm-19.-03.2016-S-19-AS-
14113,-Urteil-Brille.PDF 
 
Mit Bezug auf das Urteil und die Urteilsbegründung sollten auch anderweitig Anträge gestellt werden 
und zwar so lange, bis der Gesetzgeber es auf die Kette kriegt, die Brillenfrage, wie es das 
Bundesverfassungsgericht (mit Beschluss v. 23.07.2014 – 1 BvL 10/12 - RN 120) fordert, mit einer 
eigenen Anspruchsgrundlage umzusetzen.  
 
 
4. LSG NSB: Jobcenter muss bei Umzug Kosten für Umstellung des Telefon- und Internetanschlusses 
übernehmen 
=================================================================== 
Bei einem Umzug, für den das Jobcenter eine Zusicherung hinsichtlich der Aufwendungen für die 
neue Unterkunft erteilt hat, zählen auch die Kosten für die Umstellung des Telefon- und 
Internetanschlusses zu den "eigentlichen" Umzugskosten im engeren Sinn. Diese seien daher vom 
Jobcenter zu erstatten, so das LSG Niedersachsen-Bremen v.- 06.10.2015, Az.: L 6 AS 1349/13. 
Mehr unter: http://rsw.beck.de/aktuell/meldung/lsg-niedersachsen-bremen-jobcenter-muss-bei-
umzug-kosten-fuer-umstellungdes- 
 
 
5. Neues aus dem Bundestag: Wissenschaftlicher Dienst hegt Zweifel an der Türkei als "sicherem 
Drittstaat"! 
========================================================= 
tagesschau.de berichtete am 11.4.16 über ein Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes (WD) des 
Bundestages, das im Auftrag von Ulla Jelpke erstellt worden ist. Im Kern geht es dabei um den 
Umgang der in der Ägäis eingesetzten (deutschen) NATO-Schiffe mit aufgegriffenen schutzsuchenden 
Flüchtlingen:  http://www.tagesschau.de/inland/marine-einsatz-bundestag-101.html 
Plan der BW war es, diese Schutzsuchenden unmittelbar wieder in die Türkei zurückzubringen – wie 
es  ja auch der politische Plan des EU-Türkei-Deals insgesamt ursprünglich vorsah. Dass 
internationales und EU-Recht solche pauschalen Zurückweisungen nicht zulassen, haben JuristInnen 
in Berlin und Brüssel dann doch noch bemerkt. Allerdings soll dem Recht wohl nur formal genüge 
getan werden – es ist höchst zweifelhaft, dass es die rechtlich erforderlichen fairen 
Einzelfallprüfungen unter den Haft- und Ausnahmebedingungen in den griechischen „hotspots“ 
geben wird. Die Schutzsuchenden haben zudem einen Anspruch auf eine gerichtliche Überprüfung 
der behördlichen Asylentscheidung in Griechenland. Der zur Neutralität verpflichtete 
Wissenschaftliche Dienst hegt Zweifel daran, dass die Kategorisierung der Türkei als „sicherer 
Drittstaat“ in der Realität Bestand haben kann. 
Das Gutachten des WD wurde nicht zur Veröffentlichung freigegeben. Es darf jedoch aus ihm zitiert 
und der Inhalt kann dem angehängten Vermerk von mir entnommen werden. 
Es ist natürlich haarsträubend, eine wissenschaftliche Ausarbeitung, die ausschließlich auf öffentlich 
zugänglichen Informationen und Gesetzesmaterialien beruht, zu einer „Verschlusssache“ machen zu 
wollen, weil das Ergebnis den aktuellen außenpolitischen Interessen der Bundesregierung nicht in 
den Kram passen könnte. Ergebnis ist, dass Schutzsuchende nicht so einfach ohne inhaltliche 
Prüfung, und erst recht nicht in einen Staat wie die Türkei zurückgeschickt werden dürfen.  

http://www.harald-thome.de/media/files/SG-Ffm-19.-03.2016-S-19-AS-14113,-Urteil-Brille.PDF
http://www.harald-thome.de/media/files/SG-Ffm-19.-03.2016-S-19-AS-14113,-Urteil-Brille.PDF
http://rsw.beck.de/aktuell/meldung/lsg-niedersachsen-bremen-jobcenter-muss-bei-umzug-kosten-fuer-umstellungdes
http://rsw.beck.de/aktuell/meldung/lsg-niedersachsen-bremen-jobcenter-muss-bei-umzug-kosten-fuer-umstellungdes
http://www.tagesschau.de/inland/marine-einsatz-bundestag-101.html
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Das würde in der Tat den EU-Türkei-Deal platzen lassen, aber das sollte kein Geheimnis, sondern eine 
menschenrechtliche Selbstverständlichkeit sein! 
Daher  möchte ich auf Zitatbasis eine Zusammenfassung v. Thomas Hohlfeld, Referent für 
Migration/Integration/Flüchtlinge, DIE LINKE hier veröffentlichen:  http://www.harald-
thome.de/media/files/Vermerk-WD-Gutachten-NATO--g-is-Einsatz-Unionsrecht-II.pdf  
 
 
6. Bayrisches „Integrationsgesetz“: Hintergrundinfos zum geplanten bayerischen  Ausgren-zungs- 
und politischen Protestverhinderungsgesetz  
============================================================== 
Ich zitiere mal daraus:  
+++ Die Sicherheitsbehörden sollen auch diejenigen verfolgen, denen keine Straftat oder 
Ordnungswidrigkeit zur Last gelegt werden kann, die aber durch „demonstrative Regelverstöße“ 
auffallen (Art. 13/1) oder durch „offenkundig rechtswidriges Verhalten erkennen lassen, dass ihnen 
die Rechts- und Werteordnung in ihren Grundsätzen unbekannt oder gleichgültig ist“. (Art. 13/2) 
Ihnen soll ein „Grundkurs über die Werte der freiheitlich demokratischen Grundordnung“ auferlegt 
werden – wer daran nicht teilnimmt, wird mit einer Geldbuße belegt. (Art. 13/3) oder  
+++ Ohne Nachweis einer Straftat soll bis zu 50.000 Euro Geldbuße (!) auferlegt bekommen können, 
„wer die öffentlich, in einer Versammlung oder durch Verbreiten von Schriften dazu aufzufordern 
geltende verfassungsmäßige Ordnung“ missachtet und einer damit „nicht zu vereinbarenden 
Rechtsordnung“ folgt. (Art.14) 
 
Alleine diese beiden Punkte reichen um damit politischen Protest mit „Integrationsgesetzterror“ zu 
kriminalisieren. Kommentar dazu: das ist ein Gesetz im Erdogan Stil, damit soll ziviler Ungehorsam 
schon im Keim erstickt werden. Es ist entscheidend, dass dies Gesetz nicht wirksam wird, weder in 
Bayern, noch anderswo.  
 
Flugblatt dazu: http://www.harald-thome.de/media/files/Flugblatt_Ausgrenzungsgesetz_2016-04-
06.pdf, Redebeitrag von Renate Hennecke, Landessprecherin VVN: http://www.harald-
thome.de/media/files/Renate-Hennecke,-Beitrag-f-r-die-Veranstaltung-am-6-4-2016-zum-bayer-
Integrationsgesetzentwurf.pdf  
Und Link zum Gesetz: http://www.bayern.de/wp-
content/uploads/2016/02/160223_BayIntG_FassungMinisterrat.pdf 
 
 
7. Basiskonto (Recht auf Girokonto) kommt am 19. Juni 2016 
===================================================== 
Das Zahlungskontengesetz (ZKG) wurde heute im Bundesgesetzblatt veröffentlicht (BGBl. 2016 Nr. 
17, Seite 720). Damit gibt es ab dem 19.06.2016 ein Recht auf Girokonto (§§ 30 ff ZKG; Artikel 9 
Absatz 4). Weiteres hier dazu: http://www.soziale-schuldnerberatung-hamburg.de/2016/basiskonto-
recht-auf-girokonto-kommt-am-19-juni-2016/  

 

Thomé Newsletter 14/2016 vom 25.04.2016 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

liebe Kolleginnen und Kollegen, 

 

es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter, der heutige zu folgenden Themen: 

 

1. Rechtsverschärfungsgesetz /9. SGB II-ÄndG 

http://www.harald-thome.de/media/files/Vermerk-WD-Gutachten-NATO--g-is-Einsatz-Unionsrecht-II.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Vermerk-WD-Gutachten-NATO--g-is-Einsatz-Unionsrecht-II.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Flugblatt_Ausgrenzungsgesetz_2016-04-06.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Flugblatt_Ausgrenzungsgesetz_2016-04-06.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Renate-Hennecke,-Beitrag-f-r-die-Veranstaltung-am-6-4-2016-zum-bayer-Integrationsgesetzentwurf.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Renate-Hennecke,-Beitrag-f-r-die-Veranstaltung-am-6-4-2016-zum-bayer-Integrationsgesetzentwurf.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Renate-Hennecke,-Beitrag-f-r-die-Veranstaltung-am-6-4-2016-zum-bayer-Integrationsgesetzentwurf.pdf
http://www.bayern.de/wp-content/uploads/2016/02/160223_BayIntG_FassungMinisterrat.pdf
http://www.bayern.de/wp-content/uploads/2016/02/160223_BayIntG_FassungMinisterrat.pdf
http://www.soziale-schuldnerberatung-hamburg.de/2016/basiskonto-recht-auf-girokonto-kommt-am-19-juni-2016/
http://www.soziale-schuldnerberatung-hamburg.de/2016/basiskonto-recht-auf-girokonto-kommt-am-19-juni-2016/


  Seite 
26 

 
  

=============================== 

Der Arbeitskreis „Frauen in Not" NRW hat ein Forderungspapier zu sinnvollen und notwendigen 

Änderungen bei m 9. SGB II –ÄndG entwickelt. Es ist mir eine Freude, das Papier hier zu 

veröffentlichen, es gibt es hier: http://www.harald-thome.de/media/files/AK-FiN_Abschlusserkl-

rung_SGB-II-Reform-3-2016.pdf  

 

Ein besonderes Anliegen ist mir die Forderung zu § § 27 Abs. 4 SGB II, nach der in der 

Härtefallregel  für Auszubildende das Wort „besondere“ Härtefälle zu streichen ist.  

Diese Forderung möchte ich hier insbesondere unterstützen. Nach dem Wortlaut des Gesetzes  soll 

Hartz IV dazu dienen dauerhaft die Hilfebedürftigkeit zu reduzieren. Durch diese unnötige und 

wiedersinnig harte gesetzgeberische Vorgabe, wird das Ganze zu einer Farce, denn damit werden 

fast alle Fälle, in denen eine Förderung angezeigt wäre, wieder aus dem Anspruch rausgekickt. Es 

wäre mehr als sinnvoll, wenn hier endlich nachgebessert würde und das Wort "besondere" in § 27 

Abs. 4 SGB II gestrichen werden würde. Und es wäre schön, wenn dies verschiedene Organisationen 

auch fordern würden.  

 

2. Neue Weisungen der BA zu §§ 5, 11-11b und 12a SGB II 

=============================================  

Also die BA hat zu den genannten Punkten Weisungen rausgegeben. Auffällig ist insbesondere bei § 

11 -11b SGB II, dass BSG Urteile erst mit zwei Jahre Verzögerung in die Weisungen aufgenommen 

werden. Noch auffälliger ist dass für die SGB II-Leistungsberechtigten positive Urteile des BSG in die 

Weisung keinen Eingang finden.  

Faktisch bedeutet dies, die BA weist an, die Urteile zu ignorieren.  Ich beziehe mich insbesondere auf 

das Urteil des BSG v. 24.04.2015 - B 4 AS 32/14 R, in dem bestimmt wird, dass einmalige Zahlungen, 

die auf einem laufenden Anspruch beruhen, auch wie laufende Einkommen immer im Zuflussmonat 

anzurechnen und nicht auf sechs Monate zu verteilen sind. Dies wurde mit Urteil vom 17.03.2016 - B 

4 AS 694/15 vom BSG nochmal bestätigt.  

Es ist BA –typisch, dass solche für die Leistungsberechtigten positiven Urteile keinen zeitnahen 

Eingang in die Weisungen finden!  

Die Weisungen sind hier zu finden: http://www.harald-thome.de/sgb-ii---hinweise.html 

 

3. AsylbLG: kein Leistungsausschluss während einer BAföG oder SGB III förderfähigen Ausbildung / 

Studium 

============================================================ 

Dann möchte ich auf ein Schreiben das BMAS hinweisen, nachdem bei AsylbLG-Beziehern, anders als 

im SGB II/SGB XII kein Leistungsausschluss für im Grunde nach BAföG/BAB Berechtige besteht. Das ist 

insofern wichtig, den hier könnte nun eine Ausbildung betrieben werden. Rundmail von Claudius 

Voigt dazu: http://www.harald-thome.de/media/files/Claudius-Voigt-20.4.2016.pdf Das Schreiben 

vom  BMAS 26.02.16-gibt es hier: http://www.harald-thome.de/media/files/Schreiben-BMAS-

26.02.16-Leistungsgew-hrung-an-Studenten-nach-AsylbLG.pdf  

 

 4. LSG Berlin  Brandenburg: Sozialhilfeleistungen für Unionsbürger 

=================================================== 

Die beiden SGB XII –Senate des LSG BB  v. haben sie der BSG Rechtsprechung zum SGB XII-

Anspruch  bei tatsächlicher Aufenthaltsverfestigung von oberhalb  sechs Monaten angeschlossen 

(LSG Berlin-Brandenburg  vom 13. April 2016,  L 15 SO 53/16 B und L 23 SO 46/16 B)  Dazu die PM des 

http://www.harald-thome.de/media/files/AK-FiN_Abschlusserkl-rung_SGB-II-Reform-3-2016.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/AK-FiN_Abschlusserkl-rung_SGB-II-Reform-3-2016.pdf
http://www.harald-thome.de/sgb-ii---hinweise.html
http://www.harald-thome.de/media/files/Claudius-Voigt-20.4.2016.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Schreiben-BMAS-26.02.16-Leistungsgew-hrung-an-Studenten-nach-AsylbLG.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Schreiben-BMAS-26.02.16-Leistungsgew-hrung-an-Studenten-nach-AsylbLG.pdf
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LSG BB v. 20…4.2016: 

http://www.lsg.berlin.brandenburg.de/media_fast/4417/Pressemitteilung200416.pdf  

 

5. Zum Vorgehen bei Überweisung auf falsches Konto 

=========================================== 

Das SG Koblenz hat sich mit der Frage auseinandergesetzt, was passiert wenn ein 

Sozialleistungsträger auf das falsche Konto überwiesen hat. Dabei wurde klargestellt, dass dann 

nochmal und unverzüglich neu zu überweisen ist. Eine befreiende Wirkung im Sinne von § 47 SGB I 

besteht nur bei Zahlung auf das richtige Konto. Das Urteil des SG Koblenz bezieht sich zwar auf Rente 

ist aber eins zu eins auch auf andere Sozialsysteme zu übertragen. Mehr dazu 

hier:   http://www.rechtsindex.de/sozialrecht/5526-rentenueberweisung-auf-falsches-konto 

 

6. Übersicht: Altersrenten der gesetzlichen Rentenversicherung 

======================================= 

Der Kollege Jonny Bruhn-Tripp  hat die Informationsschrift: Altersrenten, Rentenbeginn und 

Rentenhöhe. Rentenwert von Zeiten der Versichertenbiografie herausgegeben. Die Schrift enthält 

eine Übersicht über die verschiedenen Altersrenten, deren Voraussetzungen und über den 

Rentenbeginn und die Rentenhöhe. An Beispielen wird gezeigt, wie viel zu den vorzeitigen 

Altersrenten hinzuverdient werden darf, wie hoch die Rentenabschläge und die kumulativen 

Einkommensverluste bei einem vorzeitigen Rentenzugang sind. Zudem wird in Übersichten über den 

Rentenwert der verschiedenen Zeiten der Versichertenbiografie informiert. Über den Rentenwert 

von Zeiten im Niedriglohnsektor, über Kindererziehungszeiten, Zeiten der Angehörigenpflege, 

Arbeitslosenzeiten und ALG II Bezugszeiten. In den Fußnoten wird die Historie der einschlägigen 

Gesetzesregelungen kurz nachgezeichnet. Den Inforeader gibt es hier: http://tinyurl.com/zzg6aur  

 

 

Thomé Newsletter 15/2016 vom 01.05.2016  

Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 
es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter, der heutige zu folgenden Themen: 
 
1. Rechtsverschärfungsgesetz /9. SGB II-ÄndG 
==================================== 
Es gibt weitere Stellungnahmen zum 9. SGB II-ÄndG, so hat nunmehr das Deutschen Studentenwerk 
mit Datum vom 15.04.2016 dazu eine Stellungnahme dazu abgegeben, in dem es notwendige und 
sinnvolle Änderungen anmahnt, die Stellungnahme dazu gibt es hier: 
http://www.studentenwerke.de/de/content/gesetzentwurf-der-bundesregierung-entwurf    Auch 
gibt es eine Stellungnahme vom Kooperationsverbund Jugendsozialarbeit zum  § 16h SGB II-E und die 
dortigen Regeln für schwer zu erreichende junge Menschen mit Förderbedarf, die gibt es hier: 
http://www.harald-thome.de/media/files/KV_Stellungnahme_pp_16h_SGB_II.pdf  
 
 
2. Nahles plant Streichung von Sozialleistungen bei EU-Bürgern  --- Nahles auf AFD Kurs  
============================================================ 
Bundesarbeitsministerin Andrea Nahles (SPD) will den Sozialhilfeanspruch von Ausländern aus 
anderen EU-Staaten drastisch beschränken. EU-Bürger sollen künftig grundsätzlich von Hartz-IV-

http://www.lsg.berlin.brandenburg.de/media_fast/4417/Pressemitteilung200416.pdf
http://www.rechtsindex.de/sozialrecht/5526-rentenueberweisung-auf-falsches-konto
http://tinyurl.com/zzg6aur
http://www.studentenwerke.de/de/content/gesetzentwurf-der-bundesregierung-entwurf
http://www.harald-thome.de/media/files/KV_Stellungnahme_pp_16h_SGB_II.pdf
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Leistungen und Sozialhilfe ausgeschlossen sein, wenn sie nicht hierzulande arbeiten oder durch 
vorherige Arbeit Ansprüche aus der Sozialversicherung erworben hätten.  
Das das gewollt ist war klar, wie drastisch Nahles das plant nicht.  
Damit bringt sich Nahles auf AfD-Kurs und schürt und bedient weiter rassistische Stimmungsmache 
und erzeugt neuen Lohndruck nach unten. Zudem ist es wiedermal ein Versuch aus dem SPD 
geführten Ministerium das Grundrecht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen 
Existenzminimums des BVerfG und des BSG (an dieser Stelle) wieder einmal auszuhebeln. Der von 
Nahles zugestandene „Nahles nicht Verhungerungszuschlag“, von ihr „längstes für vier Wochen“ 
befristete einmalige Überbrückungsleistungen dürfte mit der Begrenzung wieder verfassungswidrig 
sein. Aber das werden dann die Gerichte zu entscheiden haben. Siehe dazu hier auch: 
http://www.fnp.de/nachrichten/politik/Ein-grosser-Testballon;art673,1986163  
 
Der Gesetzesentwurf ist noch nicht bekannt, die Eckpunkte sind aber aus den Medien entnehmbar, 
so http://www.zeit.de/politik/2016-04/andrea-nahles-eu-buerger-sozialleistungen 
 
Dazu indirekt auch: Vereinbarkeit des Leistungsausschlusses von EU-Ausländern gemäß § 7 SGB II mit 
dem Grundgesetz steht zur Diskussion: http://www.anwalt.de/rechtstipps/vereinbarkeit-des-
leistungsausschlusses-von-eu-auslaendern-gemaess-sgb-ii-mit-dem-grundgesetz_081426.html 
 
 
3. Referentenentwurf zum Bundesteilhabegesetz veröffentlicht 
===================================================== 
Der lange angekündigte Referentenentwurf für das Bundesteilhabegesetz wurde heute vom 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales veröffentlicht. Durch das Bundesteilhabegesetz soll das 
SGB IX vollständig neu gefasst werden. Die Eingliederungshilfe nach dem SGB XII soll in das SGB IX 
überführt werden. Mehr dazu und Referentenentwurf gibt es hier: http://www.sozialrecht-
rosenow.de/meldung/referentenentwurf-zum-bundesteilhabegesetz-veroeffentlicht.html  
 
 
4. Rückwirkende Befreiung vom Rundfunkbeitrag wird Gesetz / mit Verweis auf kommende 
Rechtslage ist möglicherweise schon jetzt Handeln möglich 
================================================================== 
Die drei Jahre rückwirkende Befreiung vom Rundfunkbeitrag wird zum 01.01.2017 
(vermutlich/wahrscheinlich)  Gesetz, mit Hinweis auf die kommende Rechtslage ist  Betroffenen jetzt 
schon zu raten, sich gegenüber dem Beitragsservice auf die kommende, aber noch nicht in Kraft 
getretene Neuregelung zu berufen. 
Mehr dazu hier: https://sozialberatung-kiel.de/2016/04/24/moeglichkeit-zur-drei-jahre-
zurueckwirkenden-befreiung-vom-rundfunkbeitrag-wird-gesetz/ 
 
Dazu möchte ich mal auf die Tachelesforderung verweisen: http://tacheles-
sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/18_11_534.pdf und dann Teil 1, Nr. 10 (Seite 6)  
 
 
5. Neue Weisungen zum WoGG 
========================== 
Dann möchte ich darauf hinweisen, dass wir vom Tacheles neue Weisungen zum WoGG 
veröffentlicht haben, die sind zunächst nur für NRW gültig, können bundesweit angewendet werden, 
da es sich ja schon um ein Bundesgesetz handelt. Diese gibt es hier: http://wuppertal.tacheles-
sozialhilfe.de/dienstanweisungen/wohngeldamt/ 
 
 
6. Forderung: Recht auf Schuldnerberatung 
==================================== 

http://www.fnp.de/nachrichten/politik/Ein-grosser-Testballon;art673,1986163
http://www.zeit.de/politik/2016-04/andrea-nahles-eu-buerger-sozialleistungen
http://www.anwalt.de/rechtstipps/vereinbarkeit-des-leistungsausschlusses-von-eu-auslaendern-gemaess-sgb-ii-mit-dem-grundgesetz_081426.html
http://www.anwalt.de/rechtstipps/vereinbarkeit-des-leistungsausschlusses-von-eu-auslaendern-gemaess-sgb-ii-mit-dem-grundgesetz_081426.html
http://www.sozialrecht-rosenow.de/meldung/referentenentwurf-zum-bundesteilhabegesetz-veroeffentlicht.html
http://www.sozialrecht-rosenow.de/meldung/referentenentwurf-zum-bundesteilhabegesetz-veroeffentlicht.html
https://sozialberatung-kiel.de/2016/04/24/moeglichkeit-zur-drei-jahre-zurueckwirkenden-befreiung-vom-rundfunkbeitrag-wird-gesetz/
https://sozialberatung-kiel.de/2016/04/24/moeglichkeit-zur-drei-jahre-zurueckwirkenden-befreiung-vom-rundfunkbeitrag-wird-gesetz/
http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/18_11_534.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/18_11_534.pdf
http://wuppertal.tacheles-sozialhilfe.de/dienstanweisungen/wohngeldamt/
http://wuppertal.tacheles-sozialhilfe.de/dienstanweisungen/wohngeldamt/
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Dann möchte ich auf eine unterstützendwerte  Stellungnahme LAG SB Hamburg zum Positionspapier 
„Recht auf Schuldnerberatung“ hinweisen: http://www.soziale-schuldnerberatung-
hamburg.de/2016/recht-auf-schuldnerberatung/ 
 
 
7. Zu Letzt: Bundesamt (Bamf)sucht bei Asylverfahren:  Juristen ohne Fachkenntnis 
======================================================== 
Das Bamf unter der Regie des Herr Weise, vorher BA Vorstand, sucht nunmehr als Bampf Chef 
Juristen als Entscheider im Asylverfahren, aber bitte, unter Verweis auf die Gefahr einer 
"Interessenskollision" ohne Erfahrungen auf dem Gebiet des Asyl- und Ausländerrechts.  
Klar, wer in diesem Rechtsgebiet Erfahrungen hat, wird die Fluchtursachen und die Falscherklärung 
„sicheres Herkunftsland“ kennen und die Bamf-Linie nicht mittragen.  
Mehr dazu hier: http://www.spiegel.de/politik/deutschland/asylverfahren-bamf-sucht-juristen-ohne-
fachkenntnis-a-1090128.html 

Thomé Newsletter 16/2016 vom 07.05.2016 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter, der heutige zu folgenden Themen: 
 
1. Nahles legt „EU-Bürger-Ausschlussgesetz“ Entwurf vor / Nahles auf AFD Kurs 
================================================= 
Bundesarbeitsministerin Nahles hat unmittelbar nach dem ersten BSG – Urteil zu EU-Bürgern eine 
Gesetzesänderung  angekündigt.  Den dahingehenden ersten Gesetzesentwurf hat das BMAS jetzt 
vorgelegt, böse nenne ich es mal „EU-Bürger-Ausschlussgesetz“, der offizielle Arbeitstitel lautet: 
„Gesetz zur Regelung von Ansprüchen ausländischer Personen in der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch und in der Sozialhilfe nach dem Zwölften 
Buch Sozialgesetzbuch“.  
Darin bestimmt Nahles, dass EU-Bürger eine „Überbrückungsleistung“ längstens für einen Zeitraum 
von vier Wochen, aber  auch nur einmalig innerhalb von zwei Jahren bis zur Ausreise bekommen 
sollen. Im Einzelfall bei besonderen Umständen werden den Leistungsberechtigten „andere 
Leistungen“ gewährt. Daneben werden auf Antrag auch die angemessenen Kosten der Rückreise 
übernommen, diese aber auch nur auf Darlehensbasis.  
Die Überbrückungsleistung ist auf Niveau des AsylbLG.  
Das ist es mal im Kurzformat und zusammengefasst. Nahles hat Ihre Hausaufgaben gemacht. Wie 
weit Sie damit durchkommen wird, werden wir sehen. Den Gesetzesentwurf gibt es hier: 
http://www.harald-thome.de/media/files/Referentenentwurf-Ausl-ndische-Personen-im-SGB-II-und-
SGB-XII.pdf  
Dazu auch Roland Rosenow: http://www.sozialrecht-rosenow.de/meldung/ausschluss-fuer-
bestimmte-auslaender-von-der-grundsicherung-gesetzesentwurf-liegt-vor.html 
 
 
2. BMAS-Entwurf für ein IntegrationsverhinderungsG mit VO 
======================================== 
Das BMAS hat seinen Referentenentwurf zum IntegrationsverhinderungsG vorgelegt,  Übersicht der 
Punkte, in einer Infomail von Georg Classen:  http://www.harald-thome.de/media/files/Georg-
Classen-29.04.2016.pdf  und auf der Seite des Flüchtlingsrates: http://www.fluechtlingsinfo-
berlin.de/fr/asylblg/AsylG_2015.html 
"Integrationsgesetz" im Fließtext und Stellungnahme gibt es hier: http://www.harald-
thome.de/media/files/Claudius-Voigt-5.5.2016.pdf  
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3. Dienstanweisung des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge vom Januar 2016 / DA Asyl 
=============================================================== 
RA Hubert Heinhold hat die neueste Fassung der Dienstanweisung des Bundesamtes für Migration 
und Flüchtlinge vom Januar 2016 gemäß IFG erhalten und zur Verfügung gestellt. Dafür gebührt ihm 
Dank. Die DA-Asyl gibt es hier: http://dav-auslaender-und-
asylrecht.de/files/page/0_82602600_1455574042s.pdf  
 
 
4. Strafrichter muss selbständig die Behördenangaben prüfen  
=========================== 
Der BGH hat entschieden, dass in Fällen des Vorwurfes wegen Sozialleistungsbetrug das zuständige 
Gericht selbstständig zu prüfen, ob und inwieweit tatsächlich kein Anspruch auf die beantragten 
Leistungen bestand. Grade die Jobcenter erzählen viel und auch nicht immer das Richtige, wenn der 
Tag lang ist, daher ist das eine sehr wichtige Entscheidung. Mehr dazu unter: 
http://www.jurablogs.com/2016/04/28/sozialleistungsbetrug-der-strafrichter-muss-selbst-rechnen  
 
 
5. eAkte im SGB II 
========================== 
Ab August 2016 wird die elektronische Akte (eAkte) sukzessive in allen gemeinsamen Einrichtungen 
(gE) eingeführt. In diesem Zusammenhang werden auch die SC SGB II mit der eAkte SGB II 
ausgestattet. Die Flächeneinführung endet nach insgesamt 6 Wellen mit der letzten Produktivsetzung 
im Mai/Juni 2018 
https://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mtcx/~ed
isp/egov-content429891.pdf?_ba.sid=EGOV-CONTENT429894 
 
   
6. Wohngeldgesetz 2016 – Gesetz mit Fallen 
================================= 
immer wieder gibt es Fragen nach dem neuen Wohngeldgesetz und was dabei zu beachten ist. 
Nachfolgend ein interessanter Artikel von Herbert Masslau dazu: 
http://www.herbertmasslau.de/wohngeldgesetz-2016.html  

 

Thomé Newsletter 17/2016 vom 20.05.2016 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter, der heutige zu folgenden Themen: 

1. Rechtsverschärfungsgesetz / 9. SGB II- ÄndG: Weitere Verschärfungen geplant - 
"Formulierungshilfe" für die CDU/CSU- und SPD-Bundestagsfraktionen 
================================================================ 
Das BMAS/Nahles-Ministerium erarbeitet eine „Formulierungshilfe“ für die CDU/CSU- und SPD-
Bundestagsfraktionen zur weiteren Verschärfung des SGB II. Sehr zweifelhaft ist, dass ein 
Ministerium für Bundestagsfraktionen Anträge für Gesetzesänderungen  schreibt und begründet. 

http://dav-auslaender-und-asylrecht.de/files/page/0_82602600_1455574042s.pdf
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Kernpunkte sind: Verkürzung der Möglichkeit einen Überprüfungsantrages auf rechtswidrige nicht 
begünstigende Verwaltungsakte zu auf vier Jahre, bisher gab es hier keine Frist (Ausweitung des 
Hartz IV + SGB XII – Sonderrechts); Entziehung von SGB II-Leistungen bis vorrangige Sozialleistungen 
beantragt werden (Ausweitung der Sanktionen);  Ausweitung von 1-EURO-Jobs für 
Langzeitarbeitslose (Anstatt reguläre, versicherungspflichtige Arbeit zu schaffen); Regelungen zur 
temporären BG (anstatt endlich die Streichung des RB im Herkunftshaushalt aufzugeben) sowie 
diverse  andere Änderungen. Die Frist zur Rücknahme von rechtswidrigen nicht begünstigenden 
Verwaltungsakten soll auch im SGB XII auf vier Jahre verkürzt werden.  

Die dahingehenden Unterlagen, hier das „Anschreiben“ des BMAS: http://www.harald-
thome.de/media/files/BMAS-Anschreiben-zu-9.-SGB-II--ndG-6.5.2016.pdf 

und die „Formulierungshilfe“: http://www.harald-thome.de/media/files/BMAS-Formulierungshilfe-f-
r-Fraktionen-2.5.2016.pdf 

2. Nahlisches „EU-Bürger-Ausschlussgesetz“ – eine Analyse und Wertung 
============================================================ 
Bernd Eckhardt hat in seinem aktuellen, frisch rausgekommen Sozialrecht Justament unter dem 
Motto: „ Die »kalte Ausweisung« armer EU-BürgerInnen – der Plan Nahles soll Gesetz werden“ die 
Details und die juristische Einordnung des „EU-Bürger-Ausschlussgesetz“ durchgeführt. Hervorragend 
erklärt und gut auseinandergepflückt, das gibt es hier: http://www.harald-
thome.de/media/files/Sozialrecht-justament-3-2016.pdf  

Dazu auch Claudius Voigt: Sozialhilfeausschluss für EU-Bürger*innen: Aushungern als politisches 
Steuerungsinstrument v. 10.5.2016, die gibt es hier: http://www.harald-thome.de/media/files/Voigt-
10.05.2016-.pdf  

Stellungnahme Deutscher Städtetag v. 4.5.2016: http://www.harald-
thome.de/media/files/RS_O_4195_RefE_Ansprueche_auslaendischer_Personen_SGB_II_SGB_XII_Anl
age_3.pdf  

Stellungnahme Diakonie v. 4.5.2016: http://www.harald-thome.de/media/files/Diakonie_StN_RE-
BMAS_EU-B-rger-6.05.2016-1.pdf  

Stellungnahme DPWV v. 6.5.2016:  http://www.harald-thome.de/media/files/StellnSGB-05-2016-
1.pdf 

Und Claudius Voigt in Jungle World: "Stütze nur für Deutsche": http://jungle-
world.com/artikel/2016/19/53987.html 

3. Schulbefähigungskosten im SGB II/SGB XII Bezug – Eine Kampagne 
====================================================== 
Das SG Hildesheim hat im Dez. 2015 Schulbefähigungskosten für SGB II-beziehende Kinder über eine 
Auslegung des § 21 Abs. 6 SGB II bewilligt. Anlässlich des Urteils und der dort entwickelten 
Argumentation haben  der die Klage vertretende Anwalt und Tacheles eine Kampagne gestartet, in 
deren Rahmen solche Schulbefähigungskosten beantragt werden können und sollen. Ebenfalls sollen 
Überprüfungsanträge bei Ablehnungen eingelegt und Änderungen rückwirkend angezeigt werden 
können. Hierzu gibt es Musterschreiben  für das SGB II/SGB XII. Alle Infos dazu hier: http://tacheles-
sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/2015/ 

4. Befreiung von Personalausweisgebühr bei Sozialleistungsbezug 
====================================================== 
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Das VG Berlin hat entschieden, dass ein Bezieher von Soziallleistungen im Einzelfall einen Anspruch 
auf eine Befreiung von der Personalausweisgebühr haben kann. Das VG sagt, normalerweise sei es 
Leistungsempfängern zumutbar die Kosten für Personalausweise anzusparen. Liege der 
Leistungsbezug aber – wie im entschiedenen Fall – erst kurze Zeit zurück, komme unter Umständen 
ein vollständiger Gebührenerlass in Betracht. Das wird übertragbar sein auf Aufrechnung von 
Darlehen und Kostenersatz durch das JC, nicht in kompletter Höhe übernommene Miet- und 
Heizkosten ….  Hier wäre massenweises Beantragen angezeigt. Hier PM des VG: 
http://tinyurl.com/jfkqmwt 

 

Thomé Newsletter 18/2016 vom 27.05.2016 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter, der heutige zu folgenden Themen: 
 
1. Rechtsverschärfungsgesetz/9. SGB II-ÄndG/Stellungnahmen zur Anhörung 
============================================== 
Diverse Stellungnahmen zum Rechtsverschärfungsgesetz im Rahmen der öffentlichen Anhörung von 
Sachverständigen in Berlin am 30. Mai 2016 im Sozialausschuss: 
 
- Stellungnahme von Frank Jäger/Tacheles: http://www.harald-thome.de/media/files/18(11)642.pdf  
- Prof. Dr. Stefan Sell: http://www.harald-thome.de/media/files/18(11)645-Prof.-Sell.pdf  
- Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege (BAGFW): http://www.harald-
thome.de/media/files/2016-05-17-Rechtsvereinfachung-Anh-rung.pdf  
- Deutscher Caritasverband: http://tinyurl.com/j76cdse  
- DGB: http://www.harald-thome.de/media/files/18(11)640.pdf  
- Deutsche Juristinnenbund e.V: http://tinyurl.com/zpt7938  
- Verein zur Förderung der Frauenpolitik in Deutschland e.V.: http://www.harald-
thome.de/media/files/18(11)646-V.-Frauen-Pol..pdf  
- Bundesagentur für Arbeit: http://www.harald-thome.de/media/files/18(11)638.pdf 
- Uwe Hilgendag, Ombudsmann am Jobcenter Friedrichshain-Kreuzberg: http://www.harald-
thome.de/media/files/18(11)639.pdf  
- Sozialverband Deutschland e.V.: http://www.harald-thome.de/media/files/18(11)648-SoVD.pdf  
- Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände: http://www.harald-
thome.de/media/files/18(11)641.pdf  
- Provinzial der Deutschen Provinz der Salesianer Don Boscos: http://www.harald-
thome.de/media/files/18(11)643.pdf  
- Deutscher Städtetag: http://www.harald-thome.de/media/files/18(11)644.pdf 
 
Dann haben wir noch eine Entwurfsfassung des Gesetzestextes, Stand 6.4.2016 mit eingearbeiteter 
„BMAS Formulierungshilfe“ vom 2.5.2016, um den Kram den das BMAS möchte besser 
nachvollziehbar zu bekommen, die Lesefassung gibt es hier: http://tinyurl.com/ze42ytv 
 
Anmerkung: hier wird das Hartz IV-Gesetz wieder massiv verschärft, das hat Prof. Sell in seiner 
Stellungnahme sehr gut rausgearbeitet, es geht dabei eben nicht um "Vereinfachung und 
Kostenersparnis", wie das das SPD-geführte BMAS öffentlich verlauten lässt, sondern eine deutliche 
Verschärfung des "Niedriglohnsektorerzwingungsgesetzes" Hartz IV. Und aus dem Hause Nahles 
erfolgt ein Gesetz nach dem anderen die in ihrer Qualität und Substanz kaum noch von CSU-AFD 
Gesetzen unterscheiden würden. In Frankreich gibt es massive Gegenwehr aus der 

http://tinyurl.com/jfkqmwt
http://www.harald-thome.de/media/files/18(11)642.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/18(11)645-Prof.-Sell.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/2016-05-17-Rechtsvereinfachung-Anh-rung.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/2016-05-17-Rechtsvereinfachung-Anh-rung.pdf
http://tinyurl.com/j76cdse
http://www.harald-thome.de/media/files/18(11)640.pdf
http://tinyurl.com/zpt7938
http://www.harald-thome.de/media/files/18(11)646-V.-Frauen-Pol..pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/18(11)646-V.-Frauen-Pol..pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/18(11)638.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/18(11)639.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/18(11)639.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/18(11)648-SoVD.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/18(11)641.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/18(11)641.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/18(11)643.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/18(11)643.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/18(11)644.pdf
http://tinyurl.com/ze42ytv


  Seite 
33 

 
  

Arbeitnehmerschaft bei der Einführung eines dortigen Arbeitsmarktgesetzes, genauso sollte und 
müsste es auch in Deutschland sein, beim jetzigen Rechtsverschärfungsgesetz. Ich möchte es 
zumindest mal gesagt haben und allen die Unterschiede zwischen den Zuständen in France und 
Deutschland aufzeigen. Leute es ist Aufwachen angesagt, politisches Bewußtwerden.           
 
 
2. Verden: Fallmanagerin klagt gegen Jobcenter 
====================================== 
Nach erfolgloser Remonstration (Einwendung, die ein Beamter gegen eine Weisung erhebt) verklagte 
eine Fallmanagerin des Kreises Osterholz ihren Arbeitgeber, weil sie sich um das Wohl ihrer Klienten 
sorgt. Die seien nämlich vom Jobcenter auf rechtswidrige Weise in sogenannte 
Eingliederungsvereinbarungen (EGV) gedrängt worden – per Serienbrief, ohne vorherige Anhörung. 
Sie selbst sei angewiesen worden, bei Verstößen der Klienten gegen die Serien-EGV die 
Sozialleistungen zu kürzen oder zu streichen. 
Mehr dazu unter http://www.noz.de/deutschland-
welt/niedersachsen/artikel/718354/fallmanagerin-klagt-gegen-jobcenter 
Ein absolut mutiges und zu begrüßendes Handeln, Chapeau! 
 
 
3. Urteilsbegründung zur Befreiung von Personalausweisgebühr bei Sozialleistungsbezug 
======================================================= 
Im letzten Newsletter hatte ich vom Urteil des VG Berlin berichtet, in dem es um die Befreiung der 
Gebühren bei SGB II-Bezug ging, wenn wegen kurzer Bezugsdauer noch nichts angespart werden 
konnte. Dazu kann ich jetzt das Urteil veröffentlichen, das gibt es hier: http://www.harald-
thome.de/media/files/23-k-0329-15-160421-urteil-anonymisiert.pdf 
 
 
4. SGB II-Leistungen müssen auf das angegebene Konto gezahlt werden 
===================================================== 
Das SG Mainz hat entschieden, dass ein Jobcenter nur dann mit erfüllender Wirkung Leistungen 
erbringt, wenn die Zahlung auf das von dem Leistungsempfänger bestimmte Konto erfolgt. Die 
Leistungen müssen grundsätzlich nur auf das vom Hartz-IV-Bezieher angegebene Konto überwiesen 
werden. Zahlt das Jobcenter dennoch die Hilfeleistung fehlerhaft per Scheck an den Hilfebedürftigen 
aus, kann die Behörde zur erneuten Zahlung verpflichtet werden. Mehr dazu hier: 
http://tinyurl.com/h7w2cxt 
 
 
5. Seminarraum in Berlin gesucht  
===========================  
Ich suche für meine Seminare in Berlin dringend einen neuen und bezahlbaren Seminarraum, für 20 
Personen an Tischen, mit Getränkeversorgung wie Kaffee, Tee und Wasser. Wer kann mir einen Tipp 
geben? 
 
 
6. KdU und sonstige Richtlinien auf Aktualität prüfen  
========================================== 
Dann werden von uns die bekannten kommunalen Richtlinien (KdU/Erstausstattung/BuT) 
veröffentlicht. Hier möchte ich alle NewsletterleserInnen bitten, zu prüfen, ob ihr ggf. aktuelle 
vorliegen habt oder welche auf den Webseiten eurer Jobcenter veröffentlicht sind. Wenn ja mir diese 
bitte übersenden. Auch cool wäre, wenn diejenigen die ein bisschen Zeit haben, mal eine 
Internetrecherche für die eigene und Nachbarkommunen durchführen könnten.   Die Datenbank ist 
hier: http://www.harald-thome.de/oertliche-richtlinien.html 
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Thomé Newsletter 19/2016 vom 07.06.2016 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter, der heutige zu folgenden Themen: 

1. BVerfG: Die Richtervorlage zur Verfassungswidrigkeit von Arbeitslosengeld-II-Sanktionen 
unzulässig ================================================================ 
Das BVerfG hat kein Interesse kapitalistische Verwertungsinteressen  in  Frage zu stellen und die 
Verfassungsmäßigkeit von Leistungskürzungen nach dem SGB II zu klären und sucht daher nach 
einem Grund die Richtervorlage ablehnen zu können. Es wurde eine Lücke gefunden und die nicht 
ausreichende Prüfung der Rechtsfolgenbelehrung bei dem Sanktionsbescheid bemängelt. Also 
demnächst einen neuen Versuch starten! 

Mehr dazu:  http://rsw.beck.de/aktuell/meldung/bverfg-richtervorlage-zur-verfassungswidrigkeit-
von-arbeitslosengeld-ii-sanktionen-unzulaessig 

Dazu eine sehr guter Hintergrundartikel von Herbert Masslau: http://www.herbertmasslau.de/alg-ii-
sanktionsluege.html  

  

2. Rechtsverschärfungsgesetz: Nahles rudert zurück / möglicherweise verschoben 
=============================================================== 
Laut Medienberichterstattung soll Arbeitsministerin Nahles mit den Koalitionsfraktionen vereinbart 
haben,  dass die Regelungen zur temporären  Bedarfsgemeinschaft nicht ins 
Rechtsverschärfungsgesetz kommen sollen. Siehe dazu: 
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/hartz-iv-diskriminierung-von-kindern-alleinerziehender-
abgewendet-a-1095813.html 

Vielleicht kommt Nahles mal auf den Trichter, sich mit den vielen fast einhelligen Stellungnahmen 
von Fachverbänden auseinander zu setzen und einen Umgangsmehrbedarf einzuführen.  

Spannenderweise ist wohl die ursprünglich am 9. Juni geplante  abschließende 2. und 3. Lesung und 
Verabschiedung des  9. SGB II-Rechtsverschärfungsgesetzes vertagt  worden. 
http://www.bundestag.de/dokumente/tagesordnungen/ 

Warum auch immer, damit könnte das Wirksamwerden zum 1. Aug. 2016 deutlich in Frage gestellt 
werden. 

Hier eine Materialenzusammenstellung aller Stellungnahmen zur öffentlichen Anhörung von 
Sachverständigen in Berlin am 30. Mai 2016: http://www.harald-
thome.de/media/files/materialzusammenstellung-data.pdf  

3. Fallmanagerin vom JC Osterholz klagt gegen „ihr“ Jobcenter wegen widerrechtlichem Umgang 
mit Leistungsbeziehern 
 =============================================================== 
Eine Fallmanagerin des Jobcenters Osterholz weigerte sich, die ihrer Ansicht nach rechtswidrige 
Sanktionspraxis umzusetzen, weil sie damit Menschen bewusst in existenzielle Not gebracht hätte. 
Sie klagt beim Arbeitsgericht gegen die unzulässige Verwaltungspraxis. Eine 

http://rsw.beck.de/aktuell/meldung/bverfg-richtervorlage-zur-verfassungswidrigkeit-von-arbeitslosengeld-ii-sanktionen-unzulaessig
http://rsw.beck.de/aktuell/meldung/bverfg-richtervorlage-zur-verfassungswidrigkeit-von-arbeitslosengeld-ii-sanktionen-unzulaessig
http://www.herbertmasslau.de/alg-ii-sanktionsluege.html
http://www.herbertmasslau.de/alg-ii-sanktionsluege.html
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/hartz-iv-diskriminierung-von-kindern-alleinerziehender-abgewendet-a-1095813.html
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/hartz-iv-diskriminierung-von-kindern-alleinerziehender-abgewendet-a-1095813.html
http://www.bundestag.de/dokumente/tagesordnungen/
http://www.harald-thome.de/media/files/materialzusammenstellung-data.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/materialzusammenstellung-data.pdf
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Hintergrundberichterstattung und ein Amicus-Curiae-Brief des DPWV Bundesverbands. Mehr dazu 
hier: http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/2024/ 

4. Vorlagebeschluss zur Frage des Leistungsausschlusses für EU-Ausländer und für Auszubildende 
=================================================================== 
Das SG Mainz macht einen Vorlagebeschluss zum BVerfG zum Leistungsausschlusses von EU-Bürgern 
und Auszubildenden. Das SG hat dies mit 227 Seiten wohlfeil begründet. Es wird spannend. Alles 
weitere dazu hier: http://www.sozialrecht-rosenow.de/meldung/leistungsausschluesse-im-sgb-ii-
fuer-bestimmte-auslaender-und-fuer-auszubildende-verfassungswidrig-146.html 

5. Claudius Voigt zum „Integrationsgesetz“  
=========================================== 
Die Neoliberalisierung des Flüchtlingsrechts Integration durch Verunsicherung? Das so genannte 
"Integrationsgesetz" setzt auf die umfassende Prekarisierung der Lebenswirklichkeit. Aus einem 
Newsletter von Claudius Voigt: http://www.harald-thome.de/media/files/Claudius-Voigt-Newsletter-
30.5.2016.pdf 

6. Blockupyaufruf: Blockieren wir das BMAS am 2. Sept. in Berlin 
====================================================== 
Dann möchte ich auf einen unterstützens werten Aufruf von Blockupy hinweisen, an dem sich 
fortschrittliche Organisationen und Personen beteiligen sollten. Mehr dazu hier: http://www.harald-
thome.de/media/files/AufrufSeptemberBlockupy.pdf 

Es ist Zeit, sagt Blockupy, da haben sie einfach nur Recht! 

7. Kampf gegen Arbeitsmarktreform: Frankreich auf den Barrikaden 
================================================== 
Dann möchte ich auf die beispielslose Situation in Frankreich hinweisen: 
http://www.labournet.de/category/internationales/frankreich/politik-frankreich/politik-
arbeitsgesetz_widerstand/ 

Aber auch mal im Spiegel: http://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/frankreich-auf-den-barrikaden-
so-wehrt-sich-das-land-gegen-die-arbeitsmarktreform-a-1094225.html  

8. Über zwei Jahre Auseinandersetzung um Dienstanweisungen zum BEEG 
======================================================== 
Vor über zwei Jahren hat Tacheles beim örtlichen Jugendamt einen Antrag auf Weitergabe der 
internen Weisungen zum BEGG gestellt. Das Jugendamt  Wuppertal meinte, da die 
Sachbearbeiterdaten geschwärzt werden müssten, würden Kosten von rund 1000 EUR entstehen. 
Tacheles hat dann den Landes- und später den Bundesdatenschutzbeauftragten eingeschaltet und 
nun nach über zwei Jahren haben wir den gewünschten Kram, alle Weisungen von 2009 – Mai 2014. 
Den können wir jetzt erfolgreich der Öffentlichkeit präsentieren: http://wuppertal.tacheles-
sozialhilfe.de/dienstanweisungen/jugendamt/ 

Die nachfolgenden Richtlinien werden alsbald nachgeliefert 

Thomé Newsletter 20/2016 vom 20.06.2016 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

 es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter, der heutige zu folgenden Themen: 

http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/2024/
http://www.sozialrecht-rosenow.de/meldung/leistungsausschluesse-im-sgb-ii-fuer-bestimmte-auslaender-und-fuer-auszubildende-verfassungswidrig-146.html
http://www.sozialrecht-rosenow.de/meldung/leistungsausschluesse-im-sgb-ii-fuer-bestimmte-auslaender-und-fuer-auszubildende-verfassungswidrig-146.html
http://www.harald-thome.de/media/files/Claudius-Voigt-Newsletter-30.5.2016.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Claudius-Voigt-Newsletter-30.5.2016.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/AufrufSeptemberBlockupy.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/AufrufSeptemberBlockupy.pdf
http://www.labournet.de/category/internationales/frankreich/politik-frankreich/politik-arbeitsgesetz_widerstand/
http://www.labournet.de/category/internationales/frankreich/politik-frankreich/politik-arbeitsgesetz_widerstand/
http://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/frankreich-auf-den-barrikaden-so-wehrt-sich-das-land-gegen-die-arbeitsmarktreform-a-1094225.html
http://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/frankreich-auf-den-barrikaden-so-wehrt-sich-das-land-gegen-die-arbeitsmarktreform-a-1094225.html
http://wuppertal.tacheles-sozialhilfe.de/dienstanweisungen/jugendamt/
http://wuppertal.tacheles-sozialhilfe.de/dienstanweisungen/jugendamt/


  Seite 
36 

 
  

1. Rechtsverschärfungsgesetz /9. SGB II-ÄndG ======================================== 
Die Koalitionsfraktionen haben sich auf einige Änderungen beim „Rechtsverschärfungsgesetz/ 9. SGB 
II-ÄndG“ verständigt, so zB. keine Zwangsverrentung, keine Schlechterstellung von 
Alleinerziehenden; ein paar Verbesserungen etwa bei den Arbeitsgelegenheiten oder Einführung 
einer neuen Härtfallregelung bei Auszubildenden.   

Die sonstigen negativen Verschärfungen werden beibehalten, wie Ausweitung der Ersatzansprüche, 
Abschaffung eines Vorschusses, Ersatzpflicht wegen nicht eingereichter Unterlagen, vorläufige 
Leistungsgewährung ohne Erwerbstätigenfreibetrag, Brutto-Warmmiete bei den KdU, … aber auch 
die Regelungen zu Sanktionen werden nicht geändert. 

Jetzt ist der Bundesrat gefragt, diesen aberwitzigen, in keiner Weise das Recht vereinfachenden 
Gesetzesentwurf abzuändern. Allen voran möge dabei der Bundesrat die Maßgaben des BVerfG 
beachten und diesen Forderungskatalog: http://tacheles-
sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/18_11_534.pdf 

Gesetzesänderungsantrag der Fraktionen vom 17.06.2016: http://www.harald-
thome.de/media/files/-nderungsantrag-Fraktionen-9-SGBII-ndG-17.06.2016.pdf 

Hier eine Zusammenstellung der PMs der Bundestagsfraktionen weiteren SGB II-Änderungen v. 
16.06.2016: http://www.harald-thome.de/media/files/PMs-Bundestagesfraktionen-16.06.2016.pdf 

Und noch eine Stellungnahme des VAMV vom 8.6.2016 unter dem Arbeitstitel: Hartz IV-Reform: 
Rücknahme Kürzung nur ein Teilschritt – Umgangspauschale einführen!, die PM gibt es 
hier:  http://www.harald-thome.de/media/files/PM_VAMV_SGB-
II_Umgangsmehrbedarf_08062016.pdf  

2. BVerfG verwehrt sozialgerichtlichen Eilrechtsschutzes bei drohender Wohnungslosigkeit 
============================================================= 
Es ging bei der Verfassungsbeschwerde darum, ob es zulässig ist, dass die Sozialgerichte ein 
eilgerichtliches Verfahren, bevor der Vermieter die Räumungsklage eingeleitet hat, ablehnen können. 
Das BVerfG hat dazu festgestellt: „ob im Einzelfall auch aus anderen, der drohenden 
Wohnungslosigkeit vorgelagerten nennenswerten Beeinträchtigungen von Verfassungswegen ein 
zwingendes Bedürfnis nach der Gewährung von Eilrechtsschutz entstehen kann, konnte das 
Bundesverfassungsgericht in dem hier entschiedenen Fall dahinstehen. Denn dem Vorbringen des 
Beschwerdeführers ließ sich nicht entnehmen, dass der drohenden Wohnungslosigkeit vorgelagerte 
nennenswerte Beeinträchtigungen drohen“.  

Unter „nennenswerte Beeinträchtigungen“ fallen hier, mehrere Tausend EURO Schulden durch 
Räumungsverfahren, gegnerische ggf- eigene Anwaltskosten und natürlich immer als Mietschuldner 
markiert zu sein, ganz zu schweigen der Stress für die Menschen zu wissen, gerichtliche Hilfe gibt es 
ggf. erst, wenn die Räumung unmittelbar bevorsteht Mit dem Urteil wird der Rechtsgedanke der 
Wohnraumsicherung des § 22, 8 SGB II weitgehend außer Kraft gesetzt.  

Hier wäre eine gesetzliche Korrektur im Rahmen der Diskussion um das 9. SGB II-ÄndG sinnvoll, das 
ist eine unmittelbare Korrektur durch den Bundesrat gefragt.  

Hier nun zum Urteil: 
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2016/04/rk20160418_1
bvr070416.html 

http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/18_11_534.pdf
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3. Ab dem 19.06.2016: Basiskonto 
================================== 
Ab dem 19. Juni 2016 wird es das „Recht auf ein Girokonto für Alle“ geben. Dies regelt das 
sogenannte Zahlungskontengesetz in den §§ 33 ZGK ff. Das Konto wird „Basiskonto“ genannt. 

Hier nun die Wichtigste Infos zum Basiskonto: http://www.soziale-schuldnerberatung-
hamburg.de/basiskonto/  

4. Wegweisendes Mietwucher-Urteil bestätigt 
===================================== 
Wer heruntergekommene Zimmer zu überhöhten Preisen vermietet, macht sich des Mietwuchers 
schuldig, hat das LG Hamburg mit Datum vom 31.05.2016 - 316 S 81/15 entschieden und einen 
Vermieterabzocker zur Zahlung von 52.430,53 € nebst Zinsen hieraus in Höhe von 5 % über dem 
Basiszinssatz verurteilt. Der zweite spannende Punkt war, dass das Jobcenter den Vermieter verklagt 
hat. Das JC ist von einem Anspruchsübergang nach § 33 SGB II ausgegangen und das LG Hamburg hat 
festgestellt, dass von dem Anspruchsübergang auch Bereicherungsansprüche umfasst sind. 

Hier sollten sich mal eine Reihe von Jobcentern ein Beispiel dran nehmen, wie gegen 
Vermieterabzocker umgegangen werden kann! 

Hier zum Urteil direkt: http://www.hinzundkunzt.de/wp-
content/uploads/2016/06/Urteil_Mietwucher.pdf 

Und zur Berichterstattung drumerum: http://www.soziale-schuldnerberatung-
hamburg.de/2016/wegweisendes-mietwucher-urteil-bestaetigt/ 

5. Die neue Quer – Erwerbslosenzeitung - ist erschienen 
================================================ 
Die nächste Ausgabe der Quer ist erschienenen, eine absolut lesenswerte Erwerbslosenzeitung, diese 
ist hier zu finden: http://www.also-zentrum.de/downloadbereich.html 

6. Hartz IV - Anleitung zur Auflösung der Gesellschaft 
=============================================== 
Dann möchte ich auf einen absolut lesenswerten Foliensatz hinweisen, der sich mit dem politischen 
Kontext der Hartz IV-Gesetze auseinandersetzt. 

Auch durch die herrschende öffentliche Meinung ist es für Viele selbstverständlich geworden, dass 
Menschen unter  der HARTZ IV- Gesetzgebung, nun schon über 11 Jahren zu leiden haben. Diesen 
Menschen wird ihre Lebensgrundlage entzogen, um Zwang auszuüben und um die besonders 
Benachteiligten, die über keine sonstigen Mittel verfügen, gefügig zu machen. 

Doch jeder konnte sich darüber informieren, wie die Hartz-Reform insgesamt wohl unbestreitbar der 
schwerwiegendste Angriff auf den Sozialstaat und auf die Beschäftigten in der Geschichte der 
Bundesrepublik war und ist. 

Hier die Folien: http://www.maskenfall.de/wp-content/uploads/2016/04/Vortragsfolien-Hartz-
Reform-M%C3%A4rz-2016.pdf  

7. Tacheles braucht Spenden 
============================ 
Um unsere Handlungsfähigkeit gewährleisten zu können, sind wir immer wieder auf Spenden 
angewiesen. Deshalb möchten wir vom Verein Tacheles  Nutzer, Unterstützer und uns wohl 
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gesonnenen Menschen bitten, uns mit einer Spende, jeder nach seinen Möglichkeiten, zu 
unterstützen. Kontodaten gibt es hier: http://tacheles-sozialhilfe.de/ueber-tacheles/spenden/  

Bei Adressdatenzusatz und oberhalb von 100 € gibt es automatisch eine Spendenquittung, bei 
Beträgen bis 150 Euro reicht als Nachweis für den Spender der entsprechende Kontoauszug. 

8. Suche in Frankfurt City einen Seminarraum  
==================================== 
Dann suche ich noch im nächsten Jahr in Frankfurt am Main in Citynähe einen Seminarraum. Für 20 
Personen an Tischen, mit Beamer und Getränkeversorgung und bezahlbar. Wer kann mir einen Tipp 
geben? 

Thomé Newsletter 21/2016 vom 03.07.2016 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

 es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter, der heutige zu folgenden Themen: 

1. Rechtsverschärfungsgesetz / 9. SGB II-ÄndG  
============================== 
Der Bundestag hat am 23. Juni 2016 die von der CDU/CSU und SPD vereinbarten Regelungen zum 
Rechtsverschärfungsgesetz beschlossen. Der Gesetzentwurf der Bundesregierung, wurde in 
geänderter Fassung trotz scharfer Kritik der Oppositionsfraktionen angenommen. Das bedeutet, der 
Gesetzesentwurf muss jetzt noch durch den Bundesrat absegnet werden. Er steht dort für den 8. Juli 
auf der Tagesordnung. Wenn er dort abgesegnet würde, könnte das Gesetz doch noch zum 1. Aug. 
wirksam werden. Link zur Bundesratsankündigung: 
http://www.bundesrat.de/SharedDocs/TO/947/to-node.html 

Die derzeit aktuelle Fassung des Gesetzestextes: http://www.harald-thome.de/media/files/DRs-343-
16-vom-24.06.2016.pdf 

Übersicht über den bisherigen Stand der Änderungen von Johannes Steffen/Stand 22.6.2016: 
http://www.portal-sozialpolitik.de/uploads/sopo/pdf/2016/2016-06-23_9_sgb_ii_aendg_PS.pdf  

2. Bundessozialgericht fordert Änderungen im Bereich SGB II/SGB XII in Bezug auf Brillen  
=========================================================== 
Das BSG hat mit Terminbericht vom 24. Juni 2016 in der Klage B 3 KR 21/15 R eine Änderung der 
Rechtslage in Bezug auf Sehhilfen im Bereich SGB II/SGB XII eingefordert. Der Bundesrat hat jetzt 
unmittelbar die Möglichkeit diese Forderung des BSG noch am 8. Juli im Rahmen der 
einzufordernden Änderungen im 9. SGB II-ÄndG umzusetzen. Hier nun der Link zum BSG 
Terminbericht (dort unter der Nr. 4): http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-
bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=tm&Datum=2016&nr=14293  

3. Dienstanweisungen zum BEEG jetzt öffentlich  
=============================== 
In meinem Newsletter 19/2016 vom 07.06.2016 unter Ziff. 8. http://tacheles-
sozialhilfe.de/startseite/tickerarchiv/d/n/2025/ habe ich über eine mehr als zwei-jährige 
Auseinandersetzung um die Weitergabe der Dienstanweisungen zum BEGG berichtet, jetzt sind uns 
die Weisungen von Sommer 2014 bis aktuell weitergegeben worden, diese sind nunmehr alle hier zu 
finden:  http://wuppertal.tacheles-sozialhilfe.de/dienstanweisungen/jugendamt/ 
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Diese möchte ich der interessierten Fachöffentlichkeit nicht vorenthalten.  

4. Bei Erstattungsanspruch nach § 104 SGB X des JC an einen anderen Leistungsträger ist das 
Einkommen zu bereinigen  
==================================================== 
Dann möchte ich auf eine BEEG-Weisung hinweisen, in der richtigerweise darauf hingewiesen wird, 
dass sich der Umfang des Erstattungsanspruches nach den Rechtsvorschriften des vorrangig 
verpflichteten Leistungsträgers richtet (§ 104 Abs. 3 SGB X). Das bedeutet in Bezug auf das SGB II, alle 
Absetzbeträge des § 11b Abs. 1 SGB II (Versicherungspauschale, KFZ-Versicherung, Riester-, 
Gewerkschafts- und Sozialverbandsbeiträge und auch titulierte Unterhaltsverpflichtungen ….) sind 
von dem Erstattungsbetrag abzuziehen. Die Weisung der Bezirksregierung Münster greift da lediglich 
mit der Bezugnahme auf die Versicherungspauschale ein bisschen zu kurz, aber sie ist auf dem 
richtigen Weg. Hier die Weisung:  http://www.harald-thome.de/media/files/BEGG-Weisung-zum-
Absetzbetrag-BZ-M--06.06.2016.pdf  

Für die Beratungspraxis heißt das, dass weitgehend alle Erstattungsansprüche von Jobcentern in 
Bezug auf das Einkommen Volljähriger in unrechtmäßiger Höhe, also ohne Bereinigung 
vorgenommen wurden. In diesen Fällen besteht ein rückwirkender Korrekturanspruch. Für diesen 
gibt es keine Ein-Jahres Frist. Der BGB-Fristlauf beginnt mit Kenntnis der behördlichen 
Rechtswidrigkeit. In den Fällen müssen die Betroffenen sich an den vorrangig verpflichteten 
Leistungsträger wenden und ihre Ansprüche gegen diese geltend machen. Die daraus resultierenden 
Nachzahlbeträge haben im SGB II anrechnungsfrei zu bleiben. Das betrifft Erstattungsansprüche auf 
ALG I, Elterngeld, Renten, Kindergeld für Volljährige ….. und vieles mehr.    

5. BSG: Keine Vereinbarung von Bewerbungsbemühungen ohne Vereinbarung zur 
Bewerbungskostenübernahme! 
==================================================== 
Das BSG hat mit Urteil vom 23. Juni 2016 - B 14 AS 30/15 R klargestellt, dass eine 
Eingliederungsvereinbarung in der sanktionsbewerte Bewerbungsbemühungen geregelt werden, 
diese aber gleichzeitig keine Regelung zur Übernahme von Bewerbungskosten enthält, nichtig ist und 
dementsprechend dahingehende Sanktionen rechtswidrig sind oder waren. Es ist davon auszugehen, 
dass es in diesen Fällen zu einer Vielzahl von Sanktionen gekommen ist. Zumindest bis Jan. 2015 ist 
hier jetzt ein Überprüfungsantrag möglich. Hier geht es zum Terminbericht: 
http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-
bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=ps&nr=14289 

6. Keine Anrechnung von Trinkgeld auf Hartz IV-Leistungen 
============================================ 
Das SG Karlsruhe hat in einem spannenden Urteil entschieden, dass Trinkgeld im SGB II überhaupt 
nicht anzurechnen ist. Das SG Karlsruhe argumentiert, dass das Geben von Trinkgeld eben nicht auf 
einer rechtlichen oder sittlichen Verpflichtung beruht, sondern eine freiwillige Leistung darstellt, die 
eine besonders gelungene Dienstleistung honorieren und dem Dienstleistenden selbst zukommen 
soll und ist daher nach § 11a Abs. 5 SGB II anrechnungsfrei.  

Ein Urteil mit Tragweite, welches in der Beratungspraxis Berücksichtigung finden sollte, näheres dazu 
hier: http://www.sozialgericht-
karlsruhe.de/pb/,Lde/Keine+Anrechnung+von+Trinkgeld+auf+Hartz+IV-
Leistungen/?LISTPAGE=3632228  

7. Tacheles braucht Spenden  
============================ 
Ich muss den Aufruf nochmal erneuern: Um unsere Handlungsfähigkeit gewährleisten zu können, 

http://www.harald-thome.de/media/files/BEGG-Weisung-zum-Absetzbetrag-BZ-M--06.06.2016.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/BEGG-Weisung-zum-Absetzbetrag-BZ-M--06.06.2016.pdf
http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=ps&nr=14289
http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=ps&nr=14289
http://www.sozialgericht-karlsruhe.de/pb/,Lde/Keine+Anrechnung+von+Trinkgeld+auf+Hartz+IV-Leistungen/?LISTPAGE=3632228
http://www.sozialgericht-karlsruhe.de/pb/,Lde/Keine+Anrechnung+von+Trinkgeld+auf+Hartz+IV-Leistungen/?LISTPAGE=3632228
http://www.sozialgericht-karlsruhe.de/pb/,Lde/Keine+Anrechnung+von+Trinkgeld+auf+Hartz+IV-Leistungen/?LISTPAGE=3632228
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sind wir immer wieder auf Spenden angewiesen. Deshalb möchten wir vom Verein Tacheles 
Nutzer*innen, Unterstützer*innen und uns wohl gesonnenen Menschen bitten, uns mit einer 
Spende, jede, jeder nach ihren, seinen Möglichkeiten, zu unterstützen. Kontodaten gibt es hier: 
http://tacheles-sozialhilfe.de/ueber-tacheles/spenden/ 

Bei Adressdatenzusatz bei Beträgen oberhalb von 150 € gibt es automatisch eine Spendenquittung, 
bei Beträgen bis 150 Euro reicht als Nachweis für den Spender der entsprechende Kontoauszug.  

8. Erster Gesetzesentwurf zur SGB VIII – Reform 
 ============================== 
Dem Rechtsanspruch auf Erziehungshilfe geht es an den Kragen. Den freien Trägern wohl auch …  

Hier einer erster Gesetzestextentwurf zu den geplanten Änderungen im SGB VIII: 
http://www.ijosblog.de/wp-content/uploads/2016/06/2016.04.22_SGB-VIII-Reform.pdf 

  

9. Strafanzeige gegen Recep Tayyip Erdogan, Funktionäre der türkischen Regierung, des Militärs 
nach dem Völkerstrafgesetzbuch wegen Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit 
======================================================= 
Im Namen von Bundestags- und Landtagsabgeordneten, Rechtsanwältinnen, Wissenschaftlerinnen 
und weiteren Einzelpersonen, darunter auch die Angehörigen von Opfern, und verschiedenen 
zivilgesellschaftlichen Organisationen haben verschiedene Personen des öffentlichen Lebens den 
Staatspräsidenten der Republik Türkei, Recep Tayyip Erdoðan, sowie weitere verantwortliche 
Minister, Verantwortliche aus Militär und Polizei sowie die zuständigen Gouverneure wegen den 
begangenen Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit in den kurdischen Gebieten 
der Türkei, insbesondere in Cizre, gemäß dem deutschen Völkerstrafgesetzbuch (VStGB) bei der 
Generalbundesanwaltschaft angezeigt. 

Angezeigt wurden Massaker und Angriffe auf die Zivilbevölkerung in der 150.000 Einwohnerstadt 
Cizre. Dabei geht es um die Ausgangssperre vom 4.Sep.  bis 11. Sep. letzten Jahres, bei der angeblich 
21 Zivilpersonen von staatlichen Kräften getötet worden waren, und um die Ausgangssperre vom 14. 
Dez.  2015 bis 2. März 2016 bei der angeblich 178 Zivilpersonen in Massakern durch Sicherheitskräfte 
getötet worden waren.  

Näheres dazu: http://www.heise.de/tp/artikel/48/48671/1.html 

Wer sich mit dem Vorgang genau auseinandersetzen will, kann die Strafanzeige im Detail hier lesen: 
http://tinyurl.com/guzr2mx  (lesenswert!!!) 

Alleine der dort dokumentierte Vorgang macht klar, dass es mit der Türkei keine Deals und 
Vereinbarungen geben kann! 

 Thomé Newsletter 22/2016 vom 11.07.2016 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter, der heutige zu folgenden Themen: 

http://tacheles-sozialhilfe.de/ueber-tacheles/spenden/
http://www.ijosblog.de/wp-content/uploads/2016/06/2016.04.22_SGB-VIII-Reform.pdf
http://www.heise.de/tp/artikel/48/48671/1.html
http://tinyurl.com/guzr2mx
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 1. Rechtsverschärfungsgesetz / 9. SGB II-ÄndG ist durch 
==================================== 
Der Bundesrat hat am 8. Juli dem Rechtsverschärfungsgesetz / 9. SGB II-ÄndG ohne die Einforderung 
von Änderungen zugestimmt. Das Gesetz wird somit zum 01.08.2016 wirksam werden.  

Mit dieser 75. Änderung des SGB II wird das Stellrad zur Verschärfung und weiteren Etablierung von 
Sonderrecht gegen SGB II-Bezieher und - Berechtigte deutlich weitergedreht. Besonders 
hervorzuheben bei den Rechtsverschärfungen ist die Verkürzung des Rechtsanspruchs auf Vorschuss, 
die Ausweitung des Kostenersatzes als faktische Einführung einer zweiten Sanktionsebene, die 
Gesamtangemessenheitsgrenze bei den KdU, Rückforderung von Leistungen bei nicht beigebrachten 
Unterlagen, Verkürzung des Überprüfungsantrages bei zu Unrecht erhobenen Beiträgen von 30 auf 4 
Jahre und vieles, vieles mehr. Und die vollständige Ignoranz der Forderungen des BVerfG und die 
Ignoranz bei dringend notwendigen Änderungen bei den Sanktionen.  

Positiv ist die deutliche Förderung der Ausbildung. Bisher gab es fast nur das Reindrücken in den 
Niedriglohnbereich, nun ist soll es die Zahlung von SGB II-Leistungen bis Ende des Monats, in dem 
über den BAföG/BAB/ABG Antrag entschieden wurde, geben und eine deutliche Ausweitung der 
Härtefallregelung in § 27 Abs. 4 SGB II. Somit wird es jetzt doch einer Reihe von SGB II-Beziehern 
ermöglicht eine Ausbildung zu beginnen oder abzuschließen. 

Hier nun die neu verabschiedenen Regelungen: http://www.harald-thome.de/media/files/DRs-343-
16-vom-24.06.2016.pdf 

Hier eine kurze Zusammenfassung von Frieder Claus:  Wichtige Änderungen SGB II durch 
„Rechtsvereinfachungs- (Rechtsverschärfungs-)gesetz: http://www.harald-
thome.de/media/files/Rechtsvereinf-Kurzbeschr_-nderungen_0616.pdf 

Jetzt eine große Bitte, wer eine „konsolidierte Fassung“ des Gesetzestextes (in dem die Änderungen 
gut lesbar eingearbeitet sind) von dem  9. SGB II-ÄndG hat oder beschaffen  kann, möge mir diese 
bitte schnellstmöglich übersenden.  

  

2. Integrationsgesetz vom Bundesrat auch durch gewunken 
=========================================== 
Am 7.7.2016 wurde der Gesetzentwurf  zum Integrationsgesetz vom Bundestag beschlossen. Am 
8.7.2016 hat auch der Bundesrat das Gesetz durch gewunken. 

Siehe dazu: http://www.arbrb.de/gesetzgebung/44496.htm 

 Hier eine kurze Stellungnahme von Claudius Voigt dazu:  

Das, was die Bundesregierung als "Integrationsgesetz" bezeichnet, hat mit Integration ungefähr so 
viel zu tun, wie die Agenda 2010 mit dem Ausbau des Sozialstaats. Auch sonst sind viele Parallelen zu 
sehen. Das Gesetz verfolgt konsequent die Paradigmen von Selektion, Disziplinierung, Sanktionierung 
und Verwertung. Aus selbstbestimmten Menschen wird vor allem eines: eine zu verwaltende und zu 
disziplinierende Masse. Individuen werden mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf schon 
grammatikalisch objektiviert - ihnen werden Dinge "zugewiesen" (Arbeitsgelegenheiten oder 
Wohnsitze), ihnen werden Verpflichtungen auferlegt (etwa am nicht vorhandenen Integrationskurs 
teilnehmen zu müssen, oder seinen Wohnsitz irgendwo nicht nehmen zu dürfen), ihnen werden 
Dinge verboten … mehr dazu hier: http://www.harald-thome.de/media/files/Claudius-Voigt-
Newsletter-30.5.2016.pdf  

http://www.harald-thome.de/media/files/DRs-343-16-vom-24.06.2016.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/DRs-343-16-vom-24.06.2016.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Rechtsvereinf-Kurzbeschr_-nderungen_0616.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Rechtsvereinf-Kurzbeschr_-nderungen_0616.pdf
http://www.arbrb.de/gesetzgebung/44496.htm
http://www.harald-thome.de/media/files/Claudius-Voigt-Newsletter-30.5.2016.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Claudius-Voigt-Newsletter-30.5.2016.pdf
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3. Bundesrat will Zahl der Klagen reduzieren  
================================== 
Der Bundesrat will mit einer Änderung des Sozialgerichtsgesetzes erreichen, dass die Sozialgerichte 
entlastet werden. Dazu hat die Länderkammer einen Gesetzentwurf (18/8971) vorgelegt, in dem sie 
darauf verweist, dass besonders in der ersten Instanz die Belastung der Gerichte unverändert hoch 
sei. Allein 2014 seien bei den Sozialgerichten mehr als 370.000 Klagen in Hauptsacheverfahren 
eingegangen, heißt es im Entwurf. Durch Änderungen des Sozialprozessrechts soll die Belastung 
sinken, so die Erwartung des Bundesrates.   

Ich habe mir den Kram noch nicht angeschaut, aber in der Tendenz verspricht eine solche Änderung 
nichts Gutes. Der Bundesrat sollte besser dafür sorgen, dass die Behörden rechtskonformer arbeiten 
und nicht miese, rechtsverschärfende Gesetze durchwinken, dann hätten sie weniger Klagen, 
definitiv!  

Hier geht es zum Gesetzesentwurf: http://www.harald-thome.de/media/files/SGG--ndG---
1808971.pdf  

4. Zahlungskonto-Identitätsprüfungsverordnung in  Kraft 
===================================== 
Neben dem Zahlungskontengesetz ist jetzt auch die Identitätsprüfungsverordnung in Kraft getreten, 
diese gibt es hier: http://www.buzer.de/gesetz/12101/index.htm 

5. Kooperation zwischen Bundeswehr und Bundesagentur für Arbeit 
================================================ 
Um Krieg zu führen und immer aktiver in militärische Konflikte einzugreifen braucht es Soldaten. 
Dazu hat jetzt die BA eine Kooperation mit der BW begonnen um diese bei Arbeitslosen zu 
rekrutieren. Dazu ist einiges hier zu finden:  http://tinyurl.com/j6c8ntz 

6. Schadensersatz bei zu später Zahlung von ALG II 
================= 
Bei einer zu späten Zahlung des ALG II haben Leistungsempfänger einen Anspruch auf Ersatz des 
Vermögensschadens. Der Amtshaftungsanspruch nach Art. 34 GG i.V. m. § 839 BGB, gilt für Schäden, 
die durch vorsätzliche oder fahrlässige Pflichtverletzung einem Dritten zufügt wurden. LG Kiel Urteil 
v. 13.12.10 - 17 O 160/10 

Mehr dazu hier: https://sozialberatung-kiel.de/tag/landgericht-kiel-anerkenntnisurteil-vom-13-12-
2010-17-o-16010/ 

  

8. Artikel von Selahattin Demirtas (HDP) in le monde diplomatique 
========================================= 
Dann möchte ich auf einen lesenswerten  Artikel von HDP Chef Demirtas unter der Überschrift „Wir 
waren die Zukunft der Türkei“ hinweisen,  den gibt es in Deutsch hier: https://monde-
diplomatique.de/artikel/!5310311 
 

Thomé Newsletter 23/2016 vom 20.07.2016 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

http://www.harald-thome.de/media/files/SGG--ndG---1808971.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/SGG--ndG---1808971.pdf
http://www.buzer.de/gesetz/12101/index.htm
http://tinyurl.com/j6c8ntz
https://sozialberatung-kiel.de/tag/landgericht-kiel-anerkenntnisurteil-vom-13-12-2010-17-o-16010/
https://sozialberatung-kiel.de/tag/landgericht-kiel-anerkenntnisurteil-vom-13-12-2010-17-o-16010/
https://monde-diplomatique.de/artikel/!5310311
https://monde-diplomatique.de/artikel/!5310311
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es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter, der heutige zu folgenden Themen: 

1. Rechtsverschärfungsgesetz / 9. SGB II-ÄndG ist durch 
============================================ 
Hier nun die gesuchte konsolidierte Fassung (Leseversion) des 9. SGB II – ÄndG für alle zum 
Benutzen. Danke auf diesem Wege an die Erstellerin.    

Konsolidierte Fassung des 9. SGB II – ÄndG: http://www.harald-thome.de/media/files/Konsulidierte-
Fassung-9.-SGB-II--ndG-ab-1.8.2016-kor.pdf 

Hier noch eine gesetzgeberische Berichtigung welche Teile des Gesetzes wann wirksam werden, 
Berichtigung zum  9. SGB II - ÄndG v 7.7.2016, hier zum Download: http://www.harald-
thome.de/media/files/Bundesrat-zu-343-16_Berichtigung.pdf 

Und hier eine Zusammenfassung der wesentlichen Änderungen durch die  abschließende Lesung 
„Rechtsvereinfachung“ am 23.6.2016 im Bundesrat: http://www.harald-thome.de/media/files/16-
06-22-Vermerk-Abschluss-Rechtsvereinfachung.pdf 

Dann vom Kollegen Bernd Eckardt eine exzellente Zusammenfassung der wesentlichen Änderungen, 
diese gibt es hier: http://www.harald-thome.de/media/files/Sozialrecht-justament-4-2016.pdf 

 Hier eine Übersicht über alle Papiere und Bewertungen zum 9. SGB II-ÄndG: http://tacheles-
sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/2017/ 

Dann möchte ich in eigener Sache ankündigen, dass wir derzeit sehr intensiv an unserem neuen 
Leitfaden arbeiten und der Plan ist, die nächste Auflage für Sep./Okt. 2016 rauskommen zu lassen. In 
dem Leitfaden sind dann alle Änderungen durch das 9. SGB II-ÄndG eingearbeitet. Ich bitte aber von 
Vorabbestellungen Abstand zu nehmen, ich werde rechtzeitig darüber informieren, wenn er wirklich 
fertig ist.  

2. Schrift Jonny Bruhn-Tripp: Zugang von Ausländern, Flüchtlingen und Asylbewerbern in das 
soziale Existenzsicherungsrecht des SGB II, SGB XII und AsylbLG 
======================================== 
Jonny Bruhn-Tripp vom ALZ Dortmund hat die zuvor angekündigte Schrift rausgegeben, ich möchte 
darauf verweisen. Es gibt sie hier: http://www.harald-thome.de/media/files/J.Bruhn-Tripp_Ausl-
nder,-Fl-chtlinge,-Asylbewerber-und-Zugang-in-das-Recht-der-Sozialen-Existenzsicherung_SGB-II,-
AsylLG,-SGB-XII_VMDO.pdf  

3. Fachliche Weisungen zur Beschäftigungsverordnung 
========================================= 
Die BA hat neue fachliche Weisungen zur Beschäftigungsverordnung herausgegeben, diese sind hier 
zu finden: 
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Veroeffentlichungen/Weisungen/Arbeitgeber/Deta
il/index.htm?dfContentId=EGOV-CONTENT442324 

  

4. Schulden eines SGB II – Beziehers beim JC dürfen nicht mit Ansprüchen auf Zahlung von RA-
Honoraren verrechnet werden ======================================================= 
Dann möchte ich auf ein Grundsatzurteil hinweisen, nachdem die Verrechnung des Anspruchs auf 
Erstattung der Anwaltshonoraren mit Forderungen des JC rechtswidrig sind. Näheres dazu hier: 

http://www.harald-thome.de/media/files/Konsulidierte-Fassung-9.-SGB-II--ndG-ab-1.8.2016-kor.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Konsulidierte-Fassung-9.-SGB-II--ndG-ab-1.8.2016-kor.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Bundesrat-zu-343-16_Berichtigung.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Bundesrat-zu-343-16_Berichtigung.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/16-06-22-Vermerk-Abschluss-Rechtsvereinfachung.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/16-06-22-Vermerk-Abschluss-Rechtsvereinfachung.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Sozialrecht-justament-4-2016.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/2017/
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/2017/
http://www.harald-thome.de/media/files/J.Bruhn-Tripp_Ausl-nder,-Fl-chtlinge,-Asylbewerber-und-Zugang-in-das-Recht-der-Sozialen-Existenzsicherung_SGB-II,-AsylLG,-SGB-XII_VMDO.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/J.Bruhn-Tripp_Ausl-nder,-Fl-chtlinge,-Asylbewerber-und-Zugang-in-das-Recht-der-Sozialen-Existenzsicherung_SGB-II,-AsylLG,-SGB-XII_VMDO.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/J.Bruhn-Tripp_Ausl-nder,-Fl-chtlinge,-Asylbewerber-und-Zugang-in-das-Recht-der-Sozialen-Existenzsicherung_SGB-II,-AsylLG,-SGB-XII_VMDO.pdf
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Veroeffentlichungen/Weisungen/Arbeitgeber/Detail/index.htm?dfContentId=EGOV-CONTENT442324
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Veroeffentlichungen/Weisungen/Arbeitgeber/Detail/index.htm?dfContentId=EGOV-CONTENT442324
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http://www.gegen-hartz.de/nachrichtenueberhartziv/immer-weniger-anwaelte-vertreten-hartz-iv-
bezieher-361699.php  

5. Tacheles Pressemitteilung: SG Düsseldorf wirft Jobcenter Wuppertal Rechtsbruch vor und 
verurteilt es zu Mutwillkosten wegen Rechtsmissbrauch 
========================================================= 
Das SG Düsseldorf hat die Faxen dicke über behördlichen Rechtsmissbrauch des JC Wuppertal und 
verurteilt das JC zu einer Missbrauchsgebühr. Wir möchten diesen nicht allzu oft vorkommenden 
Vorgang der interessierten Öffentlichkeit präsentieren und veröffentlichen, unter anderem auch das 
lesenswerte Urteil des SG  Düsseldorf. Die dahingehende Infos sind hier zu finden: http://tacheles-
sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/2035/  

6. Ich versuche mich beim twittern  
========================== 
Mich gibt es jetzt auf Twitter, vielleicht zu Anfang noch was holprig, aber das wird mit der Zeit schon, 
also ab sofort, Aktuelles aus dem Bereich des Sozialrechts, Politik, Antifaschismus und 
Internationalismus von mir auf Twitter. Sie/ihr findet mich unter @hatho05 

7. Der wahre Putschist ist Erdogan! 
=========================== 
Dann möchte ich noch darum bitten den Blick auf die Türkei zu richten. Was auch immer genau beim 
Militärputsch gelaufen ist, wird noch ersichtlich werden, aber nach dem Putsch findet der eigentliche 
Putsch statt. Die „Säuberungswellen“ waren lange vorbereitet, Über 50.000 werden aus dem 
öffentlichen Dienst suspendiert, ebenso werden Richter, Staatsanwälte, Verfassungsrichter und 
Polizei- und Militärchefs, fast 10.000 Verhaftungen, Schließungen von Zeitungen und Medien, 
Ausreiseverbote für Akademiker und Regierungsmitarbeiter, angedrohte Todesstrafe und nach 
neuesten Berichten soll heute in 81(!) Städten der Ausnahmezustand verhängt werden. In der Türkei 
herrscht eine pogromähnliche Stimmung. Übergriffe, Bedrohungen von AKP und MHP – Anhängern 
finden auch im gesamten europäischen Ausland statt.  

Dazu beispielsweise mal: http://www.ulla-jelpke.de/2016/07/der-wahre-putschist-ist-erdogan/  

Es bedarf jetzt der Solidarität mit den fortschrittlichen, demokratischen, kurdischen Kräften in der 
Türkei und sofortige Beendigung aller Deals mit Erdogan. Mit Verbrechern darf es keine Deals geben! 

Thomé Newsletter 24/2016 vom 30.07.2016 

Erstellt am 30.07.2016  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter zu folgenden Themen: 
 
1. Rechtsvereinfachungs- bzw. Rechtsverschärfungsgesetz / Hartz IV-Änderungen ab dem 1.8.2016  
================================================== 
Also zum 1. August wird jetzt das 9. SGB II – ÄndG /Rechtsverschärfungsgesetz in weiten Teilen 
wirksam werden.  Das Gesetz ist am Bundesgesetzblatt  vom 29. Juli 2016 veröffentlicht: 
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl116s1824.pdf 
Hier nochmal eine Link zu einer vorläufigen konsolidierten Leseversion des neuen Gesetzes:  
http://www.harald-thome.de/media/files/SGB-II---Konsulidiert-1.8.2016-kor-2.pdf  
 
Als Arbeitsmaterial  gibt es dazu  

http://www.gegen-hartz.de/nachrichtenueberhartziv/immer-weniger-anwaelte-vertreten-hartz-iv-bezieher-361699.php
http://www.gegen-hartz.de/nachrichtenueberhartziv/immer-weniger-anwaelte-vertreten-hartz-iv-bezieher-361699.php
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/2035/
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/2035/
http://www.ulla-jelpke.de/2016/07/der-wahre-putschist-ist-erdogan/
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl116s1824.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/SGB-II---Konsulidiert-1.8.2016-kor-2.pdf
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- eine 18-seitige Liste der Änderungen durch die KOS, diese gibt es hier:  http://www.harald-
thome.de/media/files/KOS-Zusammenfassung-Rechtsvereinfachung.pdf  
- eine Übersicht SGB-II-Leistungsansprüche für Auszubildende von der KOS, die gibt es hier: 
http://www.harald-thome.de/media/files/KOS-Auszubildende.pdf  
- und eine Zusammenstellung der Änderung von Widerspruch e.V., die gibt es 
hier:  http://www.harald-thome.de/media/files/Widerspruch-Liste-SGB-II--nderungen.pdf  
Damit dürfte erstmal genug Material in der Welt sein mit dem neuen Gesetz zu arbeiten.  
Dann möchte ich noch eine Gesetzessammlung ankündigen,  die ich im Lambertusverlag herausgebe, 
mit dem Titel „Existenzsicherungs- und Verfahrensrecht“, mit  Schwerpunkt um die Regelungen des 
SGB II/SGB XII und Verordnungen, die notwendigen Regelungen des SGB III, SGB I + X, das SGG, bis 
hin zum WoGG, aber auch das neue Zahlungskontogesetz bis zum Informationsfreiheitsgesetz. Die 
Gesetzessammlung ist handlich, preiswert und aktuell und es ist geplant diese regelmäßig, einmal im 
Jahr rauszugeben. Die Gesetzessammlung ist noch in der Mache, wird Anfang September erhältlich 
sein. Hier ein Flyer dazu: http://www.harald-thome.de/media/files/Flyer_Lambertus-Existenzs-7-
16.pdf 
 
 
2. BA gibt neue Fachliche Weisungen zum SGB II heraus 
==================================== 
Die BA hat neue Fachliche Weisungen zum SGB II herausgegeben, so zu §§ 8, 20, 21, 34, 34a, 34b, 41 
und 52 SGB II,  zum Teil beziehen sie sich auch schon auf die neue Rechtslage zum 
Rechtsverschärfungsgesetz. Diese gibt es hier: http://www.harald-thome.de/sgb-ii---hinweise.html 
 
 
3. Änderungen bei BAföG ab 1.8.2016 
============================== 
Beim Bafög gibt es ab 1.8. auch eine Reihe von Änderungen, nicht zuletzt auch mehr Geld. Diese 
Änderungen sind ganz gut auf der Seite des BAföG-Rechners dargestellt, also bitte hier 
gucken:   http://www.bafoeg-rechner.de/Hintergrund/art-1845-bafoeg-aenderung2016.php 
 
 
4. Süddeutsche Zeitung: „Wie die Jobcenter Arbeitslose in die Insolvenz drängen“  
================================================================ 
„Wer der Arbeitsagentur Geld schuldet, darf nicht auf Milde hoffen. Das Bundesarbeitsministerium 
verbietet in der Regel außergerichtliche Einigungen über die Ausstände.“ – zum Bericht von Kristiana 
Ludwig in der heutigen Süddeutschen Zeitung., den gibt es hier: 
http://www.sueddeutsche.de/politik/hartz-iv-wie-die-jobcenter-arbeitslose-in-die-insolvenz-
draengen-1.3088836 
Das im Artikel genannte Papier aus dem BMAS befindet sich hier: http://www.harald-
thome.de/media/files/150121_Entscheidungen_BMAS_---58-ff.-BHO-und---44-SGB-II.pdf  die 
dortigen Aussagen werden von der LAG Schuldnerberatung Hamburg e.V. berechtigt kritisiert, mehr 
dazu auf der LAG Seite: http://tinyurl.com/z67p48f 
 
5. Datenschutz bei Krankheitsdaten in bayrischen kommunalen Jobcentern mangelhaft 
================================================================ 
Der bayrische Landesbeauftragte für den Datenschutz hat in einer Pressemitteilung vom 15.07.2016 
festgestellt: „Sozialbehörden: Umgang mit Gesundheitsdaten nicht immer datenschutzkonform… 
Teilweise werden unnötig Diagnosen, gesundheitliche Beeinträchtigungen, Arzt-, Krankenhaus-
,  Rehaentlass- und Therapieberichte, Gutachten und Atteste angefordert… Sachbearbeiter… sind 
meist keine Mediziner, sondern Verwaltungsbeamte. Sie dürfen daher nur die Informationen 
bekommen, die erforderlich sind, um ihre Aufgabe zu erfüllen. Für sie ist nicht die konkrete 
Krankengeschichte des Betroffenen von Interesse, sondern welche Beeinträchtigungen die Krankheit 
aktuell für den Betroffenen hat und welche Folgen daraus abzuleiten sind.  Mehr dazu, bei 

http://www.harald-thome.de/media/files/KOS-Zusammenfassung-Rechtsvereinfachung.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/KOS-Zusammenfassung-Rechtsvereinfachung.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/KOS-Auszubildende.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Widerspruch-Liste-SGB-II--nderungen.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Flyer_Lambertus-Existenzs-7-16.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Flyer_Lambertus-Existenzs-7-16.pdf
http://www.harald-thome.de/sgb-ii---hinweise.html
http://www.bafoeg-rechner.de/Hintergrund/art-1845-bafoeg-aenderung2016.php
http://www.sueddeutsche.de/politik/hartz-iv-wie-die-jobcenter-arbeitslose-in-die-insolvenz-draengen-1.3088836
http://www.sueddeutsche.de/politik/hartz-iv-wie-die-jobcenter-arbeitslose-in-die-insolvenz-draengen-1.3088836
http://www.harald-thome.de/media/files/150121_Entscheidungen_BMAS_---58-ff.-BHO-und---44-SGB-II.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/150121_Entscheidungen_BMAS_---58-ff.-BHO-und---44-SGB-II.pdf
http://tinyurl.com/z67p48f
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dieDatenschützer  Rhein  Main, unter: https://ddrm.de/datenschutz-bei-krankheitsdaten-in-
bayrischen-kommunalen-jobcentern-mangelhaft/  
 
 
6. Ich versuche mich beim twittern  
=========================== 
Mich gibt es jetzt auf Twitter, vielleicht zu Anfang noch was holprig, aber das wird mit der Zeit schon, 
also ab sofort, Aktuelles aus dem Bereich des Sozialrechts, Politik, Antifaschismus und 
Internationalismus von mir auf Twitter. Sie/ihr findet mich unter @hatho05  
 
 
7. Ich suche Seminarorte in Freiburg und Koblenz 
====================================== 
Dann suche ich für nächstes Jahr noch Seminarräume in Freiburg und Koblenz, für 20 Personen an 
Tischen, mit zwei Toiletten, Getränkeversorgung und möglichst citynah. Wer da Tipps und Infos hat, 
bitte mir zumailen.  

Thomé Newsletter 25/2016 vom 12.08.2016 

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter. Dieser ist erstmalig mit einem neuen 
Newslettersystem  erstellt. Ich hoffe der Newsletter  ist übersichtlicher und der Ein- oder Austrag 
klappt reibungslos. Wenn es Probleme gibt oder etwas nicht so funktioniert wie es soll, bitte ich um 
Rückmeldung.  

 
Der Newsletter zu folgenden Themen: 

 

 

  
1. SG Gotha hält Hartz-IV-Sanktionen weiterhin für verfassungswidrig und ruft erneut das BVerfG 
an 
========================================================= 
Das SG Gotha hat, nachdem der erste wegen formeller Fehler abgelehnt wurde, einen erneuten 
Vorlagebeschluss  zum BVerfG gemacht, um die Rechtmäßigkeit vom Sanktionen im SGB II prüfen zu 
lassen.   

Den erneuten Vorlagebeschluss vom  2. August 2016 - S 15 AS 5157/14 gibt es hier zu 
lesen:  http://tinyurl.com/z8vk5mb Artikel in der Jungen Welt 
dazu:  https://www.jungewelt.de/2016/08-03/021.php   
Dazu ist an die RiSG zu sagen: danke für die Hartnäckigkeit! 

 

 

  
2. BA gibt erste Weisungen zu den Rechtsänderungen ab 1. Aug. raus  
================================================= 

Die BA hat erste fachliche Hinweise zu den Änderungen durch das sog. „Rechtsvereinfachungsgesetz“ 
herausgegeben, so zu folgenden Normen:   §  8, § 20, § 21, § 24, § 34, § 34a, § 34b, § 41, § 41a, § 42, 
§ 42a, § 43 und zu §  52 SGB II 
Diese sind hier zu finden:  http://www.harald-thome.de/sgb-ii---hinweise.html 

 

 

https://ddrm.de/datenschutz-bei-krankheitsdaten-in-bayrischen-kommunalen-jobcentern-mangelhaft/
https://ddrm.de/datenschutz-bei-krankheitsdaten-in-bayrischen-kommunalen-jobcentern-mangelhaft/
http://tacheles-sozialhilfe.de/index.php?id=159&mid=32&aC=9ce4613e&jumpurl=0
http://tacheles-sozialhilfe.de/index.php?id=159&mid=32&aC=9ce4613e&jumpurl=1
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3. „Wuppertaler Landrecht“ - Meldeaufforderung mit Sanktionsandrohung zur 
Widerspruchserörterung 
================================================= 
Immer wieder werden in Wuppertal Hartz-IV-Leistungsbeziehende in das Jobcenter einbestellt, um 
einen eingelegten Widerspruch zu besprechen. Solche Meldeaufforderungen sind zum Teil mit der 
Rechtsfolgenbelehrung versehen, dass diejenigen, die ohne nachgewiesenen wichtigen Grund nicht 
erscheinen, die Regelleistungen für drei Monate um 10 % absenkt bekommen.  

Tacheles hat diese eindeutig rechtswidrige Praxis in der Vergangenheit gegenüber dem Jobcenter 
Vorstand thematisiert. Der entschuldigte sich daraufhin und versicherte, die Praxis sei „nicht gängig“. 
Nichts desto trotz geht diese Verwaltungspraxis geht weiter.  

Wir thematisieren diese nun öffentlich und haben beim Landesarbeitsministerium als 
fachaufsichtsführende Behörde nunmehr Beschwerde eingelegt, denn die Wuppertaler 
Verwaltungspraxis ist mit rechtstaatlichen Grundsätzen nicht zu vereinbaren und muss sofort 
abgestellt werden!  
Der gesamte  Vorgang, Dokumentation der illegalen Meldeaufforderungen, Schreiben vom JC 
Vorstand, Beschwerde an das Ministerium ist auf unserer Webseite zu 
finden:     http://wuppertal.tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/2051/  

  

 

 

  
4. DGB präsentiert Gutachten Devetzi/Janda zum Referentenentwurf SGB II/XII Ausschluss für 
Unionsbürger 
======================================================== 

Der DGB ein verfassungsrechtliches Gutachten zum Referentenentwurf des BMAS zum 
„Unionsbürgerausschlussgesetz“ in Auftrag gegeben.  Das Rechtsgutachten kommt zu dem Ergebnis, 
dass der Referentenentwurf von Ministerin Nahles in Teilen verfassungswidrig ist und gegen EU-
Recht verstößt. Mehr dazu hier: http://www.harald-thome.de/media/files/Letter-Georg-Classen---
Aug.-2016.pdf , hier geht es zum Gutachten: http://www.harald-thome.de/media/files/DGB-
Gutachten-EU-B-rgerausschlussgesetz.pdf  

 

 

  
5. Jobcenter muss Kosten für Nachsendeauftrag und Telefonanschluss übernehmen 
=================================================== 
Wenn ALG II-Bezieher aufgrund einer behördlichen Kostensenkungsaufforderung umziehen müssen, 
muss das Jobcenter auch für die Bereitstellungskosten eines neuen Telefon- und Internetanschlusses 
sowie die Kosten eines Nachsendeauftrags bei der Post aufkommen. Das hat das BSG am 10.08.2016 
- B 14 AS 58/15 R entschieden. 
Mehr dazu unter: https://sozialberatung-kiel.de/2016/08/10/jobcenter-muss-kosten-fuer-
nachsendeauftrag-und-telefonanschluss-uebernehmen/ und Terminsbericht unter Nr. 2 
http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-
bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=tm&Datum=2016&nr=14352 

 

 

  
6. KOS: Informationen zur Zwangsverrentung 
============================================ 

An dieser Stelle noch aktuelle Beraterinformationen zur Gegenwehr gegen Zwangsverrentung. 
Alles weitere hier: http://www.harald-thome.de/media/files/KOS-zur-Zwangsverrentung---

 

http://tacheles-sozialhilfe.de/index.php?id=159&mid=32&aC=9ce4613e&jumpurl=2
http://tacheles-sozialhilfe.de/index.php?id=159&mid=32&aC=9ce4613e&jumpurl=3
http://tacheles-sozialhilfe.de/index.php?id=159&mid=32&aC=9ce4613e&jumpurl=3
http://tacheles-sozialhilfe.de/index.php?id=159&mid=32&aC=9ce4613e&jumpurl=4
http://tacheles-sozialhilfe.de/index.php?id=159&mid=32&aC=9ce4613e&jumpurl=4
http://tacheles-sozialhilfe.de/index.php?id=159&mid=32&aC=9ce4613e&jumpurl=5
http://tacheles-sozialhilfe.de/index.php?id=159&mid=32&aC=9ce4613e&jumpurl=5
http://tacheles-sozialhilfe.de/index.php?id=159&mid=32&aC=9ce4613e&jumpurl=6
http://tacheles-sozialhilfe.de/index.php?id=159&mid=32&aC=9ce4613e&jumpurl=6
http://tacheles-sozialhilfe.de/index.php?id=159&mid=32&aC=9ce4613e&jumpurl=7
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8.2016.pdf  
 

 
7. Unterstützungsaufruf des Bündnisses „AufRecht bestehen!“ zur Blockade des 
Arbeitsministeriums am 2. September 2016 in Berlin 

=============================================== 
In den letzten Tagen wurden das „Integrationsgesetz“ und das „Rechtsvereinfachungsgesetz“ 
verabschiedet. Sie verstärken gegenüber Erwerbslosen und Geflüchteten die Unterwerfung unter ein 
Arbeitsmarktregime, das für viele nur noch eine Lebensperspektive (wenn überhaupt) unter prekären 
Bedingungen bietet.  

So erfüllen diese Gesetze auch die geplante Wirkung: Sie sind als Warnung für die „Fest-
Beschäftigten“ gedacht, damit sie alles mit sich machen lassen, was den Kapitalinteressen dient.  

Der unterschiedliche Zugang zum Aufenthalt, zu Sozialleistungen und zum Arbeitsmarkt fördert 
(rassistische) Spaltungen und trägt zur Entsolidarisierung bei.  

Uns ist klar, dass diese Gesetze im Zusammenhang mit dem Schuldenpaket Griechenlands, dem 
JobsAct in Italien, Hartz IV in Deutschland, der Arbeitsrechtsreform in Frankreich und weiteren 
Kürzungen der Sozialleistungen in ganz Europa stehen.  

Dagegen gibt es Protest am 2. Sep. in Berlin, das Bündnis Aufrecht bestehen ruft zur Unterstützung 
des Protestes auf. Mehr dazu hier: 
https://www.facebook.com/harald.thome.3/posts/576748205818999 
 

Thomé Newsletter 26/2016 vom 27.08.2016 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
sehr geehrte Damen und Herren,  

es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter.  
Vorab noch zur Technik und Rückmeldungen zum neuen System: Einige Thunderbird-Benutzer haben 
zurückgemeldet, sie könnten den Newsletter nicht lesen. Dazu kurz: ich versende den Newsletter als 
reinen HTML-Newsletter. Thunderbird-Benutzer, die sich Mails als "Reiner Text" anzeigen lassen, 

können über Ansicht ➔ Nachrichteninhalt die Anzeige temporär auf HTML umstellen. Es gibt 
außerdem eine Erweiterung, welche diesen Vorgang vereinfacht: 
https://addons.mozilla.org/de/thunderbird/addon/allow-html-temp/  
Damit dürfte das Problem gelöst sein, die Schrift habe ich auch zur besseren Lesbarkeit angepasst.   

 
Der Newsletter nun zu folgenden Themen:  

 
Der Newsletter zu folgenden Themen: 

  
1. Neue konsolidierte Fassung SGB II /Lesefassung mit Integrationsgesetz) 

============================================ 
 Wir haben jetzt nochmal eine überarbeitete Fassung des SGB II ins Netz gestellt, darin sind auch die 
Änderungen des Integrationsgesetzes eingearbeitet. Diese ist hier zu finden: http://www.harald-
thome.de/media/files/9.-SGB-II--ndG-V.-4.pdf 

  

http://tacheles-sozialhilfe.de/index.php?id=159&mid=32&aC=9ce4613e&jumpurl=7
http://tacheles-sozialhilfe.de/index.php?id=159&mid=32&aC=9ce4613e&jumpurl=8
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http://tacheles-sozialhilfe.de/index.php?id=159&mid=42&aC=9ce4613e&jumpurl=1
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2. Neue Fachliche Hinweise und Weisungen zum SGB II 
========================================= 
Die BA hat neue Fachliche Hinweise zu §§ 11, § 11a, § 11b und der ALG II –V erlassen, diese sind hier 
zu finden: http://www.harald-thome.de/sgb-ii---hinweise.html  

Dann gibt es eine Weisung zum Umgang mit Auszubildenden:  tinyurl.com/hx47k5m&nbsp; und zu 
einer Sonderregelung für die Ausbildungsförderung für Nichtdeutsche durch das Integrationsgesetz: 
tinyurl.com/jy2jzrl 

 

 

  
3. Jobcenterpersonalräte kritisieren das sog. Rechtsvereinfachungsgesetz 
============================================= 

Die JC  Personalräte kritisieren das Rechtsvereinfachungsgesetz als nicht das Recht vereinfachendes 
Gesetz, ganz im Gegenteil es schaffe mehr Arbeit und Verwaltungsaufwand. Diese Stellungahme vom 
24.08.2016 möchte ich verbreiten. Denn die Kollegen haben recht, es gibt sie hier: 
http://www.harald-thome.de/media/files/9.-ndG_JC-Persor-te-24.08.16.pdf  

  

 

 

 
4. Hier eine Reihe Infos zum sog. „Integrationsgesetz“   
=================================== 

Hier eine aktualisierte Übersicht zu Leistungsansprüchen und Zugängen nach den Änderungen durch 
das so genannte Integrationsgesetz. Die Tabellen sind nun zusätzlich zu den Asylsuchenden um die 
Gruppe der Geduldeten ergänzt. Das gibt es hier: http://www.harald-
thome.de/media/files/Claudius-Mail-22.8.2016.pdf  
Dann hier eine Übersicht der Änderungen mit Gesetzesblattveröffentlichung:  http://www.harald-
thome.de/media/files/Cafe-Zuflucht-Info-22.8.16.pdf  
Infos zum gewaltsame Aufbruch eines Kirchenasyls in Münster durch die Ausländerbehörde des 
Kreises Coesfeld und Beschluss des VG Münster der die Überstellung nach Ungarn wegen der Gefahr 
einer unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung untersagt: http://www.harald-
thome.de/media/files/Claudius-Mail-25.8.2016.pdf   

  

 

 

  
5. Neue SGB II - Folien im Netz 
=============================================== 

Ich habe jetzt die ersten Folien unter Einarbeitung der Änderungen durch das sog. 
Rechtsvereinfachungsgesetz ins Netz gestellt. Diese sind noch lange nicht vollständig und werden 
gewiss in den nächsten Wochen weiter vervollständigt, korrigiert und erweitert. Aber wer sich für die 
„Unvollendeten“ interessiert, findet sie hier: http://www.harald-thome.de/media/files/SGB-II---
Folien-23.08.2016.pdf 

  

 

 

  
6. Aktualisierter ALG II Rechner veröffentlicht 
===========================================  
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Unser ALG II-Rechner mit der Version 2.0 rechnet mit den ab 1.8.16 eingetretenen Veränderungen 
durch das „Rechtsvereinfachungsgesetz“. Der gilt also für Bescheide ab 1.8.16. Der gesamte 
"unsichtbare" Rechenblock der Version 2.0 ist neu, und wie bei allem Neuen kriecht dort vermutlich 
noch der ein oder andere Wurm durch die Formeln.  

Wenn jemand ein ihm fragwürdig erscheinendes Ergebnis bekommt, soll er das bitte melden und, 
ganz wichtig, die von ihm ausgefüllte Rechnerdatei mit einsenden. Das können die User gerne 
über:  ALGII_Rechner@email.de  machen, dann landet's direkt an der richtigen Adresse. Den alten 
und neuen ALG II-Rechner gibt es ansonsten hier:  tacheles-sozialhilfe.de/startseite/sgb-ii-rechner/ 

  
 

  
7. Blockupy: 2. Sep. – Blocke des Arbeitsministeriums in Berlin 

 

Blockupy ist Teil eines europaweiten Netzwerks vielfältiger Bewegungen, Gewerkschaften, Parteien 
und Flüchtlingsinitiativen aus Italien, Spanien, Griechenland, Belgien, den Niederlanden, Dänemark, 
Frankreich und anderen Ländern, die Widerstand gegen das europäische Krisenregime leisten. Am 2. 
September soll mit einer Besetzungsaktion das BMAS markiert werden, gegen seine Verarmungs- 
und Ausgrenzungspolitik – gegen die Mauern im Innern und die Grenzen nach außen.  
Die Aktion ist inhaltlich richtig und ich möchte sie daher unterstützen und zur Teilnahme aufrufen. 
Mehr dazu auf der Blockupy Webseite unter:  https://blockupy.org/an-die-arbeit-2-september/ 

  

 

 

  
8. Demokratische Föderation Rojava ist in Gefahr! - Rojava braucht heute mehr denn je unsere 
Solidarität! 

 

Die türkische Militärintervention in Syrien dient nicht der Bekämpfung des IS, das Ziel ist es, das 
einzigartige Projekt von kurdischer Selbstverwaltung namens Rojava anzugreifen und 
zurückzudrängen. Wer sich mit dem Hintergrund auseinandersetzen will, bitte hier gucken: 
http://civaka-azad.org/category/c9-analysen/c32-rojava-und-syrien/  
Dann möchte ich auf eine aktuelle Stellungnahme von Ulla Jelpke (MdB Linke) verweisen, in der Ulla 
den Kontext sehr gut rausgearbeitet hat: http://www.ulla-jelpke.de/2016/08/invasion-der-tuerkei-
und-ihrer-soeldner-in-syrien-demokratische-foederation-rojava-ist-in-gefahr/  und dazu sagen: 
Rojava braucht heute mehr denn je unsere Solidarität! So, wie vor zwei Jahren Millionen Menschen 
in aller Welt für Kobane auf die Straße gingen, müssen wir heute wieder auf die Straße gehen: Gegen 
die Invasion Ankaras und seiner mörderischen Söldner und gegen die unheilige internationale 
antikurdische Allianz von Ankara über Washington bis Berlin! 
 

Thomé Newsletter 27/2016 vom 11.09.2016 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter. 

Dieser zu folgenden Themen:  

http://tacheles-sozialhilfe.de/index.php?id=159&mid=42&aC=9ce4613e&jumpurl=10
http://tacheles-sozialhilfe.de/index.php?id=159&mid=42&aC=9ce4613e&jumpurl=11
http://tacheles-sozialhilfe.de/index.php?id=159&mid=42&aC=9ce4613e&jumpurl=12
http://tacheles-sozialhilfe.de/index.php?id=159&mid=42&aC=9ce4613e&jumpurl=13
http://tacheles-sozialhilfe.de/index.php?id=159&mid=42&aC=9ce4613e&jumpurl=13


  Seite 
51 

 
  

1.    "Die neuen Wohnsitzauflagen und ihre sozialrechtlichen Auswirkungen" – Arbeitshilfe 
---------------------------------------------------------------------------------------------------- 
Prof. Dorothee Frings und RA’in Eva Steffen haben eine aktuelle Arbeitshilfe zur "Neuen 
Wohnsitzauflage und ihren sozialrechtlichen Auswirkungen" erstellt.  

Zum 6.8.2016 ist die Einschränkung der Freizügigkeit für anerkannte Flüchtlinge und vergleichbare 
Gruppen in Kraft getreten (Integrationsgesetz vom 31.7.2016). Es enthält ausländerrechtliche 
Wohnsitzauflagen, teilweise mit Rückwirkungen auf den 1.1.2016 (§ 12a AufenthG), sozialrechtliche 
Leistungseinschränkung (§ 22 Abs. 1a SGB II, § 23 SGB XII) und neue Sonderzuständigkeiten (§ 36 Abs. 
2 SGB II). Die Kommunen und Bundesländer versuchen nun die Neuregelung im Wege von 
Ordnungsverfügungen umzusetzen und die Jobcenter drohen mit Leistungsentzug bzw. stellen die 
Leistungen faktisch ein.  
Um dieser Strategie der Leistungsversagung und Disziplinierung ein Stück etwa entgegen zu setzen 
haben die Kolleginnen die Arbeitshilfe erstellt, diese gibt es hier:  http://tacheles-
sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/Wohnsitzauflage_Frings_Steffen_0509016.pdf  

  

2.   SGB II und Ausbildungsförderung 
----------------------------------------------------------------------------------------------- 
Rechtsanwalt Joachim Schaller aus HH hat ein umfassendes Skript (64 Seiten) zu existenzsichernden 
Leistungen, insbesondere ergänzende und aufstockende SGB II – Leistungen für Auszubildende in 
allen Ausbildungslagen, erstellt. Darin sind im Detail die Neuregelungen durch  das „9. SGB II-ÄndG“/ 
Rechtsvereinfachungsgesetz eingearbeitet.  
 
Das Skript:   „SGB II und Ausbildungsförderung“ gibt es hier zum Download:  http://tacheles-
sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/Schaller___SGB_II_und_Ausbildungsfoerderung_20160904.pdf  
 
In dem Zusammenhang ein „Übersetzungspapier“ von der KOS, mit dem die Regelungen für 
Auszubildende nach § 7 Abs. 5, Abs. 6 und der § 27 SGB II nachvollziehbar, ohne die elenden 
Verweise, erklärt wird. Für jeden, der sich durch diesen Mist durchwühlen will, ein Muss, um das 
richtig zu verstehen. Das KOS Auszubildenden Übersetzungspapier gibt es hier:  http://tacheles-
sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/KOS_uebersetzung_auszubildende.pdf 

3.   Umfrage zur Fachaufsichtswahrnehmung durch das MAIS NRW 
------------------------------------------------------------------------------------------------ 
Ich möchte mal bei den Newsletternutzerinnen und -nutzern nachfragen welche Erfahrungen mit der 
Einschaltung der Fachaufsicht des Ministeriums für Arbeit und Soziales (MAIS) in NRW bei den 
kommunalen Leistungen, insbesondere den Unterkunftskosten, bestehen. Wurden von euch 
Fachaufsichtsbeschwerden geschrieben, welche Ergebnisse haben diese gebracht. Bei mir besteht 
der Eindruck einer systematischen Verweigerung der Fachaufsichtswahrnehmung im Bereich der 
KDU. Daher erscheint es mir sinnvoll, einen Erfahrungsaustausch durchzuführen. Rückmeldungen 
bitte an mich.  

4.  Aktualisierter ALG II Rechner veröffentlicht 
---------------------------------------------------------------------------------------- 
Wir haben wieder einen aktualisierten  ALG II-Rechner mit der Version 2.02 im Netz, mit den ab 
1.8.16 eingetretenen Veränderungen durch das „Rechtsvereinfachungsgesetz“. Der gilt also für 
Bescheide ab 1.8.16.  
Den alten und neuen ALG II-Rechner gibt es ansonsten hier:  http://tacheles-
sozialhilfe.de/startseite/sgb-ii-rechner/    

http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/Wohnsitzauflage_Frings_Steffen_0509016.pdf
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http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/Schaller___SGB_II_und_Ausbildungsfoerderung_20160904.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/Schaller___SGB_II_und_Ausbildungsfoerderung_20160904.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/KOS_uebersetzung_auszubildende.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/KOS_uebersetzung_auszubildende.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/sgb-ii-rechner/
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5.    Planungsgrundlagen der Zielsteuerung im SGB II für das Jahr 2017 
------------------------------------------------------------------------------------- 
Dann möchte ich hier die Planungsgrundlagen und Zielsteuerung der BA für das Jahr 2017 
veröffentlichen. Spannend ist dass sie hinsichtlich der sog. Passiven 
Leistungen/Rechtsanspruchsleistungen  keine Aussagen treffen wollen. Das ganze Material gibt es 
hier: http://www.harald-thome.de/media/files/Planungsbrief-und-Zielvereinbahrung-2017.pdf  

6.    Flyer:  Mut zur Wahrheit – was will die AFD wirklich … 
----------------------------------------- 
Dann möchte ich auf einen meiner Meinung nach sehr gelungenen Flyer von „Düsseldorf stellt sich 
quer“ hinweisen, in dem werden klar und plakativ die Inhalte der AFD dargestellt und auch 
begründet warum sie keine Alternative für Ausgegrenzte in diesem Land sein kann und sein darf.  Ein 
solcher Flyer gehört auf den Tisch einer jeden Sozialberatungsstelle bundesweit!. Den gibt es hier 
zum Download:  http://www.harald-thome.de/media/files/afd-druck.pdf  

7.    Ich suche Seminarorte in Freiburg und Koblenz 
------------------------------------------------------------------------------ 
Dann suche ich für nächstes Jahr noch Seminarräume in Freiburg und Koblenz, für 20 Personen an 
Tischen, mit zwei Toiletten, Getränkeversorgung und möglichst citynah. Wer da Tipps und Infos hat, 
bitte mir zumailen. 
 

Thomé Newsletter 28/2016 vom 17.09.2016 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter. 

Dieser zu folgenden Themen: 

1.   Regelbedarfsermittlungsgesetz 
----------------------------------------------------- 
Letzte Woche hat Fr. Nahles das Regelbedarfsermittlungsgesetz vorgelegt, darin wurde bei 
Alleinstehenden eine Regelbedarfserhöhung von 5 EUR bestimmt.  
Diese Armutsregelsätze erfahren berechtigt- und richtigerweise heftige Kritik. So hat die Diakonie 
gemeinsam mit Dr. Irene Becker die Regelsatzberechnung des Bundesministeriums für Arbeit und 
Soziales geprüft und ist zu dem Ergebnis gekommen, dass Erwachsene durch  unsachgemäße Abzüge 
von Bedarfspositionen, die weder im Regelsatz enthalten, noch durch personenbezogene 
Sonderbedarfe abgedeckt sind, eine Kürzung von 147,36 € erfahren. 
Die Berechnungen der Caritas kommen auf einen zusätzlichen Bedarf von 60 Euro im Monat.   

 Der Zeitplan zum Regelbedarfsermittlungsgesetz sieht wie folgt aus:  

Kabinett: 21.09. 

Bundesrat mit Fristverkürzung auf drei Wochen 

Bundestag: 1. Lesung am 10./11. November; 2. Lesung am 15./16. Dezember 

http://www.harald-thome.de/media/files/Planungsbrief-und-Zielvereinbahrung-2017.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/afd-druck.pdf
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Stellungnahmen dazu: 

 DW und Prof. Irene Becker: http://www.harald-thome.de/media/files/Diakonie_StN_Ref-E_-
RBEG_160915.pdf , 

 von der Caritas: http://www.harald-
thome.de/media/files/DCV_Position_RBEG_2016_final.pdf 

 Kurzkommentar von Dr. Kramer Caritas: http://www.harald-
thome.de/media/files/nc15_2016_Kommentar.pdf  

 Stellungnahme vom VAMV mit Forderung nach Umgangsmehrbedarf: http://www.harald-
thome.de/media/files/VAMV_Stellungnahme_GE-RBEG_2016.pdf 

 Stellungnahme von der Lebenshilfe, die sich selbstüberschätzend ohne die Berücksichtigung 
der Arbeit anderer, das Kippen der gekürzten Behinderten RB auf die Fahnen schreibt: 
http://tinyurl.com/hm5nrsh 

Mein Kurzkommentar dazu:  Diese Regelbedarfsfestsetzung ist eine Frechheit, sie ist Nahles´sches 
Regelsatzkleinrechnen um die Armutsbevölkerung weiterhin in prekäre Beschäftigung und in den 
Niedriglohn zu hungern. Das muss sich ändern und zwar nicht dadurch, dass die AFD gewählt wird, 
sondern indem die Betroffenen mal auf die Straße gehen und klarmachen, dass es reicht!  

2.  Hinweis zu Werbeanzeigen im Newsletter 
-------------------------------------------------------------------  
Ab sofort wird es immer wieder mal Werbeanzeigen Dritter in meinem Newsletter geben. Die 
Anzeigen sind als solches gekennzeichnet und sind damit als Fremdmeldung erkennbar. Die daraus 
resultierenden Einnahmen werden zu 100 % zur Finanzierung an den Verein Tacheles e.V. gehen. Der 
Werbeplatz kann von Interessierten zur schnellen Verbreitung von fachspezifischen Infos gemietet 
werden, Konditionen und Preise auf Anfrage. Kontakt: orga@harald-thome.de       

3. BMAS-Verordnung schafft "Zwangsverrentung" ab 
------------------------------------------------------------------------ 
Mit dieser Anpassung wird ein Vorschlag der Arbeitsgruppe der Koalitionsfraktionen "Flexible 
Übergänge vom Erwerbsleben in den Ruhestand" umgesetzt. Bezieherinnen und Bezieher von 
Leistungen nach dem SGB II (Grundsicherung für Erwerbsfähige) werden danach nicht mehr zum 
Eintritt in eine vorgezogene Altersrente mit Abschlägen verpflichtet, wenn die Höhe dieser Rente zur 
Bedürftigkeit, also zum Bezug von Grundsicherungsleistungen im Alter führen würde.  
Dazu auf Seiten vom BMAS: http://tinyurl.com/hv5es93  

Hier eine Bilanz und Auswertung  der Zwangsverrentung und mögliche Reformoptionen durch den 
Linken Abgeordneten Matthias Birkwald: http://www.matthias-w-birkwald.de/article/1360.bilanz-
der-zwangsverrentung-und-moegliche-reformoptionen.html  

Hier nun die VO im Download: http://www.harald-thome.de/media/files/UnbilligkeitsV-ndV.PDF  

  

4. Erfolglose Verfassungsbeschwerde gegen die Berücksichtigung von Einkommen eines 
Familienangehörigen in einer BG  
---------------------------------------------------- 
Das  BVerfG hat zu den gekürzten RBs in BGs entschieden und diese für zulässig erachtet: „Wenn von 
Familienangehörigen, die in familiärer Gemeinschaft zusammen leben, zumutbar erwartet werden 
kann, dass sie „aus einem Topf“ wirtschaften, darf bei der Ermittlung der Bedürftigkeit für die 
Gewährung existenzsichernder Leistungen unabhängig von einem Unterhaltsanspruch das 
Einkommen und Vermögen eines anderen Familienangehörigen berücksichtigt werden“. Dann hat 

http://www.harald-thome.de/media/files/Diakonie_StN_Ref-E_-RBEG_160915.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Diakonie_StN_Ref-E_-RBEG_160915.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/DCV_Position_RBEG_2016_final.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/DCV_Position_RBEG_2016_final.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/nc15_2016_Kommentar.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/nc15_2016_Kommentar.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/VAMV_Stellungnahme_GE-RBEG_2016.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/VAMV_Stellungnahme_GE-RBEG_2016.pdf
http://tinyurl.com/hm5nrsh
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http://www.harald-thome.de/media/files/UnbilligkeitsV-ndV.PDF
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das BVerfG auch festgestellt: „Weigern sich Eltern aber ernsthaft, für ihre nicht 
unterhaltsberechtigten Kinder einzustehen, fehlt es schon an einem gemeinsamen Haushalt und 
damit auch an der Voraussetzung einer Bedarfsgemeinschaft. Eine Berücksichtigung von Einkommen 
und Vermögen scheidet dann aus; ein Auszug aus der elterlichen Wohnung muss dann ohne 
nachteilige Folgen für den Grundsicherungsanspruch möglich sein“ (Pressemitteilung Nr. 60/2016 
vom 7. September 2016, 2 c). 
 Das  dürfte für die Beratung recht relevant sein.  Der Text ist hier zu lesen: 
http://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2016/bvg16-060.html 

5.   „Wuppertaler Landrecht“- Neue Folge Knaller der Monats: Postlaufzeiten von 25 Tagen 
------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
Behördenbriefe dauern lange, beim Wuppertaler Jobcenter dauern sie aber besonders lange. Dabei 
sind 7 oder 15 Tage keine Seltenheit. Schuld daran haben laut Jobcenter-Geschäftsführer Thomas 
Lenz immer die anderen. Nachdem jetzt ein Brief sogar 25 Tage im Jobcenter lag und die Behörde 
offensichtlich nicht in der Lage ist, ihre Postbearbeitung zu verbessern, legt Tacheles jetzt auch in 
diesem Fall Fachaufsichtsbeschwerde beim zuständigen Arbeitsministerium ein. 

Mehr zu diesen Wuppertaler Zuständen hier:  http://tacheles-
sozialhilfe.de/startseite/tickerarchiv/d/n/2069/  

  

6.   Versammlungsbehörden müssen Journalisten Auskunft über Demonstrationen geben  
----------------------------------------------------------------------- 
Eine kleine aber durchaus wichtige Sache: Versammlungsbehörden müssen Journalisten Auskunft 
über Anmelder, Teilnehmerzahl, Motto, Ort, Zeit und Dauer von Demonstrationen geben. Seit März 
2015 berichten die Journalisten Alexej Hock und Johannes Filous über fremdenfeindliche 
Kundgebungen in Sachsen. Das Landratsamt Pirna wollte lange keine Auskünfte über Demos in 
Freital, Heidenau oder Pirna geben. Mit Hilfe eines Anwaltes und der Journalistengewerkschaft dju 
haben sich die beiden nun gegen die Behörde durchgesetzt. Mehr dazu  hier: 
https://correctiv.org/blog/auskunftsrechte/artikel/2016/08/19/wie-zwei-reporter-sich-nach-zehn-
monaten-gegen-das-landratsamt-pirna-durchsetzten/  
 

7.  Flüchtlinge schützen - Rassismus ächten – Naziterror bekämpfen 
---------------------------------------------------------- 
Aus gegebenen und aktuellen Anlass der Vorkommnisse in Bautzen möchte ich dringend auf diesen 
pragmatischen und klaren Aufruf verweisen und einfach alle auffordern, sich dieser braunen Welle so 
gut und stark wie möglich entgegenzustellen.  Aufruf:  http://tinyurl.com/gotrnkx  

8.  Ich suche noch Seminarorte in Koblenz, Schwerin und ggf. Bremen  
------------------------------------------------------------------------------ 
Dann suche ich für nächstes Jahr noch Seminarräume in Koblenz, Schwerin und ggf. Bremen für 20 
Personen an Tischen, mit zwei Toiletten, Getränkeversorgung und möglichst citynah. Wer da Tipps 
und Infos hat, bitte mir zumailen. Das Seminar kann auch bei einem sozialen Träger sein, im 
Gegenzug gibt es immer zwei frei Plätze.  
 

Thomé Newsletter 29/2016 vom 02.10.2016 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

http://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2016/bvg16-060.html
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/tickerarchiv/d/n/2069/
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es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter. 

Dieser zu folgenden Themen: 

1.     Weitere Stellungnahmen zum Regelbedarfsermittlungsgesetz 
=================================================== 
Es gibt weitere Positionen zum Regelbedarfsermittlungsgesetz, der Paritätische kommt zu dem 
Ergebnis, dass die Regelleistungen in der RB Stufe 1 rund 520 EUR sein müssten. Der DPWV wirft dem 
SPD geführten Arbeitsministerium vor, bei der Neuberechnung der Regelsätze willkürliche Eingriffe in 
die Statistik vorgenommen und das Ergebnis auf 409 Euro künstlich klein gerechnet zu haben. Zur 
Bestimmung des Existenzminimums von Kindern verlangt der Verband die umgehende Einsetzung 
einer Expertenkommission. 
Der Tacheles nahestehender Rechenkünstler Rüdiger Böker, der 2009 auch Sachverständiger beim 
BVerfG war, hat sich den Entwurf angeschaut und kommt zu dem Ergebnis, dass sich der RB für eine 
alleine stehende Person auf 575,- EUR belaufen müsste.  
Hier geht es zur Stellungnahme des DPWVs: http://www.der-
paritaetische.de/nc/pressebereich/artikel/news/hartz-iv-paritaetischer-fordert-regelsatz-von-520-
euro/  
und zur Stellungnahme von Rüdiger Böker: http://tacheles-
sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/2074/  

Hier eine Zusammenstellung aller Informationen zu dem geplanten Kleinrechnen der Regelbedarfe 
durch das RBEG:  http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/2075/  

  

Dann noch ein treffender Artikel aus der FR zum Thema:  „Das Existenzminimum wird seit Jahren 
trickreich kleingerechnet“ unter http://www.fr-online.de/wirtschaft/hartz-iv-ausdruck-von-
schwaeche,1472780,34806186.html 
 
Verivox, das Vergleichsportal kommt zu dem Ergebnis: Auch höhere Hartz-IV-Sätze decken 
Stromkosten nicht. Die Durchschnittspreise für Strom seien deutlich höher als in den Hartz-IV-Sätzen 
vorgesehen. Mehr hier: http://www.freenet.de/finanzen/nachrichten/verivox-auch-hoehere-
hartzivsaetze-decken-stromkosten-nicht_5747790_4710836.html  

 
Das sieht Tacheles auch so und hat daher in seinem „Forderungspapier“ zu überfälligen SGB II-
Änderungen unter Ziff. 1 1. Bedarfsdeckende Leistungen für Elektrizität – Energieversorgung 
sicherstellen gefordert, mehr dazu hier:  http://tacheles-
sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/Forderungspapier_13.02.2016.pdf  

  

2.       Neue Weisungen der BA  
========================= 
a. Teilweise Einführung des zwei-Augen-Prinzip 
Zunächst macht die BA die Rolle rückwärts und lässt, nachdem sie es ab 2015 abgeschafft haben, das 
sog. Zwei-Augen-Prinzip bei der Zahlung von Leistungen wieder zu, allerdings nur bis zu einem Betrag 
von 500 EUR. Damit wird wenigstens wieder für Akut- und Notanträge der weisungsrechtliche 
Rahmen geschaffen, ohne dass der jeweilige SB jeweils den Kollegen oder Vorgesetzten fragen muss. 
Diese Regelung ist zu begrüßen, hier zur Weisung:  http://tinyurl.com/jcushhx  

http://www.der-paritaetische.de/nc/pressebereich/artikel/news/hartz-iv-paritaetischer-fordert-regelsatz-von-520-euro/
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b. Neue Fachliche Weisung zum Bußgeldrecht. Das passt zusammen mit den Änderungen im sog. 
Rechtsvereinfachungsgesetz“ wo die Bußgeldtatbestände  in § 63 Abs. 1 Nr. 6 SGB  II  (neu) 
ausgeweitet wurden. Die Weisung gibt es hier: http://tinyurl.com/zcayev5 
c. Weisung zu Aufbewahrungsfristen 
Hier eine Weisung zu Aufbewahrungsfristen von Akten:  http://tinyurl.com/h5cr8tp. 

  

3.       Wohnsitzregelung / SGB II: Weisung BMAS, BA 
===================================== 
Dann ganz viel Material zum Thema Wohnsitzauflagen und einer das bundeseinheitliche Regelungen 
zur Zuständigkeit der Jobcenter in Zusammenhang mit Wohnsitzauflagen nach § 12a AufenthG. 
Erstmal eine Weisung des BMAS, der BA zu Wohnsitzregelung im SGB II, das gibt es hier: 
http://www.harald-thome.de/media/files/Claudius-Voigt,-Letter-30.9.16-Erlass-
Wohnsitzauflagen.pdf  und ein Erlass des MAIS und des Landesinnenministeriums vom 28. 
September zur Wohnsitzregelung in NRW sowie das Protokoll einer 

Telefonkonferenz mit den JC’s dazu, das gibt es hier: http://www.harald-
thome.de/media/files/Claudius-Voigt,-Letter-30.9.16-Erlass-Wohnsitzauflagen.pdf  

Dann eine kurze Info zu geplanten Regelsatzkürzungen im  AsylbLG, das gibt es hier: 
http://www.harald-thome.de/media/files/Georg-Classen-Letter-v.-22.09.2016.pdf  

 

4.       Korrigierter ALG II-Rechner 
========================== 
In unserem SGB II-Excel Rechner waren wieder mal noch kleinere Fehler drin, jetzt dürfte er so 
langsam stimmen. Damit sind jetzt die ab 1.8.16 eingetretenen Veränderungen durch das 
„Rechtsvereinfachungsgesetz“ enthalten. Der Rechner gilt also für Bescheide ab 1.8.16. Den alten 
und neuen ALG II-Rechner gibt es hier:  tacheles-sozialhilfe.de/startseite/sgb-ii-rechner/   

5.       Fachlicher Hinweis: Abzug der 56 % bei Rückforderung gilt bis Ende 2016  
====================================================== 
Die Regelung, dass bei Erstattungsbescheiden  (nach § 50 SGB X)  56 % der kalten Unterkunftskosten 
von der Rückforderungssumme abzuziehen sind, wenn diese nicht durch „Lug und Betrug“ zustande 
gekommen sind und wenn es keinen Aufstockungsanspruch mehr gibt, ist noch bis Jahresende 
anzuwendendes Recht (§ 40 Abs. 1 Nr. 9 SGB II nF) http://www.buzer.de/gesetz/2602/a37326.htm. 
Das haben viele falsch im Kopf, daher noch der Kurze Hinweis darauf.    
  

6.      SZ: Eine treffende Reportage - Ungleichheit in Deutschland  
Viele Deutsche leben am Existenzminimum. Ihre Wut frisst sich in die Gesellschaft - eine 
Spurensuche. 
=========================================== 
Ich möchte hier auf einen treffenden Artikel in der SZ hinweisen, wo sich ein Journalist tiefer mit 
gesellschaftlichen Verhältnissen und den Folgen auf die Menschen auseinandergesetzt hat. Der Titel: 
"Ich würde zuschlagen, wenn ich könnte", den Artikel gibt es hier, er berichtet zudem vom manchmal 
einsamen aber stetigen und bewundernswerten Kampf der Kollegen von Aufrecht in 
Iserlohn:    http://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/ungleichheit-in-deutschland-ich-wuerde-gerne-
mal-zuschlagen-wenn-ich-wuesste-wohin-1.3179306  

http://tinyurl.com/zcayev5
http://tinyurl.com/h5cr8tp
http://www.harald-thome.de/media/files/Claudius-Voigt,-Letter-30.9.16-Erlass-Wohnsitzauflagen.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Claudius-Voigt,-Letter-30.9.16-Erlass-Wohnsitzauflagen.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Claudius-Voigt,-Letter-30.9.16-Erlass-Wohnsitzauflagen.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Claudius-Voigt,-Letter-30.9.16-Erlass-Wohnsitzauflagen.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Georg-Classen-Letter-v.-22.09.2016.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/sgb-ii-rechner/
http://www.buzer.de/gesetz/2602/a37326.htm
http://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/ungleichheit-in-deutschland-ich-wuerde-gerne-mal-zuschlagen-wenn-ich-wuesste-wohin-1.3179306
http://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/ungleichheit-in-deutschland-ich-wuerde-gerne-mal-zuschlagen-wenn-ich-wuesste-wohin-1.3179306
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7.        Termine der Bundeswehr-Reklame im vierten Quartal 2016 
================================================== 
Bundeswehrreklame in Jobcentern und Arbeitsämtern im 4. Quartal dieses Jahr. Auf das diese nicht 
so stattfinden, wie die Veranstalter dies wünschen: http://www.ulla-jelpke.de/wp-
content/uploads/2016/09/JobCenter1.pdf  

  

8.        Ich beim twittern 
=========================== 
Seit ein paar Monaten bin ich bei Twitter aktiv, Aktuelles aus dem Bereich des Sozialrechts, Politik, 
Antifaschismus und Internationalismus von mir unter @hatho05 

Thomé Newsletter 30/2016 vom 09.10.2016 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter. 

Dieser zu folgenden Themen: 
 
1. Nahles stellt sich mit dem „EU-Bürger Ausschlussgesetz“  gegen Verfassungsrecht 
==================================== 
Das Bundesverfassungsgericht stellt klar, dass jede Person, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt in 
Deutschland hat, einen Anspruch auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums 
als Menschenrecht hat, welches deutschen und ausländischen Staatsangehörigen, die sich in der 
Bundesrepublik Deutschland aufhalten, gleichermaßen zusteht. Insofern müsse ein 
Leistungsanspruch eingeräumt werden (Urteil vom 18.07.2012 - 1 BvL 10/10,1 BvL 2/1). 
Der EuGH hat sich im September 2015 dem entgegengestellt und einen SGB II – Leistungsausschluss 
als zulässig erachtet. Das Bundessozialgericht entschied sich im Dez. 2015 für deutsches V 
erfassungsrecht und hat EU-Bürgern unter bestimmten Voraussetzungen einen SGB II bzw. SGB XII – 
Leistungsanspruch zuerkannt.    
Arbeitsministerin Nahles hat unmittelbar nach der BSG-Entscheidungen eine Gesetzesänderung zu 
EU-Bürgern angekündigt, die das Ziel hat, die BSG Entscheidung außer Kraft zu setzen und EU-Bürger 
die ersten fünf Jahre vom SGB II/SGB XII-Anspruch auszuschließen. Daher wird das Gesetz auch 
zynisch „EU-Bürger Ausschlussgesetz“ genannt. Der offizielle Arbeitstitel lautet: „Gesetz zur Regelung 
von Ansprüchen ausländischer Personen in der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem 
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch und in der Sozialhilfe nach dem Zwölften Buch 
Sozialgesetzbuch“.  Den dahingehenden ersten Gesetzesentwurf hat das BMAS jetzt vorgelegt.  
 
Darin bestimmt Nahles, dass EU-Bürger eine „Überbrückungsleistung“ längstens für einen Zeitraum 
von vier Wochen, aber auch nur einmalig innerhalb von zwei Jahren bis zur Ausreise bekommen 
sollen. Im Einzelfall bei besonderen Umständen werden den Leistungsberechtigten „andere 
Leistungen“ gewährt. Daneben werden auf Antrag auch die angemessenen Kosten der Rückreise 
übernommen, diese aber auch nur auf Darlehensbasis.  

Die Überbrückungsleistung ist auf Niveau des AsylbLG.  
 
Den Gesetzesentwurf gibt es hier: http://www.harald-thome.de/media/files/Referentenentwurf-

http://www.ulla-jelpke.de/wp-content/uploads/2016/09/JobCenter1.pdf
http://www.ulla-jelpke.de/wp-content/uploads/2016/09/JobCenter1.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Referentenentwurf-Ausl-ndische-Personen-im-SGB-II-und-SGB-XII.pdf
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Ausl-ndische-Personen-im-SGB-II-und-SGB-XII.pdf  
 
Dazu verschiedene Stellungnahmen dazu hier:  

-          Stellungnahme Diakonie v. 4.5.2016: 
http://www.haraldthome.de/media/files/Diakonie_StN_RE-BMAS_EU-B-rger-6.05.2016-1.pdf   

-          Stellungnahme DPWV v. 6.5.2016:  http://www.harald-thome.de/media/files/StellnSGB-05-
2016-1.pdf  

-           Und Claudius Voigt in Jungle World: "Stütze nur für Deutsche": http://jungle-
world.com/artikel/2016/19/53987.html  

-          Auch ein vom DGB in Auftrag gegebenes Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass das Gesetz 
gegen das Grundgesetz und EU-Recht verstößt: http://www.migazin.de/2016/08/09/dgb-gutachten-
neue-sozialhilfe-eu/  

-          Hier das Gutachten: http://www.harald-thome.de/media/files/DGB-Gutachten-EU-B-
rgerausschlussgesetz.pdf  

Der Nahlische Referentenentwurf soll kommende Woche vom Bundeskabinett beschlossen werden. 
Siehe dazu auch: http://www.zeit.de/politik/deutschland/2016-10/eu-auslaender-anspruch-
sozialhilfe-hartz-iv-beschraenkung-kabinett-gesetzentwurf-andrea-nahles  

  

2.      Gnadenbrot im Armutsbereich: Regelbedarfserhöhung 5 €, Kindergeld 2 €, Kinderzuschlag 10 
€ … 
-------------------------------------------------------------------------- 
Bei so viel sozialpolitischer Großzügigkeit einer schwarz – roten Bundesregierung verschlägt es einem 
schier den Atem.   
Der DPWV hat zum Teil die passenden Worte gefunden und kritisiert Regierungspläne für „Mini-
Steuerreform“ als „Farce“. Mehr dazu hier: http://tinyurl.com/zhzmz2s 

3.       Arbeitshilfe Wohnsitzregelung nach § 12a AufenthG 
---------------------------------------------------------------------- 
Diese Arbeitshilfe informiert über den aktuellen Stand zur Umsetzung der Wohnsitzregelung nach § 
12 a AufenthG für anerkannte Flüchtlinge. Autor der Arbeitshilfe ist Claudius Voigt, Mitarbeiter der 
GGUA Flüchtlingshilfe aus Münster. Die Arbeitshilfe gibt den Stand am 22.09. wieder, diese gibt es 
hier: http://tinyurl.com/h37zxc2 

4.       Kostensenkungsverfahren auch bei Wohneigentum 
============================================= 
Das SG Dortmund hat entschieden, dass auch bei Wohneigentum zunächst alle Kosten der 
Unterkunft zu übernehmen sind und eine Kostenbegrenzung erst nach wirksam gewordener 
Kostensenkung zulässig ist (Urt. v. 19.09.2016, Az. S 19 AS 1803/15). 
Ein Urteil was einige Relevanz hat, mehr dazu hier: 
https://www.justiz.nrw.de/JM/Presse/presse_weitere/PresseLSG/26_09_2016_/index.php  

  

http://www.harald-thome.de/media/files/Referentenentwurf-Ausl-ndische-Personen-im-SGB-II-und-SGB-XII.pdf
http://www.haraldthome.de/media/files/Diakonie_StN_RE-BMAS_EU-B-rger-6.05.2016-1.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/StellnSGB-05-2016-1.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/StellnSGB-05-2016-1.pdf
http://jungle-world.com/artikel/2016/19/53987.html
http://jungle-world.com/artikel/2016/19/53987.html
http://www.migazin.de/2016/08/09/dgb-gutachten-neue-sozialhilfe-eu/
http://www.migazin.de/2016/08/09/dgb-gutachten-neue-sozialhilfe-eu/
http://www.harald-thome.de/media/files/DGB-Gutachten-EU-B-rgerausschlussgesetz.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/DGB-Gutachten-EU-B-rgerausschlussgesetz.pdf
http://www.zeit.de/politik/deutschland/2016-10/eu-auslaender-anspruch-sozialhilfe-hartz-iv-beschraenkung-kabinett-gesetzentwurf-andrea-nahles
http://www.zeit.de/politik/deutschland/2016-10/eu-auslaender-anspruch-sozialhilfe-hartz-iv-beschraenkung-kabinett-gesetzentwurf-andrea-nahles
http://tinyurl.com/zhzmz2s
http://tinyurl.com/h37zxc2
https://www.justiz.nrw.de/JM/Presse/presse_weitere/PresseLSG/26_09_2016_/index.php
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5.       Fachstellungnahme des „Berliner Rechtshilfefonds Jugendhilfe“ zu den geplanten SGB XIII 
Änderungen  
============================================ 
Dann möchte ich noch auf eine umfassende Stellungnahme zu den geplanten SGB VIII – Änderungen 
hinweisen, die BRJ-Stellungnahme gibt es hier: http://www.harald-
thome.de/media/files/2016_09_28-BRJ-Stellungnahme-SGB-VIII-Reform-final.pdf  

 6.       Neue Weisung der BA zum Umgang mit ALG I Aufstockern und zum Anspruch auf 
Arbeitsmarktförderungen nach dem SGB III 
===================================== 
Zum 1.1.2017 haben ALG I Bezieher, die aufstockende Leistungen nach dem SGB  II erhalten, 
Anspruch auf Förderung nach dem SGB III und nicht mehr nach dem SGB II (§ 5 Abs. 4 SGB II) und 
eine entsprechende Folgeänderung in (§ 22 Absatz 4 Satz 5 SGB III ab dem 01.01.2017). Dazu hat jetzt 
die BA eine erste Weisung rausgegeben um diesen Anspruch abzuwickeln, diese gibt es hier: 
http://tinyurl.com/z482haw  

  

7.       Verwaltungsgericht Leipzig erklärt polizeiliche Videoaufnahmen für rechtswidrig 
================================================================== 
In zwei  Urteilen hat das VG Leipzig die Standardvideoaufnahmen der Polizei bei Demonstrationen für 
unzulässig erklärt.  Das Verwaltungsgericht stellte in seinem Urteil (1 K 259/12) fest, dass es sich 
„bereits beim Vorhalten der eingeschalteten Kamera […] um einen Eingriff in das Recht der Klägerin 
aus Artikel 8 Abs. 1 Grundgesetz“ handelt. Auch die „bloße Übertragung von Kamerabildern auf einen 
Monitor, ohne dass dabei eine Aufzeichnung erfolgt, stellt einen Eingriff in das Grundrecht auf 
Versammlungsfreiheit dar“, so das Verwaltungsgericht. Das Beobachten durch eine Kamera 
ermöglicht „eine andere Qualität und Quantität der Beobachtung“, als die mit dem bloßen Auge. 
Dadurch dass die Versammlungsteilnehmer nicht einschätzen können ob die Kamera eingeschaltet 
und auf ihn/ sie gerichtet ist, entsteht ein Anpassungsdruck, der dazu führen kann, dass Menschen 
ihr Grundrecht nicht mehr wahrnehmen.  
Grade der letzte Punkt ist sehr relevant, denn hinterher sagt immer die Polizei, es sei doch gar nicht 
gefilmt worden, die Kamera sein nicht angeschaltet gewesen.   
Die Urteile haben für alle freiheitsliebenden Menschen Bedeutung, besonders dann, wenn es ihnen 
zu bunt wird, dass die Polizei stetig und immer bei linken Demonstrationen filmt und damit erst 
Auseinandersetzungen wegen Vermummung provoziert. Mehre dazu hier: http://www.jule-
nagel.org/index.php/2016 

 

Thomé Newsletter 31/2016 vom 17.10.2016 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter. 

Dieser zu folgenden Themen: 

1.     Deutscher Verein zum Regelbedarfsermittlungsgesetz 
========================== 
Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. fordert Korrekturen bei der 
Neufestsetzung der Regelsätze. Das BVerfG hat in seinem Beschluss vom 23.07.2014 u. a. festgestellt, 

http://www.harald-thome.de/media/files/2016_09_28-BRJ-Stellungnahme-SGB-VIII-Reform-final.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/2016_09_28-BRJ-Stellungnahme-SGB-VIII-Reform-final.pdf
http://tinyurl.com/z482haw
http://www.jule-nagel.org/index.php/2016/10/zwei-leipziger-urteile-weisen-polizeiliche-videografie-in-die-schranken-und-staerken-versammlungsfreiheit/
http://www.jule-nagel.org/index.php/2016/10/zwei-leipziger-urteile-weisen-polizeiliche-videografie-in-die-schranken-und-staerken-versammlungsfreiheit/
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dass die aktuellen Regelbedarfe am Rande dessen liegen, was nach dem Grundgesetz als Minimum 
anzuerkennen ist. Für die Neubemessung hat es Prüfaufträge formuliert. In der  Stellungnahme des 
DV wird betont, dass die Regelbedarfe erneut sehr knapp gehalten werden und die Prüfaufträge des 
BVerfG nicht vollständig erfüllt wurden. Weiterhin wird festgestellt, dass der erhöhte Bedarf von 
Eltern unberücksichtigt bleibt, der aus ihren Sorgeverpflichtungen entsteht. Die DV Stellungnahme 
gibt es hier: http://www.harald-thome.de/media/files/DV-29-16_Regelbedarfe_160927.pdf  
 

2.      Neue Unbilligkeitsverordnung bei Zwangsverrentung veröffentlicht  
============================== 
Der neu aufgenommene Punkt zur Unbilligkeitsverordnung bei Zwangsverrentung ist jetzt im 
Bundesgesetzblatt veröffentlicht worden. 

BGBl. I, 2016, Nr. 47, Seite 2210. Hier: http://tinyurl.com/j6ornae 
 
Inkrafttreten: 1.1.2017 

Kurzinhalt: 

Wenn bei regulärem Renteneintrittsalter 70 Prozent der zu erwartenden Regelaltersrente im 
Zeitpunkt der Entscheidung über die Zwangsverrentung niedriger sind als der bestehende ALG II-
Bedarf. 

  

3.  Bundesrat fordert zahlreiche Änderungen am Bundesteilhabegesetz 
=================================================== 
Der Bundesrat sieht umfangreichen Verbesserungsbedarf an den Regierungsplänen zum 
Bundesteilhabegesetz. 

Zwar unterstützt er grundsätzlich das Ziel, die Teilhabe von Menschen mit Behinderungen zu 
verbessern und ihre Selbstbestimmungsmöglichkeiten zu verstärken. Allerdings formuliert er in 
seiner über 100 Seiten starken Stellungnahme vom 23.09.2016 (BR-Drs. 428/16 (B)) knapp 100 
Änderungswünsche und Prüfbitten zur besseren Teilhabe für Menschen mit Behinderungen. 

Mehr unter: 

rsw.beck.de/aktuell/meldung/bundesrat-fordert-zahlreiche-aenderungen-am-bundesteilhabegesetz  

  

4.  Bundesregierung plant die nächste Asylrechts-Gesetzesverschärfung 
============================================== 
das Bundesinnenministerium plant die nächste Gesetzesverschärfung. Der Entwurf eines Gesetzes 
zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht sieht Regelungen vor, bestimmten Gruppen langjährig 
Geduldeter sämtliche Integrationsmaßnahmen und das soziokulturelle Existenzminimum zu 
verweigern, um so die Bleibeperspektive zu minimieren. Unter anderem ist vorgesehen, eine 
"Duldung zweiter Klasse" einzuführen …  
 
mehr dazu hier: http://www.harald-thome.de/media/files/Claudius-Mail-14.10.2016.pdf 

http://www.harald-thome.de/media/files/DV-29-16_Regelbedarfe_160927.pdf
http://tinyurl.com/j6ornae
http://rsw.beck.de/aktuell/meldung/bundesrat-fordert-zahlreiche-aenderungen-am-bundesteilhabegesetz
http://www.harald-thome.de/media/files/Claudius-Mail-14.10.2016.pdf
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5.   BMAS zum EU-Bürger Ausschlussgesetzt 
===================================== 
Das BMAS hat eine Zusammenfassung der gewünschten und vom Bundeskabinett durch gewunkenen 
Änderungen des „Gesetzes zur Regelung von Ansprüchen ausländischer Personen in der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch und in der Sozialhilfe 
nach dem Zwölften Buch“ vorgelegt, die gibt es hier: http://www.bmas.de/DE/Themen/Soziale-
Sicherung/hintergrundinformationen-zugang-sozialleistungen-eu-auslaender.html  

Siehe dazu auch mein Beitrag im letzten Newsletter unter der Überschrift:  Nahles stellt sich mit dem 
„EU-Bürger Ausschlussgesetz“  gegen Verfassungsrecht, ist hier zu finden: http://tacheles-
sozialhilfe.de/startseite/tickerarchiv/d/n/2078/  

 
Siehe dazu auch: http://www.arbrb.de/gesetzgebung/44154.htm  

 6.   Geheimpapier: Was Rot-Rot-Grün für Hartz-IV-Empfänger plant 
================================================= 
Rot-Rot-Grün schnürt offenbar ein großes Job-Paket für Langzeitarbeitslose. Das geht aus einem 
internen SPD-Papier hervor, das Grundlage für die Koalitionsverhandlung der Arbeitsmarkt-Experten 
von SPD, Grünen und Linker am Sonnabend sein wird. Wenn drei sich einig sind, freut sich der Hartz-
IV-Empfänger. Mehr dazu hier: http://www.bz-berlin.de/berlin/was-rot-rot-gruen 
 

Thomé Newsletter 32/2016 vom 22.10.2016 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter. Dabei freue ich mich besonders, dass ich nun auf die von 
mir herausgegebene Gesetzestextsammlung hinweisen kann, die ab nächste Woche erhältlich sein 
wird.  

Der Newsletter zu folgenden Themen: 

1. Weitere Infos zum „Unionsbürgerausschlussgesetz“  
BMAS präzisiert die (nichtmehr) Ansprüche im SGB II und SGB XII 
====================================================== 
Weitere Hintergründe zu dem vom Bundeskabinett verabschiedeten Entwurf eines Gesetzes zur 
Regelung von Ansprüchen ausländischer Personen in der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach 
dem SGB II und SGB XII. Der Gesetzentwurf stellt Leistungsansprüche und Leistungsausschlüsse im 
SGB II und SGB XII insbesondere für Bürgerinnen und Bürger der Europäischen Union in Deutschland 
gesetzlich klar, so das BMAS, mehr hier …. http://www.harald-thome.de/media/files/Mail-EU-
BuergerAusschlussgesetz-12.10.2016.pdf  
 
 
2. Bundesverwaltungsgericht zu JC Telefonlisten / Veröffentlichung stellt eine "Gefährdung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung" dar 
======================================= 
Einem Anspruch auf Informationszugang zu den dienstlichen Telefonnummern der Bediensteten von 
Jobcentern können sowohl die Gefährdung der Funktionsfähigkeit der Behörde als auch der Schutz 
der personenbezogenen Daten der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter entgegenstehen, so das 
BVerwG im O-Ton.  

http://www.bmas.de/DE/Themen/Soziale-Sicherung/hintergrundinformationen-zugang-sozialleistungen-eu-auslaender.html
http://www.bmas.de/DE/Themen/Soziale-Sicherung/hintergrundinformationen-zugang-sozialleistungen-eu-auslaender.html
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/tickerarchiv/d/n/2078/
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/tickerarchiv/d/n/2078/
http://www.arbrb.de/gesetzgebung/44154.htm
http://www.bz-berlin.de/berlin/was-rot-rot-gruen-fuer-hartz-iv-empfaenger-plant
http://www.harald-thome.de/media/files/Mail-EU-BuergerAusschlussgesetz-12.10.2016.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Mail-EU-BuergerAusschlussgesetz-12.10.2016.pdf
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Ich hatte in der Vergangenheit von einer Reihe Jobcenterleitern höchstpersönlich die Telefonlisten 
übersandt bekommen, dabei wurde mir sinngemäß erklärt, dass sie die Veröffentlichung begrüßen, 
da es sich um „existenzsichernde Leistungen handelt und die Bürger einfach den unmittelbaren 
Zugang zu der Behörde benötigen, nur so können wir sachgerecht unseren gesetzlichen Auftrag 
umsetzen“ schrieb mir mal ein JC Leiter.  
 
Die telefonische Erreichbarkeit eines JC würde also die Funktionsfähigkeit gefährden. Das ist ja wohl 
eine Frage der Definition von Funktionsfähigkeit. "Funktionsfähig" im Sinne von abschreckend, 
abblockend durch Nichterreichbarkeit ist dann sicher gegeben. Einige JC‘s, die sich nicht hinter 
Callcentern verstecken, haben feste Telefonzeiten und da klappt es mit der Erreichbarkeit und die 
Arbeitsfähigkeit der JC‘s ist durchaus gegeben.  
 
 In der Argumentation des BVerwG sind die JC Mitarbeiter durch Bekanntwerden ihrer (dienstlichen!) 
Telefonnummer ungeschützt. Ungeschützt vor was? Welches Bild vom Hilfeempfänger steckt 
dahinter?  
 
Wenn man der Argumentation des Gerichts folgen würde, müsste aber sofort jeder JC –
Mitarbeitername unkenntlich gemacht werden und eine PaP Nummer (Persönlicher 
Ansprechpartner im Sinne des § 14 Abs. 3 SGB II in der Fassung ab 1.8.2016 (!)) vergeben werden.  
 
Also mir fällt da nichts mehr zu ein zu einer solchen fast schon kranken und obrigkeitshörigen 
Argumentation in diesem Urteil.   

Ich kann mir nur wünschen, dass die Kläger den Vorgang auch noch bis zum Ende bringen und zum 
BVerfG gehen. Aus meiner Sicht ist es ein Skandalurteil, welches eigentlich keinen Bestand haben 
darf in einem demokratischen  Staat, aber realistischer weise leider vermutlich haben wird.  

 Das BVerwG: 
http://www.bverwg.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung.php?jahr=2016&nr=86 

 Der Spiegel  dazu: http://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/jobcenter-duerfen-
durchwahlen-von-mitarbeitern-verheimlichen-a-1117603.html 

 Ein Artikel in Heise dazu: http://www.heise.de/tp/artikel/49/49774/1.html 

 
Das BVerfGE hat formuliert:  „Daneben weist die Informationsfreiheit eine individualrechtliche, aus 
Art. 1 Art. 2 Abs. 1 GG hergeleitete Komponente auf.... Das Grundrecht der Informationsfreiheit ist 
wie das Grundrecht der freien Meinungsäußerung eine der wichtigsten Voraussetzungen der 
freiheitlichen Demokratie ....“ (BVerfGE 21, 81) 
 
Jetzt wird das Bundesverfassungsgericht beim Wort zu nehmen sein, ob es dieses Recht auch bei 
Jobcenter Telefonlisten sieht oder ob das Individualrecht vor der behaupten 
Staatsräson  zurückzustehen hat.  

 
3.       Neue Quer / Ausgabe 17 ist Online 
============================== 
Die 17. Ausgabe der "quer für alle" ist online. Wieder mal sind 40 Seiten fertig und für jeden 
downloadbar. Inhaltlich geschlagen wird  ein weiter Bogen von einer Jobcenter -Aktion über das 
Jahresgutachten des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes zu einem Diskussionsbeitrag zum 
bedingungslosen Grundeinkommen, dazu natürlich wieder Beratungstipps und 
Urteilsbesprechungen. Die Quer 17 gibt es hier: http://www.also-zentrum.de/downloadbereich.html  

http://www.bverwg.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung.php?jahr=2016&nr=86
http://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/jobcenter-duerfen-durchwahlen-von-mitarbeitern-verheimlichen-a-1117603.html
http://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/jobcenter-duerfen-durchwahlen-von-mitarbeitern-verheimlichen-a-1117603.html
http://www.heise.de/tp/artikel/49/49774/1.html
http://www.also-zentrum.de/downloadbereich.html
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 4. Neue Weisungen zum SGB II  
============================= 
Die BA hat die fachlichen Hinweise zur Eingliederungsvereinbarung / zu § 15 SGB II neu 
veröffentlicht, diese gibt es hier: http://www.harald-thome.de/sgb-ii---hinweise.html  

 5.  Infos zum Informationsfreiheitsgesetz  + Folien von RA 
============================================== 
Das Gesetz gibt es seit zehn Jahren und erlaubt dem Bürger detaillierte Einblicke in das 
Verwaltungshandeln des Bundes und stärkt die demokratischen Beteiligungsrechte der Bürger. Es 
ermöglicht als voraussetzungsloses „Jedermannsrecht“ den Zugang zu amtlichen Informationen (bis 
auf einzelne Ausnahmen, wie bspw. Jobcenter Telefonlisten).  

Die Bundesbeauftragte für den Datenschutz und Informationsfreiheit hat einen neuen Inforeader 
zum Informationsfreiheitsgesetz rausgegeben, welchen ich hier bekannt geben möchte: 
http://tinyurl.com/jvfpc7e  
Dazu möchte ich auf ein sehr interessantes Skript von Ra Christoph Partsch, verweisen, worin er sich 
mit den Erfahrungen und Perspektiven der rechtlichen Durchsetzung von 
Informationsfreiheitsrechten auseinandersetz, das gibt es hier: http://tinyurl.com/jyyf9qk  
 
 
6. FragdenStaat.de - Neue Kampagne: Frag Das Jobcenter! 
========================================================== 
Das Recht auf Informationsfreiheit wird unterschätzt. Zu wenig bekannt, zu schwerfällig zu handeln, 
zu mühsam in der Durchsetzung - so könnte man zunächst meinen. Aber das stimmt so nicht. 

Das Portal FragdenStaat.de hat den Zugang zu behördlichen Informationen in vorbildlicher Weise 
ermöglicht und vereinfacht. Auf einer gut strukturierten Seite mit vorgefertigten Textbausteinen hat 
jeder Bürger das Recht Behörden und Ministerien zu hinterfragen. Selbst nicht veröffentlichte Urteile 
können bei Gerichten im Volltext angefordert werden, weil dies zur Demokratieentwicklung beiträgt. 
Nach der Anmeldung genügen wenige Klicks, um eine Anfrage zustellen.  

https://fragdenstaat.de/jobcenter/  

 
7.   Verbraucherzentrale setzt sich für  Musterfeststellungsverfahren ein 
================================================== 
Der Verbraucherzentrale Bundesverband (vzbv) setzt sich seit vielen Jahren dafür ein, dass die 
Möglichkeit für ein Musterfeststellungsverfahren geschaffen wird. Das bedeutet, dass mit einer Klage 
einer Verbraucherschutzorganisation – beispielsweise des vzbv – stellvertretend für alle 
Geschädigten eines Sachverhalts entschieden wird. Das Urteil wäre bindend. 

Dazugehörige PM gibt es hier: http://www.vzbv.de/pressemitteilung/effizientere-
rechtsdurchsetzung-deutschland-ueberfaellig 
 
Anmerkung: der Verein Tacheles hat in seinem Forderungspapier zu den Änderungen durch das „9. 
SGB II-ÄndG“  auch die „Einführung eines Verbandsklagerechts in den Bereichen SGB II, SGB XII und 
AsylbLG“ gefordert, das deckt sich weitgehend mit der Forderung der vzbv, das Tacheles-
Forderungspapier gibt es hier: http://tacheles-
sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/18_11_534.pdf  die Forderung ist unter der Ziff. II 
Sozialverwaltungspraxis – Stärkung der Rechtsposition, dort unter Nr. 8 (Seite 8) zu finden.  
 

http://www.harald-thome.de/sgb-ii---hinweise.html
http://tinyurl.com/jvfpc7e
http://tinyurl.com/jyyf9qk
https://fragdenstaat.de/jobcenter/
http://www.vzbv.de/pressemitteilung/effizientere-rechtsdurchsetzung-deutschland-ueberfaellig
http://www.vzbv.de/pressemitteilung/effizientere-rechtsdurchsetzung-deutschland-ueberfaellig
http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/18_11_534.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/18_11_534.pdf
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Thomé Sondernewsletter Newsletter 33/2016 vom 25.10.2016  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
dieser Sondernewsletter erscheint anlässlich der Fertigstellung unseres neuen Leitfaden.  
 
1. Der neue „ Leitfaden ALG II /Sozialhilfe von A-Z“ ist fertig und erhältlich 
==================================================== 
Der von Frank Jäger und mir herausgegebene Leitfaden ist jetzt fertig und kann bezogen werden. Der 
neue Leitfaden beinhaltet die Rechtsänderungen durch das „9. SGB II-ÄndG“  oder auch 
Rechtsverschärfungsgesetz genannt.  
Darin werden in Stichworten die jeweiligen Fragen im Existenzsicherungsrecht immer im Bereich ALG 
II/Sozialhilfe (3. Kap.) und Grundsicherung  (4. Kap.) des SGB XII abgearbeitet.  
Der Leitfaden erklärt im ersten Teil werden in 90 Stichworten alle Leistungen ausführlich in 
übersichtlicher und bewährt verständlicher Form erläutert. Der zweite Teil behandelt in 34 
Stichworten ausgiebig wie man sich erfolgreich gegen die Behörde wehren kann. 

Das „9. SGB II-ÄndG“   wird wohlklingend als „Rechtsvereinfachungsgesetz“ 
als  Entbürokratisierungsgesetz verkauft, in der Praxis hat dieses Gesetz den Leitfaden um mehr als 
100 Seiten dicker gemacht.  
  
Der Leitfaden erfolgt in der 29. Aufl. , hat 696 Seiten und kostet mit Versand 15 EUR.  
 
Alg II / Sozialhilfe von A-Z 
Autoren:    Frank Jäger, Harald Thomé 
Umfang:    696 Seiten 
Stand:       29. Auflage, Oktober 2016 
ISBN:         978-3-932246-70-8  
Preis:        15,00 €  inkl. Versand innerhalb Deutschlands 

Er ist am einfachsten Online zu bestellen  und zwar hier: http://www.dvs-buch.de/?buch=1 
 
Weitere Infos und Produktflyer hier:  http://tacheles-sozialhilfe.de/ueber-tacheles/leitfaden/#c51 

2.  REPORT MAINZ sucht kurzfristig im SGB II Sanktionierten für  ein Interview   
==================================== 
Dann möchte eine grade bei mir eingegangene Nachricht von Report Mainz weiterleiten:  
 
----- Beginn ------------- 
Sehr geehrte Damen und Herren,  

wir suchen für einen Geschichte in der Sendung REPORT MAINZ, bei der es um Menschen geht, die 
sanktioniert wurden noch kurzfristig Betroffene, die für ein Interview vor die Kamera gehen würden.  

Hintergrund ist, dass die Sanktionspraxis (aber auch die Regeln zur Verhängung von Bußgelder) 
immer weiter verschärft wurden.  

Dieses trifft nach einer aktuellen Studie vor allem Menschen, die nicht so gut gebildet sind oder 
Sprachprobleme haben - weil sie sich schlechter wehren können. 
(http://www.boeckler.de/67545_67565.htm )  

http://www.dvs-buch.de/?buch=1
http://tacheles-sozialhilfe.de/ueber-tacheles/leitfaden/#c51
http://www.boeckler.de/67545_67565.htm
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Gleichzeitig werden die Sanktionsmaßnahmen härter und es darf wie ein "Staatsanwalt" gegen Hartz-
IV-Empfänger vorgegangen werden, die vermeintlich gegen Mitwirkungspflichten verstoßen haben.    

Häufig stellt sich später heraus, dass die Sanktionen (Bußgelder) entweder nicht berechtigt waren 
oder aber doch vermeidbar gewesen wären. Häufig hätte ein einfaches Gespräch vieles vermeiden 
können. Sachbearbeiter sind aber häufig nur schlecht zu erreichen oder es werden wichtige Dinge 
nicht erklärt oder verstanden.  

Wir suchen daher Menschen, die Hartz IV bekommen und zu der oben beschriebenen Gruppe 
gehören und die bereit wären, uns ganz kurzfristig, noch im Laufe dieser Woche, ihre Erfahrungen 
zum Thema Sanktionen vor der Kamera zu schildern.  

Einige unserer Fragen:  

Um welche Art von Sanktionen ging es? 
Wie verliefen die Gespräche mit den Sachbearbeitern?  
Mit welchen Methoden wurde ermittelt?  

Vertraulichkeit und Informantenschutz können wir zusichern. Aus produktionstechnischen Gründen 
wären wir für eine sehr kurzfristige Rückmeldung dankbar.    

Wir würde und sehr freuen, wenn sie uns helfen könnten.  

Mit freundlichen Grüßen  

Oliver Heinsch 
------- Ende ---------------------- 
 
Kontakt:  Oliver.Heinsch@swr.de 
 

Thomé Newsletter 34/2016 vom 06.11.2016 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter. 

Der Newsletter zu folgenden Themen: 

1. Regelbedarfsermittlungsgesetz / es regt sich Widerstand  
========================================== 
Hier erstmal der Fahrplan zum RBERG: 
 
1. Lesung:         21. Oktober 
Ausschuss         9. November vermutlich Anhörungsbeschluss 
Anhörung         28. November 
2./3. Lesung     30. November 
 
Jetzt kommen diverse Stellungnahmen dazu:  

javascript:linkTo_UnCryptMailto('nbjmup+Pmjwfs/IfjotdiAtxs/ef');
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·         Die Wohlfahrtsverbände beziehen gemeinsam Position zum Gesetzentwurf der 
Bundesregierung zur Ermittlung von Regelbedarfen. Die Stellungnahme gibt es hier: 
http://infothek.paritaet.org/pid/fachinfos.nsf/0/adf2e361b124bf6cc12580610047b2ea/$FILE/2016-
11-04%20Regelbedarfsermittlungsgesetz.pdf  

·         Dann eine Gemeinsame Erklärung von DGB, Sozial- und Wohlfahrtsverbänden sowie 
Erwerbslosengruppen:  http://www.harald-thome.de/media/files/B-ndnis-Erkl-rung_final.pdf  

·         Zudem ein gemeinsames Schreiben der Diakonie mit dem Bundesverband der Energie- und 
Wasserwirtschaft zu Strom in den Regelbedarfen, das gibt es hier:  http://www.harald-
thome.de/media/files/161102_DD_BDEW_RBEG_Energiesperren_MdB-Mast.pdf  

·         Caritasstellungnahme zum RBERG: http://www.harald-
thome.de/media/files/DCV_Stellungnahme_RBEG_18_9984_AsylblG_18_9985.pdf  

·         Ausschussempfehlung des Bundesrates, mit wirklich sinnvollen Forderungen, wie Schulbedarfe 
auf 150 EUR Jahr zu erhöhen, Anspruch auf Brillen und Sehhilfen im SGB II /SGB XII zu verankern, 
Krankenkasse bei Haftentlassenen, höhere Regelbedarfe für Jugendliche, Umgangsmehrbedarf ….. 
Zusammenfassung auf Seite 26 ff.  
Die Stellungnahme vom Bundesrat gibt es hier: http://www.harald-thome.de/media/files/BR-DS-
541-1-16-Empfehlung-KV-Haftentlassene.pdf  

·         Vollständiges Gutachten von Dr. Irene Becker mit einem Gutachten zum 
Regelbedarfsermittlungsgesetz: http://www.harald-
thome.de/media/files/Bericht_Teil_1_Regelbedarfe_final_ib.pdf  

·         Stellungnahme von Katja Kipping dazu: Nach Gutdünken klein gerechnet, die gibt es 
hier:  https://www.linksfraktion.de/fileadmin/user_upload/PDF_Dokumente/Hintergrund_Neuermitt
lung_Regelbedarfe.pdf   

·         Hier noch die Kurzstellungnahme von Tacheles dazu: http://tacheles-
sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/2061/  

Eine Zusammenfassung auf http://www.portal-sozialpolitik.de/recht/gesetzgebung/gesetzgebung-
18-wahlperiode/regelbedarfs-ermittlungsgesetz-2017  

  

2. Unterhaltsvorschuss wird deutlich geändert 
============================================= 
Der Verband alleinerziehender Mütter und Väter e.V. (VAMV) begrüßt die Einigung zwischen Bund 
und Ländern, den Unterhaltsvorschuss bis zum 18. Lebensjahr des Kindes zu verlängern und die 
begrenzte Bezugsdauer von 72 Monaten aufzuheben.  
Hier geht’s zu Presseerklärung vom VAMF: 
https://www.vamv.de/fileadmin/user_upload/bund/dokumente/Pressemitteilungen/PM_VAMV_be
gruesst_Einigung__UV_17102016.pdf  

 
 
3. Jonny Bruhn-Tripp: Info-Schrift "Zugang von Auszubildenden, Schülern und Studenten das ALG II 
und SGB II-Leistungen zur Existenzsicherung" 
========================================================= 

http://infothek.paritaet.org/pid/fachinfos.nsf/0/adf2e361b124bf6cc12580610047b2ea/$FILE/2016-11-04%20Regelbedarfsermittlungsgesetz.pdf
http://infothek.paritaet.org/pid/fachinfos.nsf/0/adf2e361b124bf6cc12580610047b2ea/$FILE/2016-11-04%20Regelbedarfsermittlungsgesetz.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/B-ndnis-Erkl-rung_final.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/161102_DD_BDEW_RBEG_Energiesperren_MdB-Mast.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/161102_DD_BDEW_RBEG_Energiesperren_MdB-Mast.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/DCV_Stellungnahme_RBEG_18_9984_AsylblG_18_9985.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/DCV_Stellungnahme_RBEG_18_9984_AsylblG_18_9985.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/BR-DS-541-1-16-Empfehlung-KV-Haftentlassene.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/BR-DS-541-1-16-Empfehlung-KV-Haftentlassene.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Bericht_Teil_1_Regelbedarfe_final_ib.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Bericht_Teil_1_Regelbedarfe_final_ib.pdf
https://www.linksfraktion.de/fileadmin/user_upload/PDF_Dokumente/Hintergrund_Neuermittlung_Regelbedarfe.pdf
https://www.linksfraktion.de/fileadmin/user_upload/PDF_Dokumente/Hintergrund_Neuermittlung_Regelbedarfe.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/2061/
http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/2061/
http://www.portal-sozialpolitik.de/recht/gesetzgebung/gesetzgebung-18-wahlperiode/regelbedarfs-ermittlungsgesetz-2017
http://www.portal-sozialpolitik.de/recht/gesetzgebung/gesetzgebung-18-wahlperiode/regelbedarfs-ermittlungsgesetz-2017
https://www.vamv.de/fileadmin/user_upload/bund/dokumente/Pressemitteilungen/PM_VAMV_begruesst_Einigung__UV_17102016.pdf
https://www.vamv.de/fileadmin/user_upload/bund/dokumente/Pressemitteilungen/PM_VAMV_begruesst_Einigung__UV_17102016.pdf
https://www.vamv.de/fileadmin/user_upload/bund/dokumente/Pressemitteilungen/PM_VAMV_begruesst_Einigung__UV_17102016.pdf
https://www.vamv.de/fileadmin/user_upload/bund/dokumente/Pressemitteilungen/PM_VAMV_begruesst_Einigung__UV_17102016.pdf
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Kollege Jonny Bruhn-Tripp hat eine Arbeitshilfe zum Thema "Zugang von Auszubildenden, Schülern 
und Studenten in SGB II-Leistungen zum notwendigen Lebensunterhalt" erstellt. Diese gibt es 
hier:  http://www.harald-thome.de/media/files/J.-Bruhn-Tripp_SGB-II-und-ALG-II-Leistungen-f-r-
Auszubildende,-Sch-ler-und-Studenten-_Stand-Rechtsvereinfachungsgesetz.pdf  

 
4. Neue Weisung der BA zur Antragsbearbeitung 
======================================= 
Die BA hat unter dem sperrigen Arbeitstitel neue  „Fachliche Weisungen für die Bearbeitung von 
Anträgen auf Leistungen nach dem SGB II“ rausgeben, diese gibt es hier: http://tinyurl.com/jzn5thc 
Dabei wird auf eine dahingehende Loseblattsammlung unter dem gleichen Arbeitstitel verwiesen, 
diese gibt es hier: http://www.harald-thome.de/media/files/sgb-ii-hinweise/FH-Antrag-
28.10.2016.pdf  
 
 
5. Podiumsdiskussion zwischen dieDatenschützer Rhein Main und JC Chef Schulze-Boeing am 14. 
Nov. in Offenbach 
======================================== 
Dann möchte ich auf eine bestimmt spannend werdende Veranstaltung in Offenbach hinweisen, 
wo  dieDatenschützer Rhein Main mit dem JC Offenbach Chef in einer Podiumsdiskussion zum 
Datenschutz in den Ring der öffentlichen Debatte steigen. Mehr dazu hier: http://www.harald-
thome.de/media/files/Podiumsdiskussion-2016.11.14-Sozialdatenschutz-und-Jobcenter.pdf  

 
6. Kleine Anfrage im Landtag NRW zur (Nicht)Wahrnehmung der Fachaufsicht durch das NRW 
Arbeitsministerium 
===================================================== 
Ebenfalls möchte ich auf eine kleine Anfrage im Landtag NRW hinweisen. Der Verein Tacheles hatte 
wegen der rechtswidrigen Verwaltungspraxis des Jobcenter Wuppertal in Bezug auf die 
Unterkunftskosten mehrere Fachaufsichtsbeschwerden beim Düsseldorfer Arbeitsministerium 
gestellt. Die zusammengefasste Rückantwort war, es sei keine Rechtswidrigkeit zu erkennen. 
Gerichte, vom Bundessozialgericht bis zum für Wuppertal zuständigen Sozialgericht In Düsseldorf, 
können diese Rechtswidrigkeit sehr wohl erkennen und haben auch vor Kurzem das Jobcenter 
Wuppertal (noch nicht rechtskräftig) zur Zahlungen höherer Mieten verurteilt.  
Da im Ministerium offensichtlich  Unwilligkeit herrscht, eine rechtswidrige Praxis als solche auch zu 
benennen,  wurde deswegen über den  fraktionslosen Abgeordneten Daniel Schwerd am 31.10.2016 
eine Kleine Anfrage zur (Nicht)Wahrnehmung der Fachaufsicht durch das MAIS am Falle von 
Wuppertal gestellt. Die Kleine Anfrage dazu gibt es hier: http://wuppertal.tacheles-
sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/2095/   

Die dazugehörigen Hintergrundmaterialien sind hier zu finden:  http://wuppertal.tacheles-
sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/2084/   

 
7. Veranstaltungshinweis: NSU-Tribunal im Mai 2017 in Köln 
==================================================== 
Dann ist es mir ein Herzensanliegen auf diese Veranstaltungsreihe hinzuweisen:  

Die rassistische Mordserie des »Nationalsozialistischen Untergrunds« (NSU) ist noch lange nicht 
aufgeklärt. Welche Netzwerke haben den NSU unterstützt? Was wussten Behörden wie der 
Verfassungsschutz? Wieso wurden die Opfer als Täter*innen verdächtigt? Der Prozess in München 
beantwortet die meisten dieser Fragen nicht.  

http://www.harald-thome.de/media/files/J.-Bruhn-Tripp_SGB-II-und-ALG-II-Leistungen-f-r-Auszubildende,-Sch-ler-und-Studenten-_Stand-Rechtsvereinfachungsgesetz.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/J.-Bruhn-Tripp_SGB-II-und-ALG-II-Leistungen-f-r-Auszubildende,-Sch-ler-und-Studenten-_Stand-Rechtsvereinfachungsgesetz.pdf
http://tinyurl.com/jzn5thc
http://www.harald-thome.de/media/files/sgb-ii-hinweise/FH-Antrag-28.10.2016.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/sgb-ii-hinweise/FH-Antrag-28.10.2016.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Podiumsdiskussion-2016.11.14-Sozialdatenschutz-und-Jobcenter.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Podiumsdiskussion-2016.11.14-Sozialdatenschutz-und-Jobcenter.pdf
http://wuppertal.tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/2095/
http://wuppertal.tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/2095/
http://wuppertal.tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/2084/
http://wuppertal.tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/2084/
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Der NSU ist ein Komplex und gehört zu einer Geschichte des Rassismus in Deutschland. Doch wer 
erzählt diese Geschichte? Allzu oft beschränkt sich die NSU Berichterstattung auf die Täter*innen. 
Die Opfer sind aber keine Statisten, sie sind die Hauptzeug*innen des Geschehens. Ihre Geschichte 
und ihre Analyse gilt es zu hören und zu verstehen. So ist die Idee eines Tribunals als Ort der 
gesellschaftlichen Anklage entstanden. 

Das NSU-Tribunal wird vom 17. bis 21. Mai 2017 in Köln-Mülheim stattfinden — also in unmittelbarer 
Nachbarschaft zur Keupstraße als einem Tatort des NSU wie auch einem Ort der lebendigen 
Solidarität. Es wird vorbereitet von Initiativen aus ganz Deutschland, die mit den Betroffenen der 
NSU-Mord- und Anschlagserie solidarisch verbunden sind. 
 
Infoflyer zum Tribunal: http://www.harald-thome.de/media/files/Flyer_NSU-Tribunal_2017.pdf  

 

 Thomé Newsletter 35/2016 vom 13.11.2016 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter. 

Der Newsletter zu folgenden Themen: 

  

1.   Regelbedarfsermittlungsgesetz: Ausschussempfehlung vom Bundesrat übernommen 
========================================= 
Zur Diskussion um das Regelbedarfsermittlungsgesetz (RBEG): der  Bundesrat ist der 
Ausschussempfehlung  mit Drucksache vom 4.11.2016 weitgehend gefolgt. Der Beschluss des 
Bundesrates jetzt auch im Netz: http://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2016/0501-
0600/541-16(B).pdf?__blob=publicationFile&v=1  

 
Hier nochmal der Fahrplan zum RBEG: 

 1. Lesung:         21. Oktober 

 Ausschuss         9. November vermutlich Anhörungsbeschluss 

 Anhörung         28. November 

 2./3. Lesung     30. November 
 
Katja Kipping hat dazu die  bisher unveröffentlichte EVS - Auswertung für die unteren 20 Prozent 
veröffentlicht. Mehr dazu mit der Auswertung hier: http://www.katja-
kipping.de/de/article/1158.evs-auswertung-f%C3%BCr-regelbedarfsermittlung.html  
 

2.     19.11.2016: Demo in Düsseldorf Demo "Wir wollen hier bleiben!" gegen die Wohnsitzauflage  
==================================================== 
Im Sommer 2016 beschloss die Bundesregierung das neue Integrationsgesetz. Zentraler Punkt dieses 

http://www.harald-thome.de/media/files/Flyer_NSU-Tribunal_2017.pdf
http://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2016/0501-0600/541-16(B).pdf?__blob=publicationFile&v=1
http://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2016/0501-0600/541-16(B).pdf?__blob=publicationFile&v=1
http://www.katja-kipping.de/de/article/1158.evs-auswertung-f%C3%BCr-regelbedarfsermittlung.html
http://www.katja-kipping.de/de/article/1158.evs-auswertung-f%C3%BCr-regelbedarfsermittlung.html
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Gesetzes ist die Wohnsitzauflage. Diese Wohnsitzauflage zwingt anerkannte Flüchtlinge in dem 
Bundesland zu bleiben, in dem sie ihren Asylantrag gestellt haben. Das Problem dabei ist, dass das 
Gesetz im August 2016 in Kraft getreten ist, aber rückwirkend bis zum 01.01.2016 angewendet 
werden soll. 

Die Wohnsitzauflage des sogenannten "Integrationsgesetzes" verstößt gegen grundlegendes 
Menschenrecht und führt zu untragbaren Härten. 
Gegen die rückwirkende Umsetzung einerseits und die Pläne der Landesregierung, eine 
Wohnsitzauflage auch innerhalb des Landes einzuführen, hegt sich weiterhin Widerstand.  
 
Für die Betroffenen bedeutet dies: Deren Familien werden wieder auseinandergerissen, es zwingt 
viele Menschen, in jene Städte zurück zu gehen, die sie auch wegen rassistischer Übergriffe und 
gesellschaftlicher Ausgrenzung verlassen haben. 
 
Die Europäischen Menschenrechte garantieren jedem Menschen, sich innerhalb eines Landes frei zu 
bewegen und den Ort an dem man leben möchte frei zu wählen. 
 
Hier ist solidarisches Handeln gefragt, refugees welcome bedeutet auch, sich für die Flüchtlinge 
und deren sozialen und unmittelbaren Rechte einzusetzen und sie zu verteidigen. Ich möchte daher 
alle Leser*innen und Organisationen auffordern, diese Demo zu unterstützen und teilzunehmen.  
Hintergrund: https://treffpunktasyl.wordpress.com/  

3.     BVerfG: Formularmäßig erhobene Verfassungsbeschwerde gegen SGB-II-
Rechtsvereinfachungsgesetz unzulässig 
=========================================================== 
Das Bundesverfassungsgericht hat eine Verfassungsbeschwerde gegen das SGB-II-
Rechtsvereinfachungsgesetz nicht zur Entscheidung angenommen. Auch bei Nutzung einer im 
Internet verfügbaren Vorlage für eine Rechtssatzverfassungsbeschwerde müsse der 
Beschwerdeführer konkret darlegen, inwiefern ihn das Gesetz bereits unmittelbar, selbst und 
gegenwärtig in Grundrechten verletze. Eine bloß formularmäßig erhobene Verfassungsbeschwerde 
sei mangels hinreichender Begründung unzulässig (Beschluss vom 04.10.2016, Az.: 1 BvR 1704/16). 

Mehr unter: http://tinyurl.com/j7hzlnz  

  

4.      Unterhaltsvorschuss Änderungen ab 2017 
================================= 
Zum 1.1.2017 soll das UVG grundlegend geändert werden. Es soll die derzeitige Höchstbezugsdauer 
des Unterhaltsvorschusses von 72 Monaten entfristet und das Höchstbezugsalter des Kindes von 
zwölf auf 18 Jahre angehoben werden. Zusätzlich sollen die Beträge marginal angehoben werden und 
zwar um 7 und 9 EUR 
Für das Jahr 2017 wird es eine Anhebung des Mindestunterhalts und damit auch des 
Unterhaltsvorschusses wie folgt geben: 

-        Kinder im Alter von 0-5 Jahren 152 € 

-        Kinder im Alter von 6-18 Jahren 203 € 

Siehe dazu:  https://www.bundestag.de/presse/hib/201610/-/476262  
Allerdings versucht der Städtetag quer zu schießen: http://tinyurl.com/hwwrttl  

https://treffpunktasyl.wordpress.com/
http://tinyurl.com/j7hzlnz
https://www.bundestag.de/presse/hib/201610/-/476262
http://tinyurl.com/hwwrttl
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5.      Stromanbieter muss Kunden verschiedene Zahlmöglichkeiten anbieten  
========================================================== 
Das Landgericht Köln hat mit Urteil vom 16. August – 33 O 2/16 – einer Klage der 
Verbraucherzentrale Berlin gegen die Yellow Strom GmbH stattgegeben. Die Verbraucherschützer 
sahen das Verhalten des Stromkonzerns als wettbewerbswidrig an, bei der Online-Bestellung des 
Stromtarifs Basic keine verschiedenen Zahlungsmöglichkeiten anzubieten. Verbraucher konnten den 
Stromtarif nur bestellen, wenn sie dem SEPA-Lastschriftverfahren zustimmten. 

Damit aber hat Yellow Strom gegen das Gesetz verstoßen, urteilten die Richter des Landgerichts. 
Weiterlesen → http://www.soziale-schuldnerberatung-hamburg.de/2016/stromanbieter-muss-
kunden-verschiedene-zahlmoeglichkeiten-anbieten/#more-12388 

6.      Bernd Eckhardt: Kurzinfo  
=================== 
Der Kollege gibt jetzt unregelmäßig neben dem Sozialrecht-Justament Kurzmitteilungen raus, so 
seine erste vom Okt. 2016 zu zwei Themen: Zur Kindergeldanrechnung bei Kindern, die bei ihren 
Großeltern leben und ungedeckten Kosten der Unterkunft bei Auszubildenden, die in einem Internat/ 
Wohnheim untergebracht sind 
Mehr dazu hier: http://sozialrecht-justament.de/data/documents/Kurzmitteilung-Oktober-
2016_1.pdf  

7.    Infoveranstaltung dieDatenschützer Rhein Main am 14. Nov. in Offenbach 
 JC Chef Schulze-Boeing  kneift jetzt 
======================================== 
Im letzten Newsletter hatte ich auf die als Podiumsdiskussion geplante Veranstaltung 
zwischen  dieDatenschützer Rhein Main mit dem JC Offenbach Chef Schulze-Boeing  hingewiesen. 
Herr Schulze-Boeing  ist durchaus bekannt dafür, dass er gerne Klartext redet. Nachdem die 
Veranstaltung bundesweit bekannt geworden ist und er auch zuvor zugesagt hatte, gibt es plötzlich 
Terminschwierigkeiten. Gegenüber der Lokalzeitung machte er aber für seine Absage inhaltliche 
Gründe geltend. Mit anderen Worten: Herr Schulze-Boeing kneift jetzt.   

 
Mehr zu Veranstaltung und zur Absage hier: http://tinyurl.com/hk9pcx8  

8.      NSU-Anschlag von 2001: War der Bombenleger in der Kölner Probsteigasse ein V-Mann? 
================================================================ 
Dann möchte ich auf einen umfassenden Telepolis  Artikel hinweisen, in dem sich mit der Frage 
beschäftigt wird, ob das NSU Attentat ggf. von einem Verfassungsschutz V-Mann durchgeführt 
wurde.  Hier handelt es sich um ein staatspolitisch relevantes Thema inwieweit deutsche 
Sicherheitsbehörden und ihre V-Leute in Sprengstoffanschläge und die Attentate der NSU verwickelt 
sind: https://www.heise.de/tp/features/NSU-Anschlag-von-2001-War-der-Bombenleger-in-der-
Koelner-Probsteigasse-ein-V-Mann-3464462.html  

Siehe dazu auch: http://www.vorwaerts.de/artikel/nsu-ausschuss-blinde-flecken-
verfassungsschuetzer und  http://www.terz.org/texte/texte_150708/nsu.html  
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter. 

Der Newsletter zu folgenden Themen: 

  

1.     Bundesrechnungshof kritisiert Jobcenter 
================================= 
Einige Medien haben mit Datum vom 18.11.2016 über einen Bericht des Bundesrechnungshofes zur 
nicht sonderlich effektiven Betreuung von Hartz IV Empfängern berichtet. Der Bundesrechnungshof 
kritisiert, die "mit hohem finanziellen Aufwand der Jobcenter und großem persönlichen Einsatz der 
Leistungsberechtigten erworbenen Kenntnisse und Fertigkeiten" seien "oft nutzlos". Diese Mängel 
seien "ein wesentlicher Grund dafür, dass arbeitsmarktpolitische Maßnahmen und anschließende 
Vermittlungsbemühungen wirkungslos bleiben" (SZ  18.11.2016). 
Ein Artikel dazu: http://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/bundesrechnungshof-rechnungshof-
kritisiert-jobcenter-1.3253930  

  

2.    Fast die Hälfte aller Klagen gegen Hartz IV erfolgreich 
============================================ 
Viele Hartz-IV-Empfänger haben mit ihren Klagen gegen Bescheide der Jobcenter Erfolg. In den 
ersten neun Monaten diesen Jahres waren 44 Prozent der Hartz-IV-Klagen bei den Sozialgerichten 
erfolgreich. Im vergangenen Jahr lag die Erfolgsquote demnach noch bei 40 Prozent, 2014 bei 41 
Prozent. Im September 2016 seien 189.340 Klagen gegen Bescheide bei den Gerichten anhängig 
gewesen. 
 
Mehr dazu hier: https://www.neues-deutschland.de/artikel/1032298.fast-die-haelfte-aller-klagen-
gegen-hartz-iv-erfolgreich.html  
 
Ein Blick nach Wuppertal: Das JC Wuppertal  versucht Erfolge bei Widersprüchen möglichst 
intransparent zu machen, so werden für die Leistungsberechtigten „erfolgreiche“ Widersprüche nicht 
als solche gekennzeichnet, sondern versucht den Erfolg durch nicht nachvollziehbare Formulierungen 
wie „sonstige Erledigung, Nachholung, fehlende Rechtsanwendung, unzureichende Aufklärung, 
geänderte Weisungslage, geänderte Rechtsprechung, Gesetzesänderung“ versucht zu verwischen. 
Die dahingehenden Anfragen im Wuppertaler Stadtrat und Verwaltungsantworten sind hier zu 
finden: http://tinyurl.com/zf4y2vk  
 

3.      „Nahles stellt sich mit dem „EU-Bürger Ausschlussgesetz“  gegen Verfassungsrecht 
==================================== 
Das Bundesverfassungsgericht stellt klar, dass jede Person, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt in 
Deutschland hat, einen Anspruch auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums 
als Menschenrecht hat, welches deutschen und ausländischen Staatsangehörigen, die sich in der 
Bundesrepublik Deutschland aufhalten, gleichermaßen zusteht. Insofern müsse ein 
Leistungsanspruch eingeräumt werden (Urteil vom 18.07.2012 - 1 BvL 10/10,1 BvL 2/1). 
Der EuGH hat sich im September 2015 dem entgegengestellt und einen SGB II – Leistungsausschluss 
als zulässig erachtet. Das Bundessozialgericht entschied sich im Dez. 2015 für deutsches V 
erfassungsrecht und hat EU-Bürgern unter bestimmten Voraussetzungen einen SGB II bzw. SGB XII – 

http://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/bundesrechnungshof-rechnungshof-kritisiert-jobcenter-1.3253930
http://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/bundesrechnungshof-rechnungshof-kritisiert-jobcenter-1.3253930
https://www.neues-deutschland.de/artikel/1032298.fast-die-haelfte-aller-klagen-gegen-hartz-iv-erfolgreich.html
https://www.neues-deutschland.de/artikel/1032298.fast-die-haelfte-aller-klagen-gegen-hartz-iv-erfolgreich.html
http://tinyurl.com/zf4y2vk
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Leistungsanspruch zuerkannt.    
Arbeitsministerin Nahles hat unmittelbar nach der BSG-Entscheidungen eine Gesetzesänderung zu 
EU-Bürgern angekündigt, die das Ziel hat, die BSG Entscheidung außer Kraft zu setzen und EU-Bürger 
die ersten fünf Jahre vom SGB II/SGB XII-Anspruch auszuschließen. Daher wird das Gesetz auch 
zynisch „EU-Bürger Ausschlussgesetz“ genannt. Der offizielle Arbeitstitel lautet: „Gesetz zur Regelung 
von Ansprüchen ausländischer Personen in der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem 
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch und in der Sozialhilfe nach dem Zwölften Buch 
Sozialgesetzbuch“.  Den dahingehenden ersten Gesetzesentwurf hat das BMAS jetzt vorgelegt.  
 
Darin bestimmt Nahles, dass EU-Bürger eine „Überbrückungsleistung“ längstens für einen Zeitraum 
von vier Wochen, aber auch nur einmalig innerhalb von zwei Jahren bis zur Ausreise bekommen 
sollen. Im Einzelfall bei besonderen Umständen werden den Leistungsberechtigten „andere 
Leistungen“ gewährt. Daneben werden auf Antrag auch die angemessenen Kosten der Rückreise 
übernommen, diese aber auch nur auf Darlehensbasis.  
Die Überbrückungsleistung ist auf Niveau des AsylbLG. 

Hier nun der aktuelle Gesetzesentwurf zum  „Unionsbürgerausschlussgesetz“  vom 07.11.2016: 
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/102/1810211.pdf  

  

4.      Zur Höhe der Regelleistung bei Schwangeren im Haushalt der Eltern 
=============================================== 
Üblich ist, schwangere junge Frauen, die im Haushalt der Eltern leben, (meist) mit der 
Regelbedarfsstufe 3 (80 % Regelbedarf) in Höhe von derzeit 324 EUR) und dem 
Schwangerenmehrbedarf entsprechend der jeweiligen Regelbedarfsstufe  als sozialrechtlichen Bedarf 
zu berücksichtigen. Für diese Regelung gibt es keine dezidierte Rechtsgrundlage, sondern 
Handhabungspraxis. Allerdings bestimmt  § 9 Abs. 3 SGB II, dass bei Schwangeren die elterliche 
Unterhaltspflicht im Haushalt entfällt. Eine Reihe von Schwangeren, auch aus Nicht-Hartz IV-
Haushalten,  machen daher SGB II –Leistungsansprüche geltend.  
Nach herrschender Meinung gilt, die junge Frau begründet erst nach der Entbindung zusammen mit 
ihrem Baby eine eigene BG.  
Öfters kommt es anlässlich der Schwangerschaft zu Konflikten und Eltern weigern sich Unterhalt zu 
erbringen (was sie nach § 9 Abs. 3 SGB II auch nicht müssen).  
 
Zu dieser Problematik möchte ich anregen, das BVerfG hat mit Beschluss vom 07.09.2016 
festgestellt: „Weigern sich Eltern aber ernsthaft, für ihre nicht unterhaltsberechtigten Kinder 
einzustehen, fehlt es schon an einem gemeinsamen Haushalt und damit auch an der Voraussetzung 
einer Bedarfsgemeinschaft. Eine Berücksichtigung von Einkommen und Vermögen scheidet dann aus; 
ein Auszug aus der elterlichen Wohnung muss dann ohne nachteilige Folgen für den 
Grundsicherungsanspruch möglich sein“ (Pressemitteilung Nr. 60/2016 vom 7. September 2016, 2 c). 

Im Ergebnis bedeutet dies, im Falle der Weigerung Unterhalt zu erbringen, was sie mit Hinweis auf § 
9 Abs. 3 SGB II auch nicht müssen, entfällt der gemeinsame Haushalt und somit die BG und es ist in 
der Folge die Regelbedarfsstufe  1 von 100 % und der Schwangeren Mehrbedarf ausgehend von der 
Stufe 1 zu erbringen ist. Das macht einen Differenzbetrag von 93,60 EUR.  
 
Die BVerfG  Entscheidung gibt es 
hier:  http://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2016/bvg16-
060.html  

  

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/102/1810211.pdf
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5.      AG SBV-Information: „Das Basiskonto – Information für die Beratungspraxis“ 
=============================================================== 
Die Arbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung der Verbände (AG SBV) stellt eine Informationsschrift 
zur Verfügung: „Das Basiskonto – Information für die Beratungspraxis“ 
 
Die Überschriften:  

1. Zugang zum Basiskonto 

2. Antragstellung/Eröffnung 

3. Ablehnungsgründe 

4. Leistungen/Entgelte 

5. Kündigung des Basiskontos 

6. Rechtsschutz 

 
Die Broschüre gibt es hier: http://www.soziale-schuldnerberatung-
hamburg.de/material/2016/11/AG-SBV_Basiskonto_Beraterinfo_161102.pdf  

 6.      Neue „Düsseldorfer Tabelle“ ab 01.01.2017 
====================================== 
Ab 1.1.2017 gibt es eine neue Düsseldorfer Tabelle. Mehr dazu hier: http://www.soziale-
schuldnerberatung-hamburg.de/2016/agsbv-infomation-das-basiskonto-information-fuer-die-
beratungspraxis/  

  
7.    Die demokratischen und antifaschistischen Kräfte müssen jetzt zusammenstehen! 
============================================================ 
Durch Trumps Wahlsieg wurden Rassismus, Sexismus und Nationalismus von Donald Trump im US-
Wahlkampf in bisher unerlebtem Ausmaß öffentlich gemacht und zur Massenmobilisierung 
erfolgreich eingesetzt. Dabei verdankt sich Trumps Erfolg zugleich seiner Thematisierung der 
dramatischen Folgen des neoliberalen Kapitalismus für das Gros der Menschen. So wurde die Wut 
der sozial Abgehängten auf Wallstreet und neoliberales Establishment, ebenso wie von der Neuen 
Rechten in Europa mit Hass auf Flüchtlinge, Minderheiten und Abweichlerinnen verbunden. 

Es ist zentral und wichtig, dass die demokratischen und antifaschistischen Kräfte jetzt 
zusammenstehen und eine Front bilden müssen.  

  

Dazu auch noch zwei Spiegelkommentare:  Nichts wird gut 
http://www.spiegel.de/politik/ausland/usa-unter-donald-trump-nichts-wird-gut-kommentar-a-
1122045.html  
und dazu auch noch Jakob Augstein, Trump beim Namen nennen - Alle reden von Rechtspopulismus. 
Das ist eine Verharmlosung. Wir erleben die Rückkehr des Faschismus. Die Demokratie hat die 
Gefahr verschlafen. Jetzt ist es zu spät: In den USA ist ein Faschist an die Macht gekommen. Dazu 
hier: http://www.spiegel.de/politik/deutschland/donald-trump-wie-seine-wahl-die-demokratie-
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gefaehrdet-kolumne-a-1121716.html  
 

Thomé Newsletter 37/2016 vom 26.11.2016 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter. Der Newsletter zu folgenden Themen: 

1.     Drei Gesetzesvorhaben, die alle den sozialen Rechtsstaat und die Idee einer sozialen und 
solidarischen EU angreifen  
================================================================ 
In der nächsten Woche werden von dem SPD-geführten Arbeits- und Sozialministerium drei 
Gesetzesvorhaben in den Bundestag gejagt: 

-          das Regelbedarfsermittlungsgesetz und des SGB XII 

-          Änderungsgesetz zum Asylbewerberleistungsgesetz  

-          und das Gesetz zum Ausschluss von insbesondere arbeitsuchenden UnionsbürgerInnen aus 
dem SGB II/XII (Unionsbürgerausschlussgesetz)  

Die Bundesregierung unterhöhlt mit allen drei Gesetzen gezielt die Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts zum menschenwürdigen Existenzminimum.  
 
Die Neue Richtervereinigung erklärt zum Unionsbürgerausschlussgesetz:  

„Die Abschaffung von Sozialleistungen an besonders schwache Mitmenschen untergräbt die 
deutsche Rechts- und Verfassungsordnung“.  

Und weiter: „Schwerer Schaden droht dem Arbeits- und Sozial-recht. Die Regelung schafft eine 
Gruppe moderner Sklaven, die alle Arbeitsbedingungen und jedes Lohnniveau akzeptieren müssen, 
um hier zu überleben. Dies erhöht den Druck auf diejenigen, die zur Zeit regulären Beschäftigungen im 
untersten Qualifikations- und Einkommensbereich nachgehen.  

Die Regelung legt Axt an das Fundament unserer Verfassungs- und Gesellschaftsordnung. Nach 
dem einleuchtenden Verständnis des Bundesverfassungsgerichts wurzeln existenzsichernde 
Leistungen unmittelbar in der Menschenwürde. Bisher galt, dass jeder Mensch unabhängig von 
seiner Herkunft dasselbe Recht auf ein Leben in Würde in sich trägt. Die Neuregelung ersetzt dieses 
tragende Prinzip durch sozialrechtliche Apartheid. Die Folgen für die deutsche Gesellschaft sind 
unabsehbar.“  

Eine gute Zusammenfassung und Bewertung dazu gibt es im Newsletter von Thomas Hohlfeld  

Referent für Migration und Integration der Linken v. 25.11.2016, den gibt es hier: http://www.harald-
thome.de/media/files/Letter-Hohlfeld-v.-25.11.2016.pdf  

  
2. Claudius Voigt:  Bundesregierung will EU-Bürger*innen aushungern - Neue Richtervereinigung: 
"sozialpolitische Apartheid" 
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=============================================================== 
Dann hat Claudius Voigt von der GGUA Münster insbesondere nochmal die Regelungen zum 
Unionsbürgerausschlussgesetz zusammengefasst, seine eigene und Stellungnahmen anderer im 
Anhörungsverfahren veröffentlicht und kommentiert. Diese lesens- und wissenswerten Materialien 
sind hier zu finden:  http://www.harald-thome.de/media/files/Claudius-Voigt-Newsletter-
v.25.11.2016.pdf  

 3.       Urteil des SG Detmold: Teilhabe in Höhe von 30 € monatlich 
============================================== 
Hier möchte ich auf ein spannendes Urteil des SG Iserlohn v. 27.09.2016 - S 7 AS 2145/13 hinweisen, 
dort hat das SG Iserlohn das beklagte JC dazu verurteilt, Teilhabekosten in Höhe von 30 € zu 
bewilligen, der Urteilstenor ist relativ einfach: mit 10 EUR monatlich könne der Sinn und Zweck des 
Gesetzes, vorliegend Musikunterricht nicht erfüllt werden, daher müsse im Wege der teleologische 
Auslegung  die konkret benötigten 30 EUR gewährt werden. Das ist aus meiner Sicht eine mutige und 
beispielhafte Entscheidung, die ich daher der interessierten Fachöffentlichkeit nicht vorenthalten 
möchte, diese gibt es hier zum Nachlesen: http://www.harald-thome.de/media/files/SG-Detmold-
27.09.2016---S-7-AS-214513.pdf  

4.       Einladung zur Rentenkonferenz am 28. Januar 2017 nach Frankfurt am Main  
============================================================ 
Die gravierendsten Zerstörungen des Sozialsystems durch die Hartz IV Gesetze wurden durch die 
radikalen Einschnitte in die Arbeitslosenversicherung und die Rentenversicherung bewirkt. Während 
die Abschaffung der Arbeitslosenhilfe und deren Ersetzung durch die viel zu niedrige Grundsicherung 
sofort sichtbar wurde, vollzieht sich der Abbau der Renten über einen länger laufenden Prozess. 
Inzwischen wird aber das Elend, das vielen Millionen droht, deutlich sichtbar. Allein im letzten Jahr 
sind die staatlichen Ausgaben für die Grundsicherung von Rentnern um 8,5 Prozent gestiegen. Im 
Verhältnis zu 2011 schon insgesamt um 35 Prozent (FAZ 11.10.2016). Das ist erst der Anfang einer 
sich beschleunigenden Entwicklung. Die durchschnittliche Neurente betrug 2015 nur noch 730 Euro 
und sie soll noch weiter sinken  
Mehr dazu in der Einladung, Infomaterial und Hintergrund: http://www.harald-
thome.de/media/files/Rentenkampagne_-Einladung_Materialien.pdf  

5.       Neue fachliche Hinweise der BA 
========================== 
Die BA hat wieder mal neue Weisungen rausgegeben und zwar zu § 16e SGB II (Förderung von 
Arbeitsverhältnissen )  und § 26 SGB II (Kranken- u. Pflegeversicherung), die gibt es hier: 
http://www.harald-thome.de/sgb-ii---hinweise.html  

6.    40-Euro-Schadenspauschale beim Verzug gilt auch für verspätete Lohnzahlungen von 
Arbeitgebern 
====================================== 
Arbeitgeber müssen bei verspäteter oder unvollständiger (Lohn-)Zahlung gemäß dem neuen § 288 
Abs. 5 BGB einen Pauschal-Schadensersatz i.H.v.  40 Euro leisten. Mehr dazu hier: 
http://www.arbrb.de/46130.htm  

7.    Wahrnehmen - Deuten - Handeln: Rechtsextremismus in der Sozialen Arbeit keinen Raum 
bieten 
================================================ 
Dann möchte ich auf eine Broschüre hinweisen die der DPWV in Kooperation mit Mobile Beratung 
gegen Rechtsextremismus Berlin erstellt hat. Sie soll Basiswissen zum Thema Rechtsextremismus und 
Rassismus für alle Kolleginnen und Kollegen im Paritätischen und seinen Mitgliedsorganisationen zur 
Verfügung stellen. Orientiert an Praxis und Alltag werden Tipps und Handlungsempfehlungen für den 

http://www.harald-thome.de/media/files/Claudius-Voigt-Newsletter-v.25.11.2016.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Claudius-Voigt-Newsletter-v.25.11.2016.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/SG-Detmold-27.09.2016---S-7-AS-214513.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/SG-Detmold-27.09.2016---S-7-AS-214513.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Rentenkampagne_-Einladung_Materialien.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Rentenkampagne_-Einladung_Materialien.pdf
http://www.harald-thome.de/sgb-ii---hinweise.html
http://www.arbrb.de/46130.htm
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Umgang mit rechtsextremen Positionen und Phänomenen gegeben. Ziel dieser Handreichung ist es, 
zentrale Ansatzpunkte zu beleuchten, Hilfe-stellungen zu leisten und auf weiterführende 
Informationsmöglichkeiten hinzuweisen. Diese gibt es hier:  http://tinyurl.com/hu4n6g7  

 
In dem Zusammenhang eine Bitte, wer gut gemachtes Infomaterial erstellt hat oder weiß wo so 
etwas im Netz existiert, in dem die Positionen der AFD kurz, prägnant und griffig 
auseinandergenommen werden, in Flyer- und/oder Ausstellungsform, möge mir bitte einen 
Hinweis  geben.  

Thomé Newsletter 38/2016 vom 09.12.2016 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter. Der Newsletter zu folgenden Themen: 

1.      Drei Gesetzesvorhaben, die alle den sozialen Rechtsstaat und die Idee einer sozialen und 
solidarischen EU angreifen durchgewunken 
================================= 
Leider war es nicht anders zu erwarten, der Bundesrat hat das  Regelbedarfsermittlungsgesetz und 
SGB XII – Verschärfungen, das Unionsbürgerausschlussgesetz und erneute Verschärfungen des 
AsylbLG durch gewunken.  Dazu noch eine gute Zusammenfassung des DPWV mit Mail v. 8.12., die 
gibt es hier: http://www.harald-thome.de/media/files/Mail-DPWV-8.12.16-EU-B-rger-
Ausschlussgesetz.pdf  
Dazu auch noch ein Artikel aus der Zeit: http://www.zeit.de/politik/deutschland/2016-12/sozialhilfe-
arbeitslosengeld-eu-auslaender-bundestag  
 
a. Hier jetzt Infos zu dem Regelbedarfsermittlungsgesetz und SGB XII – Verschärfungen: 
http://tinyurl.com/jtb39t3  
Der aktuelle und verabschiedete Gesetzestext steht oben. Dazu noch eine kurze Zusammenfassung: 
http://www.harald-thome.de/media/files/BuReg-lehnt-Forderungen-Bundesrat-ab.pdf  

b. Dann wurde das  Unionsbürgerausschlussgesetz verabschiedet, dazu eine Übersicht hier: 
http://tinyurl.com/h2vb7cn  
Dazu möchte ich auf eine Stellungnahme von Claudius Voigt im Namen des DPWV hinweisen, in dem 
der Kollege die Kritikpunkte hervorragend zusammengefasst hat: http://tinyurl.com/hqyqrmg und 
einen tabellarischen Überblick existenzsichernder Leistungen von Unionsbürgern nach der 
Gesetzesänderung:  http://tinyurl.com/z6zt7g9  

  

c. Die erneuten Verschärfungen des AsylbLG wurden ebenfalls durch gewunken, hier wieder eine 
Übersicht: http://tinyurl.com/zam3ltw  
 

2.  Spannende Beschlüsse: Höhe der KdU bei Rausfall eines Kindes aus der BG  

====================================================== 
Die Kieler Anwältin Susanne Petersen hat zwei interessante Beschlüsse (Beschl. v. 11.08.2016 -  S 43 
AS 185/16 ER) und Beschl. 30.11.2016 - S 39 AS 289/16 ER) mit folgender Fallkonstellation: durch 
ausreichendes Einkommen war ein Kind aus der elterlichen Bedarfsgemeinschaft rausgefallen (§ 7 

http://tinyurl.com/hu4n6g7
http://www.harald-thome.de/media/files/Mail-DPWV-8.12.16-EU-B-rger-Ausschlussgesetz.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Mail-DPWV-8.12.16-EU-B-rger-Ausschlussgesetz.pdf
http://www.zeit.de/politik/deutschland/2016-12/sozialhilfe-arbeitslosengeld-eu-auslaender-bundestag
http://www.zeit.de/politik/deutschland/2016-12/sozialhilfe-arbeitslosengeld-eu-auslaender-bundestag
http://tinyurl.com/jtb39t3
http://www.harald-thome.de/media/files/BuReg-lehnt-Forderungen-Bundesrat-ab.pdf
http://tinyurl.com/h2vb7cn
http://tinyurl.com/hqyqrmg
http://tinyurl.com/z6zt7g9
http://tinyurl.com/zam3ltw
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Abs. 3 Nr. 4 SGB II). Die im SGB II-Bezug verbleibende Mutter stellt nunmehr eine 1-Personen BG dar. 
Die Kammern des SG vertreten die Auffassung, dass der auf die Mutter verbleibende Mietanteil so 
zu bemessen sei, als wäre die Mutter alleinlebend. In der Folge ist die vom JC zu berücksichtigende 
Miete viel höher. Ich betone, es handelt sich um eine Einzelfallentscheidung, allerdings lohnt es sich 
über diese Argumentationslinie nachzudenken, und sie auch in anderen Fällen vorzutragen. Mehr 
dazu hier:http://kanzlei-sh.de/kind-hat-einkommen-durch-unterhalt-alleinerziehende-sollten-kosten-
der-unterkunft-ueberpruefen  

 
 
3. SG Dortmund: Reparaturkosten bei Eigenheim vor Kostensenkungsaufforderung sind in voller 
Höhe zu übernehmen  
======================================================= 
Dann möchte ich auf ein weiteres Urteil hinweisen, das SG Dortmund vertritt die Auffassung, dass die 
Begrenzung der auf Zuschussbasis zu übernehmenden unabweisbaren Reparaturkosten bei 
selbstgenutztem Eigentum vor einer Kostensenkungsaufforderung nicht nach § 22 Abs. 2 SGB II 
beschränkt werden könne. Ich denke das ist für den ein oder anderen auch wichtig. Mehr dazu 
hier:  https://sozialberatung-kiel.de/  
 

4. SGB II-Kurzmitteilungen von Bernd Eckhardt Dezember 2016 
================================== 
Nachdem das Rechtsvereinfachungsgesetz in Kraft getreten ist, werden nunmehr die 
entsprechenden Aufhebungsbescheide verschickt. Dabei geht es oft nicht rechtmäßig zu, wie ich am 
Beispiel eines Nürnberger Falles zeigen werde. Ich beschäftige mich mit der rechtlichen Frage, wann 
die Zukunft im SGB II beginnt, wenn von Aufhebungen für die Zukunft die Rede ist. Tatsächlich bleibt 
aber auch bei der Neuregelung der Anrechnung von BAföG im SGB II vieles unklar. Auch darauf gehe 
ich kurz ein. Die aktuellen Weisungen der BA entsprechen hier nicht den Neuregelungen. Den Rest 
bitte hier lesen: http://www.harald-thome.de/media/files/Kurzmitteilung-Dezember-2016.pdf  

5. ASG-Merkblatt Schüler-Azubis-Studierende im SGB II 
=========================================== 
Die ASG hat ein neues Merkblatt „Leistungsberechtigung im SGB II von Schülern, Studierenden und 
Auszubildenden“ für die Zeit ab 01.08.2016 herausgegeben.  

Mit dem 9. SGB II-Änderungsgesetz wurde der Mietzuschuss gestrichen. Die meisten betroffenen 
Personen haben stattdessen einen Leistungsanspruch auf ergänzendes Arbeitslosengeld II. Daneben 
gab es einige Änderungen u.a. bei der Einkommensanrechnung von Ausbildungsförderung und 
Leistungen im Übergang zur Ausbildungsförderung. Die BAföG-Anhebung zum 01.08.2016 ist 
ebenfalls berücksichtigt. 

Das Thema ist sehr komplex und logisch nur schwer nachzuvollziehen –wenn überhaupt–. Die hier 
genutzte Tabellenform bietet viele Infos komprimiert und übersichtlich einschließlich der maximalen 
Höhe der Ausbildungsförderung. Zur Ergänzung oder dem Abgleich haben wir auf der ersten Seite 
mehrere Zusammenfassungen zu diesem Thema genannt und mit einem direkten Link versehen. 

Das Merkblatt gibt es hier: http://www.harald-
thome.de/media/files/Leistungsberechtigung_von_Schuelern_Studierenden_Azubis_2016.pdf  

  

http://kanzlei-sh.de/kind-hat-einkommen-durch-unterhalt-alleinerziehende-sollten-kosten-der-unterkunft-ueberpruefen
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https://sozialberatung-kiel.de/
http://www.harald-thome.de/media/files/Kurzmitteilung-Dezember-2016.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Leistungsberechtigung_von_Schuelern_Studierenden_Azubis_2016.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/Leistungsberechtigung_von_Schuelern_Studierenden_Azubis_2016.pdf
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6. Jobcenter Wuppertal /Sozialamt Wuppertal zahlen rechtswidrig zu geringe Mieten – in vier 
Jahren über 15 Mio. €! 
======================================================== 
Dann wollen wir noch auf Wuppertaler Spezialitäten hinweisen: das JC /Sozialamt Wuppertal zahlt 
rechtswidrig deutlich zu geringe KdU. Tacheles wirft den Wuppertaler Sozialbehörden massiven 
Rechtsbruch vor und fordert die Betroffenen auf, dieses Jahr noch Überprüfungsanträge zu stellen, 
um rückwirkend ihre Ansprüche sicherzustellen.  
Das mit der Überprüfungsantragsstellung ist natürlich auf für andere  Kommunen relevant, um 
Ansprüchen aus dem Jahr 2015 zu sichern, ist noch in diesem Jahr Handeln der Betroffenen nötig!  

Alles weitere dazu hier: http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/2109/  
 
 
7. Tachelesadressdatenbank – auf Aktualität und Neueintrag prüfen! 
================================================  
Dann möchte ich auch noch alle in der Adressdatenbank von Tacheles e.V. eingetragenen 
Beratungsstellen, Initiativen, Rechtsanwaltskanzleien bitten, die Einträge auf Aktualität zu prüfen. 
Sind die Einträge nicht mehr aktuell und habt ihr die Zugangsdaten nicht mehr, bitte eine kurze Mail 
über die Adressdatenbank, dann können diese zugesandt werden. Wer noch nicht in der Datenbank 
verzeichnet ist, aber SGB II/SGB XII/SGB III-Beratung anbietet, möge sich bitte eintragen, es ist 
wichtig, dass es ein bundesweites Zentralverzeichnis gibt, in dem möglichst viele Beratungsstellen 
verzeichnet sind. Allen Anwälten, die Empfänger des Newsletters und noch nicht im 
Adressverzeichnis von Tacheles e.V. verzeichnet sind, aber entsprechende Beratung anbieten, 
möchte ich ans Herz legen, sich dort einzutragen. Zum einen weil es das umfassendste Verzeichnis 
ist, aber auch deswegen, weil der Verein Tacheles sich über das Adressverzeichnis finanziert. Der 
Eintrag heißt für euch Klienten und für uns die Finanzierung von Unabhängigkeit. Hier geht’s zum 
Adressverzeichnis: http://tacheles-sozialhilfe.de/adressverzeichnis/  

 

Thomé Newsletter 39/2016 vom 19.12.2016 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter, dieser zu folgenden Themen: 

1.   Hartz IV - Gesetze aus Sicht der Regierenden ein voller Erfolg:  
Anteil der Niedriglohnempfänger wächst rasant 
============================================== 
„Rund 20 Prozent der Beschäftigten in Deutschland arbeiten einem Zeitungsbericht zufolge für einen 
Niedriglohn unter zehn Euro in der Stunde. In Ostdeutschland liege ihr Anteil sogar bei 30 Prozent“ 
berichtete Die Zeit am 11. Dez. 2016 unter Berufung auf Daten des BMAS.  
 
Der Zeitartikel: http://www.zeit.de/wirtschaft/2016-12/arbeitsmarkt-niedriglohn-anteil-
beschaeftigte  

Alt Kanzler Schröder hat dazu auf dem Weltwirtschaftsgipfel  Davos im Jahr 2005 erklärt „…Wir 
müssen und wir haben unseren Arbeitsmarkt liberalisiert. Wir haben einen der besten 
Niedriglohnsektoren aufgebaut, den es in Europa gibt. …. und wir haben bei der 
Unterstützungszahlung Anreize dafür, Arbeit aufzunehmen, sehr stark in den Vordergrund gestellt 
…“.  

http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/aktuelles/d/n/2109/
http://tacheles-sozialhilfe.de/adressverzeichnis/
http://www.zeit.de/wirtschaft/2016-12/arbeitsmarkt-niedriglohn-anteil-beschaeftigte
http://www.zeit.de/wirtschaft/2016-12/arbeitsmarkt-niedriglohn-anteil-beschaeftigte
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Die Folgen der SPD Politik sind deutlich sichtbar,  massiver Ausbau des Niedriglohnbereichs, prekäre, 
ungesicherte Beschäftigung, sich abgehängt fühlen (und sein) von großen Teilen der Marginalisierten, 
ein Erstarken von Rechten Positionen.  

Zum Niedriglohn ein alter FR Artikel: http://www.fr-online.de/arbeit---soziales/niedriglohnsektor-
der-volltreffer-von-schroeder,1473632,2677948.html  
 
Und kritische Folien zum Umbau der Gesellschaft: http://www.maskenfall.de/wp-
content/uploads/2016/04/Vortragsfolien-Hartz-Reform-M%C3%A4rz-2016.pdf  
   

2.      Richtigstellung: Gesetzesänderungen erst am 16. Dez. zum Teil durch gewunken 
=============================================== 
Im letzten Newsletter hatte ich mitgeteilt, dass das Regelbedarfsermittlungsgesetz und die SGB XII – 
Verschärfungen, das Unionsbürgerausschlussgesetz und das Verschärfungen zum AsylbLG durch 
gewunken wurden, das war nicht ganz richtig. Die Gesetze waren erst am 16. Dez. im Bundesrat, 
dieser hat den Verschärfungen zum AsylbLG nicht zugestimmt.  

 Das bedeutet, die Regelleistungen 2017 und SGB XII – Verschärfungen sind durch und die 
neuen Regelleistungen zum 1.1.2017 wirksam. Hier hat der Bundesrat eine Entschließung 
gefasst und weitere Änderungen gefordert, die gibt es hier: http://tinyurl.com/j3mvec2 

 Der Bundesrat hat dem Asylbewerberleistungsgesetz am 16. Dezember 2016 nicht 
zugestimmt. Ohne Zustimmung des Bundesrates kann das Gesetz nicht verkündet werden. 
Bundesregierung und Bundestag können nun den Vermittlungsausschuss anrufen, um eine 
Einigung zwischen Bund und Ländern zu erzielen, bis dahin bleibt es bei der alten Rechtslage. 

 
Die Gesetzesvorlage sah und sieht eine nochmalige gravierende Kürzung der AsylbLG-Leistungen vor! 
Alleinstehende in Gemeinschaftsunterkünften würden quasi "zwangsverpartnert" und sollen mit 
dieser Begründung nur noch 90 % des Regelsatzes erhalten. Für sie soll ab 1.1.2017 die eigentlich für 
gemeinsam aus einem Topf wirtschaftende Ehepartner gedachte Regelbedarfsstufe 2 gelten. Weitere 
Infos zum GE siehe hier: http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/asylblg/AsylbLG_2016.html  

Die AsylbLG-Leistungen würden noch weiter unter das Niveau des ALG II bzw. SGB XII sinken. Ab 
1.1.2017 bekäme ein Alleinstehender in einer Unterkunft mit Selbstversorgung nur noch 299 
Euro/Monat, der Alg 2 Regelsatz beträgt ab 1.7.2017 hingegen 409 Euro/Monat. Auch die 
Taschengeldsätze bei Vollverpflegung würden zum 1.1.2017 erneut gekürzt. Vgl. zur Kürzungshistorie 
hier: http://www.harald-thome.de/media/files/Regelsa-tze-AsylbLG-2017.pdf  

 

3.     KdU: Häufige Rechtsverstöße bei der KdU-Angemessenheitsermittlung 
================================================ 
Dann möchte ich auf die Folien von der Kollegin Dorothea Wolf hinweisen, die sich 
dankenswerterweise mit den Knackpunkten bei der KdU-Angemessenheitsermittlung 
auseinandergesetzt hat, die Folien gibt es hier: http://www.harald-
thome.de/media/files/thea6folienhochformat.pdf  
 

http://www.fr-online.de/arbeit---soziales/niedriglohnsektor-der-volltreffer-von-schroeder,1473632,2677948.html
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4.     Zwei Landesarbeitsgerichte wenden jetzt die 40 € Verzugsschadenpauschale im Arbeitsrecht 
an 
============================================  
http://www.arbrb.de/blog/2016/12/06/zwei-landesarbeitsgerichte-wenden-die-40-e-
verzugsschadenpauschale-im-arbeitsrecht-an/ 

  

5.     Solidarität mit Andrej Holm! 
=================== 
Normalerweise sorgen die Personalien von Staatssekretären nicht für Schlagzeilen. Doch im Fall des 
Stadtsoziologen Andrej Holm ist das anders. Schon wenige Tage nach seiner Ernennung ist er 
Gegenstand von Schlagzeilen, eine beispielslose Hetzkampagne gegen ihn wird losgetreten.  
Dabei geht es ganz sicher nicht um eine kritisch-reflektierte Aufarbeitung seiner begangenen Fehler 
als STASI Mitarbeiter, vielmehr um die Denunziation eines Wissenschaftlers und politischen 
Aktivsten, der sich seit Jahrzehnten gegen Verdrängungsprozesse und für eine solidarische 
Stadtpolitik einsetzt.  
 
Ich möchte daher meine Solidarität öffentlich bekunden und die Newsletterleser_innen bitten, dies 
auch zu tun.  
Dazu zwei Hintergrundartikel: https://groni50.org/2016/12/16/in-solidaritaet-mit-andrej-holm/ und 
Peter Novak in Telepolis: https://www.heise.de/tp/features/Andrej-Holm-und-die-Stasi-
Vergangenheit-3569321.html  

 

6. Dann möchte ich um einen Blick Richtung Türkei bitten … 
============================================ 
Nach dem fürchterlichen Doppelanschlag in Istanbul hat Erdogan zur „nationalen Mobilmachung 
gegen alle Terrororganisationen“ aufgerufen, was das heißt wurde die letzten Tage deutlich. Nach 
dem Terroranschlag auf den Militärbus in der Stadt Kayseri wurden in der Nacht zum Sonntag in 
vielen Städten der Türkei HDP Parteibüros und Geschäfte von Kurden von Erdogan- & MHP-
Anhängern gestürmt, zerstört und angezündet. In den sozialen Medien kursierten zudem 
Mordaufrufe gegen Abgeordnete und Parteifunktionäre. 
 
http://www.spiegel.de/politik/ausland/tuerkei-nach-anschlag-in-kayseri-angriffe-auf-hdp-bueros-a-
1126412.html  oder https://www.taz.de/Ueberfaelle-nach-Anschlag-in-der-Tuerkei/!5364855/  
Dazu auch: https://www.heise.de/tp/features/Erdogan-ruft-zur-Mobilmachung-auf-3573387.html  
 
Die Details sind unproblematisch über soziale Medien recherchierbar.  
 
Jede Unterstützung des Erdogan Regimes muss sofort aufhören. Die HDP, die Kurden, die 
fortschrittlichen Linken in der Türkei brauchen jetzt unsere Solidarität und Unterstützung. Hier und 
jetzt und sofort.  

Thomé Newsletter 40/2016 vom 26.12.2016 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

es ist wieder mal Zeit für einen Newsletter, dieser zu folgenden Themen: 

http://www.arbrb.de/blog/2016/12/06/zwei-landesarbeitsgerichte-wenden-die-40-e-verzugsschadenpauschale-im-arbeitsrecht-an/
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1. Bundesverfassungsgericht nimmt den Vorlagebeschluss des SG Gotha an und prüft Sanktionen, 
Benennung von Tacheles als fachkundiger Dritten   
============================================================ 
Den ersten Vorlagebeschluss des SG Gotha hat das BVerfG aus formellen Gründen abgelehnt, danach 
hat das SG Gotha mit Datum vom 2. August 2016 seine verfassungsrechtlichen Zweifel zum zweiten 
Mal dem Bundesverfassungsgericht (BVerfG) vorgelegt.  
 
Hier der Beschluss:  http://tinyurl.com/z8vk5mb  

 
Das BVerfG hat den Verein Tacheles als einen sachkundigen Dritten bestellt, daneben natürlich 
auch die Sozial- und Wohlfahrtsverbände, Städte- und Landkreistag, Gewerk-schaften und 
verschiedene juristische Organisationen.  
 
Die Benennung von Tacheles als sachkundigen Dritten,  als  Organisation die Betroffenen-interessen 
und Positionen vertritt spricht dafür, dass das BVerfG sich eine ausgewogene  Meinungsbildung 
verschaffen will und ist daher zu begrüßen.  
 
Die genannten wurden vom BVerfG zu folgendem Punkten befragt:   

 Erkenntnisse über die tatsächliche Anzahl der Sanktionen und Verteilung auf einzelne 
Pflichtverletzungstatbestände. 

 Erkenntnisse über Fehleranfälligkeit der Leistungsabsenkungen und wie oft diese im WS – 
und sozialgerichtlichen Verfahren aufgehoben werden. 

 Erkenntnisse über die Wirkungen von Sanktionen, einmaliger und wiederholter, 
insbesondere bei Nachholung der Obliegenheit und wie oft sich Leistungsberechtigte nach 
vollständiger Absenkung bereit erklärten, ihren Pflichten nachzukommen. 

 Erkenntnisse über die Verwaltungspraxis der Höhe von Sachleistungen und ob es 
Abweichungen zu den Fachlichen Hinweisen der BA Nr. 4.5 (Rn. 31.48 ff) gibt und ob dabei 
die Dauer der Leistungsabsenkung eine Rolle spielt.   

Diese Punkte möchte ich natürlich auch an die Leserschaft des Newsletters weitergeben,  wenn es 
Untersuchungen zur Wirkung von Sanktionen gibt, vielleicht hat der ein oder andere Verband oder 
ein Studierender dazu gearbeitet, dann fände ich es super, wenn es konkrete Hinweise an uns 
gäbe.   

Auch die Frage der Fehleranfälligkeit von Sanktionen, vielleicht gibt es hier Rechtsan-wälte oder 
sonstige Organisationen  die exemplarisch einzelne Fälle haben, die dokumentiert sind, genauso 
konkrete belegbare Hinweise zur Anwendung der Sachleistung und  zur Höhe.  
 
Hier wäre eine Mithilfe und Unterstützung recht gut. Damit die Fachkundigen dem BVerfG auch 
umfassende und präzise Antworten geben können. 
 
Wer da Infos und Hinweise hat, wende sich bitte an mich. 
 

2.  Konkrete Änderungen durch das Regelbedarfsermittlungs‐ und SGB II/XII ‐ Änderungsgesetz  
============================================================= 
Neben der nunmehr verabschiedeten Änderungen bei den Regelbedarfen kommen zum  01.01.2017 
eine Reihe weitere Änderungen im SGB  XII/SGB II zum Tragen. Die Kolleginnen von Widerspruch e.V. 

http://tinyurl.com/z8vk5mb
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aus Bielefeld haben dazu eine hervorragende Zusammenstellung insb. der SGB XII Änderungen 
gemacht, so dass diese auf einen Blick zu erfassen sind. 
 
Hier die zusammengestellten Änderungen und eine gute Zusammenstellung der Regelbedarfe und 
Mehrbedarfe am Ende:  http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aus_der_Gesetzgebung/Liste-
AEnderungen_SGB_XII_2017_WD_12-2016.pdf  

Dazu noch eine Entschließung des Bundesrat zu notwendigen Änderungen v. 16.12.2016: 
http://tinyurl.com/j3mvec2  

und der Gesetzestext im Wortlaut: Gesetzesbeschluss v. 02.12.16: http://tinyurl.com/zwwkdf5  

3.     Neue Weisung der BA im SGB II 
========================== 
Die BA hat neue Weisungen zu § 26 und 16 SGB II herausgegeben, diese gibt es 
hier:     http://www.harald-thome.de/sgb-ii---hinweise.html  

 4.       Neue Medien 
=========== 
Dann noch einen Hinweis darauf, dass ich recht eifrig am twittern und dort unter hatho05 zu finden, 
nicht ganz so eifrig unter meinem Namen auch auf Facebook vertreten bin.   
 

5.       Hinweis auf Gesetzessammlung Existenzsicherungs- und Verfahrensrecht  
=========================================== 
Auch möchte ich noch einen Hinweis auf die von mir rausgegebene Gesetzessammlung zum SGB II 
geben, diese beinhaltet ohne Kürzungen das SGGB II/SGB XII/SGB I/SGB X, die Vo’s, in Auszügen SGB 
III, SGG und diverse kleinere Gesetzte wie WoGG, BAföG bis hin zur StromGVV und GasGVV. Das 
Ganze ist ein super, handlicher Gesetzestext, ca. 780 Seiten für 12,90 EUR, mehr dazu 
hier:   http://www.lambertus.de/de/shop-details/existenzsicherungs-und-verfahrensrecht,1756.html  

 

 

----------------------------------------- Ende der 2016’er Newsletter ------------------------------------ 
 

                                                Fortsetzung folgt …. Versprochen! 

http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aus_der_Gesetzgebung/Liste-AEnderungen_SGB_XII_2017_WD_12-2016.pdf
http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aus_der_Gesetzgebung/Liste-AEnderungen_SGB_XII_2017_WD_12-2016.pdf
http://tinyurl.com/j3mvec2
http://tinyurl.com/zwwkdf5
http://www.harald-thome.de/sgb-ii---hinweise.html
http://www.lambertus.de/de/shop-details/existenzsicherungs-und-verfahrensrecht,1756.html

